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Merkblatt zur Dokumentation 
 

Allgemein 

Die Darstellung der Ferngasleitungen / Rohrfern-leitun-
gen, deren Zubehör (dazu zählen Nachrichten- u. Be-
triebskabel und Korrosionsschutzanlagen) sowie Kabel-
schutzrohranlagen mit einliegenden Lichtwellenleiterka-
beln ist in den Bestandsunterlagen nach bestem Wissen 
erfolgt. Gleichwohl ist die Möglichkeit einer Abweichung 
im Einzelfall nicht ausgeschlossen. 
 

Übersichtskarte 

© NavLog/GeoBasis-DE / BKG 2020 / geoGLIS OHG 
(p) by Intergraph/HexagonSI 

 
Dokumentation von Ferngasleitungen /  
Rohrfernleitungen 

Die Höhenangaben in den Längenschnitten beziehen 
sich auf den Zeitpunkt der Leitungsverlegung. Nachträg-
liche Niveauänderungen wurden nicht erfasst. Höhen-
angaben in Senkungsgebieten sind nur bedingt ver-
wendbar. 
 

Dokumentation von Betriebskabeln 

Betriebskabel sind im Schutzstreifen parallel zur Fern-
gasleitung / Rohrfernleitung verlegt. Die Lage und De-
ckung des Kabels sind im Bestandsplan nicht dokumen-
tiert. Betriebskabel können sich in wechselnder Lage 
über die gesamte Breite des Schutzstreifens erstrecken. 
 

Dokumentation von Nachrichtenkabeln 

•  in gemeinsamer Trasse mit einer Rohrleitung 

Hinweise zur Lage der Nachrichtenkabel sind in der Re-
gel dem Bestandsplan der parallel verlaufenden Fern-
gasleitung / Rohrfernleitung zu entnehmen. 
In Sonderfällen sind separate Bestandspläne 
angefertigt. 
 

•  in Solotrasse 

Für den Bereich der Solotrassen liegen im Allgemeinen 
nur Grundrisszeichnungen vor. Deckungsangaben, so-
weit sie bei der Verlegung erfasst wurden, werden mit D 
= und dem Maß in Metern angegeben. Bei grabenloser 
Verlegung ist zusätzlich ein Längenschnitt mit den Aus-
wertungen des Bohrprotokolls vorhanden.  

 Dokumentation von kathodischen Korrosions-
schutzanlagen (KKS-Anlagen) 

KKS-Anlagen sind nur zum Teil in den Schutzstreifen der 
Ferngasleitungen / Rohrfernleitungen angeordnet und 
somit in den Bestandsplänen dokumentiert. Für 
außerhalb der entsprechenden Leitungspläne liegende 
Anlagen ist zusätzlich eine separate Dokumentation er-
stellt. Ferngasleitungen / Rohrfernleitungen sind zum 
Schutz gegen Hochspannungsbeeinflussung mit Erdern 
ausgerüstet. Die Erder sind als Bandeisen oder Tiefener-
der ausgeführt und können innerhalb oder außerhalb der 
Schutzstreifen der Ferngasleitungen / Rohrfernleitungen 
verlegt bzw. angeordnet sein. 
Bereiche, die hochspannungsbeeinflusst sind und 
an denen nur unter zusätzlichen Schutzmaßnahmen 
gearbeitet werden darf, sind in der Bestandsdoku-
mentation durch den Hinweis eines Stempelauf-
drucks gesondert ausgewiesen. 
 

Dokumentation von Kabelschutzrohranlagen 
mit einliegenden Lichtwellenleiterkabeln (KSR) 

•  in gemeinsamer Trasse mit einer Rohrleitung 
 
Hinweise zur Lage der Kabelschutzrohranlagen sind in 
der Regel dem Bestandsplan der parallel verlaufenden 
Ferngasleitung / Rohrfernleitung zu entnehmen. In Son-
derfällen wurden separate Bestandspläne angefertigt. 
 
Die Erdüberdeckung der Kabelschutzrohre beträgt bei 
Verlegung in der Regel mindestens 1 m, im Bereich von 
öffentlichen Wegen ca. 60 cm. Die derzeitige Deckung 
kann auch geringer oder größer sein, da vorstehende 
Angaben sich auf den Verlegezeitraum beziehen und 
nachträgliche Niveauänderungen nicht berücksichtigen. 
 
Trassenabschnitte, die in grabenloser Verlegung ausge-
führt wurden, sind als Sonderzeichnung auf dem Be-
standsplan mit zugehörigem Längenschnitt berücksich-
tigt. Die Höhenangaben der Kabelschutzrohranlagen be-
ziehen sich auf die Auswertungen eines Bohrprotokolls. 
 

•  in Solotrasse 

Für den Bereich der Solotrassen liegen im Allgemeinen 
nur Grundrisszeichnungen vor. Deckungsangaben, so-
weit sie bei der Verlegung erfasst wurden, werden mit    
D = und dem Maß in Metern angegeben. Bei grabenlo-
ser Verlegung ist zusätzlich ein Längenschnitt mit den 
Auswertungen des Bohrprotokolls vorhanden. 

 

























 

 

Dienstgebäude Ruppmannstr. 21 · 70565 Stuttgart ·  Telefon 0711 904-0 ·Telefax 0711 904-12090 /-11190 

abteilung2@rps.bwl.de · www.rp.baden-wuerttemberg.de · www.service-bw.de 

Haltestelle Bahnhof Stuttgart-Vaihingen · Parkmöglichkeit Tiefgarage 

 

 

 

 

 

REGIERUNGSPRÄSIDIUM STUTTGART 
ABTEILUNG WIRTSCHAFT UND INFRASTRUKTUR 

Regierungspräsidium Stuttgart · Postfach 80 07 09 · 70507 Stuttgart 

 
Stadtverwaltung Kirchheim unter Teck 
Postfach 14 52 
7322 Kirchheim unter Teck 
 
 
Versand erfolgt nur per E-Mail an: 
o.kuemmerle@kirchheim-teck.de 
 

Datum 17.11.2022 

Name Ulf Schäfer 

Durchwahl 0711 904-12139 

Aktenzeichen RPS21-2434-134/1/11 

 (Bitte bei Antwort angeben) 

 

 

 Stellungnahme zum Flächennutzungsplan 2035 der VVG Kirchheim unter Teck, Det-

tingen unter Teck und Notzingen, Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Ihr Schreiben vom 09.09.2022, Ihr Zeichen 621.41/221-kü 

 
Anlagen 

Gesamtstellungnahme RPS zu Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB vom 16.03.2021 

 

 

Sehr geehrter Herr Kümmerle, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt als höhere Raumordnungsbehörde sowie 

aus Sicht der Abteilungen 3, (teilweise) 4, 5 und 8 – Landwirtschaft; Mobilität, Verkehr, 

Straßen; Umwelt sowie Landesamt für Denkmalpflege – zu der oben genannten Pla-

nung folgendermaßen Stellung: 

 

Raumordnung 

I. Allgemeines 

Planungshorizont der vorliegenden Planung ist ein Planungszeitraum bis 2035. 

 

Der rechtliche Rahmen für die Planung von Bauflächen wird im Wesentlichen durch § 1 

Abs. 3, § 1 a Abs. 2 BauGB, § 1 Abs. 4 BauGB i.V.m. den Zielen der Raumordnung, 

§ 1 Abs. 5 – 7 BauGB und § 5 BauGB bestimmt. 
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Von besonderer Bedeutung ist insoweit insbesondere § 1 Abs. 4 BauGB: Danach sind 

alle Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen, die im Landesentwick-

lungsplan 2002 (LEP) und im Regionalplan Region Stuttgart 2009 (Regionalplan) fest-

gelegt sind. Ziele der Raumordnung sind als verbindliche Vorgaben, die nicht der Ab-

wägung unterliegen, zu beachten (§§ 3 Abs. 1 Nr. 2, 4 Abs. 1 ROG). Grundsätze und 

sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind im Rahmen der Abwägung zu berück-

sichtigen (§§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 4, 4 Abs. 1 ROG). 

Insoweit weisen wir auf den seit Ende 2021 gültigen Bundesraumordnungsplan Hoch-

wasser hin. Er statuiert neue, erhebliche Prüfpflichten (Ziel der Raumordnung) – insbe-

sondere Starkregenereignisse betreffend – und neue wesentliche Grundsätze, die bei 

der Abwägung zu berücksichtigen sind. Dies gilt insbesondere für die K-10 Flächen 

und D-01, die zumindest teilweise jeweils in einem HQ-100 Bereich liegen. 

Zu beachten ist auch, dass die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen, insbe-

sondere die Fläche Ö-04, wegen § 1a Abs. 2 S. 2 – 4 BauGB angemessen und nach-

vollziehbar zu begründen sind. 

 

II. Kirchheim unter Teck 

1. Wohn- und Gewerbebauflächenbedarf 

Der Umfang der Bauflächenausweisung hat sich gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 BauGB an 

den voraussehbaren Bedürfnissen der Kommune zu orientieren. Für die geplanten 

Wohn- und Gewerbebauflächen ist daher der voraussichtliche Bedarf für den Pla-

nungszeitraum des Flächennutzungsplans zu ermitteln. Der Planungszeitraum beträgt 

15 und nicht wie in der Begründung angesetzt 16 Jahre. Als Planungszeitraum sind die 

Jahre 2020 bis 2035 maßgeblich. Das Jahr 2019 kann nicht in den Planungszeitraum 

einbezogen werden, da der Aufstellungsbeschluss erst am 16.12.2019 gefasst wurde. 

 

Wir weisen darauf hin, dass das Statistische Landesamt (StaLa) eine neue regionali-

sierte Bevölkerungsvorausberechnung bis zum Jahr 2040 veröffentlicht hat (Basis 

31.12.2020). Infolgedessen haben sich die Zahlen der Bevölkerungsvorausrechnung 

geändert. Angesichts der Dauer des Verfahrens und im Hinblick darauf, dass die von 

Ihnen verwendeten Zahlen auf der Homepage des StaLa nicht mehr abrufbar sind, 

empfehlen wir die Unterlagen im weiteren Verfahren an die aktuellen Zahlen anzupas-

sen. 
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Diese beiden Hinweise gelten für die Berechnung in Dettingen unter Teck und Notzin-

gen ebenfalls. 

 

a) Wohnbauflächenbedarf 

Für den kommunalen Bedarf werden 13 Wohnbauflächen mit insgesamt 32,8 ha dar-

gestellt. Zusätzlich werden sieben Mischbauflächen im Umfang von 6,82 ha ausgewie-

sen, die zur Hälfte (3,41 ha) auf die Wohnbauflächen anzurechnen sind. 

Der kommunale Bedarf hat sich damit im Vergleich zur letzten Anhörung auf 36,21 ha 

(vormals 37,81 ha) reduziert. 

 

Unter Zugrundelegung der Plausibilitätshinweise des Wirtschaftsministeriums und der 

aktuellen Daten des Statistischen Landesamts errechnet sich folgender Bedarf: 

 

Einwohner (EW) Stand 04/2020 nach StaLa:    40.774 

 

Bevölkerungsvorausrechnung bis 2035 nach StaLA:    41.675 

 

Planungszeitraum von 2020 bis 2035: 15 Jahre 

 

EZ= Einwohnerzuwachs 

 

EZ1:
𝐸𝑊𝑃𝑙𝑎𝑛𝑢𝑛𝑔𝑠𝑗𝑎ℎ𝑟∗𝑊𝑎𝑐ℎ𝑠𝑡𝑢𝑚𝑟𝑎𝑡𝑒 𝑝.𝑎. % ∗𝑃𝑙𝑎𝑛𝑢𝑛𝑔𝑠𝑧𝑒𝑖𝑡𝑟𝑎𝑢𝑚100 = 40.774 𝑥 0,3 𝑥 15 𝐽𝑎ℎ𝑟𝑒100   = 1.834,33  

 

EZ2: 𝐸𝑊𝑍𝑖𝑒𝑙𝑗𝑎ℎ𝑟 𝑃𝑙𝑎𝑛𝑢𝑛𝑔 − 𝐸𝑊𝑃𝑙𝑎𝑛𝑢𝑛𝑔𝑠𝑗𝑎ℎ𝑟 = 41.675 − 40.774    = 901 

 

EZ: 𝐸𝑍1 + 𝐸𝑍2    = 1.834,33 + 901       = 2.735,33 

 
Relativer Flächenbedarf:  𝐸𝑍𝐵𝑟𝑢𝑡𝑡𝑜𝑚𝑖𝑛𝑑𝑒𝑠𝑡𝑤𝑜ℎ𝑛𝑑𝑖𝑐ℎ𝑡𝑒  =  2.735,33 𝐸𝑊80 𝐸𝑊/ℎ𝑎   = 34,19 ha 

 

Anrechnung von: 

Nicht aktivierte Innenentwicklungspotenzialflächen     = 2,18 ha 

209 Baulücken bei 50 % Aktivierungsquote      = 7,08 ha 

Flächenpotenziale gesamt        = 9,26 ha 

 

Absoluter Flächenbedarf: 𝑅𝑒𝑙𝑎𝑡𝑖𝑣𝑒𝑟 𝐹𝑙ä𝑐ℎ𝑒𝑛𝑏𝑒𝑑𝑎𝑟𝑓 − 𝐹𝑙ä𝑐ℎ𝑒𝑛𝑝𝑜𝑡𝑒𝑛𝑧𝑖𝑎𝑙𝑒 =  34,19 ℎ𝑎 − 9,26 ℎ𝑎     = 24,93 ha 
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Ausgewiesene Fläche:          = 36,21 ha 

 

Mehrausweisung: 𝐴𝑢𝑠𝑔𝑒𝑤𝑖𝑒𝑠. 𝐹𝑙ä𝑐ℎ𝑒 − 𝑎𝑏𝑠𝑜𝑙. 𝐹𝑙ä𝑐ℎ𝑒𝑛𝑏𝑒𝑑𝑎𝑟𝑓 = 36,21 ℎ𝑎 − 24,93 ℎ𝑎 = 11,28 ha 

 

Die Erforderlichkeit der Mehrausweisung ist durch die Ergänzung der Begründung 

nachvollziehbar hergeleitet worden. Sie resultiert aus einer Kombination verschiedener 

Faktoren. Zum einen weist das Mittelzentrum Kirchheim unter Teck einen hohen Pend-

lerüberschuss von ca. 2000 Pendlern pro Arbeitstag auf. Dieser Pendlerverkehr aus 

dem Umland soll durch die Schaffung von arbeitsnahem Wohnraum reduziert werden. 

Zum anderen werden im Planungszeitraum neue Fachkräfte die aus dem Berufsleben 

ausscheidenden Arbeitnehmer ersetzen müssen. Diese müssen teilweise in die Region 

zuziehen, sodass auch insoweit Wohnraum bereitgestellt werden muss. Die Stadt be-

findet sich wie beschrieben1 in einer guten wirtschaftlichen Situation. Eine städtebauli-

che Fortentwicklung kann daher auf einer stabilen wirtschaftlichen Basis aufbauen. 

Diese Faktoren werden durch die gute Verkehrsanbindung von Kirchheim unter Teck 

getragen. Sie ergibt sich neben einer günstigen Lage für den motorisierten Verkehr 

(Direkte Lage an der Autobahn A 8 Stuttgart – München und an Bundes- und Landes-

straßen) aus dem direkten S-Bahn-Anschluss nach Stuttgart und der Regionalbahn-

verbindung in das Lenninger Tal. Dass Kirchheim unter Teck bis zum Jahr 2020 stärker 

gewachsen ist, als es in der Vergangenheit prognostiziert wurde, stützt ebenfalls die 

geplanten Mehrausweisungen und rechtfertigt die Annahme eines Mehrbedarfs. 

 

Zur Vollständigkeit weisen wir erneut darauf hin, dass die auf S. 16 der Begründung 

erwähnte geplante Wohnbaufläche K-36 „Haarlet“ (1,1 ha) ausweislich der Planun-

terlagen künftig als landwirtschaftliche Fläche dargestellt wird. Sie entfällt daher als 

Flächenreserve. Gleiches gilt für die in der Begründung aufgeführte Flächenreserve 

„Hungerberg“. Diese wird von der gewerblichen Baufläche K-22a „Bohnau Süd 
westlicher Teil“ erfasst. 

 

 

 

 

                                            
1 S. unter II. 1. b) 
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b) Gewerblicher Bauflächenbedarf 

Fünf gewerbliche Bauflächen mit insgesamt 34,8 ha und sieben Mischbauflächen im 

Umfang von 6,82 ha, die zur Hälfte (3,41 ha) auf die gewerblichen Bauflächen anzu-

rechnen sind, werden für den kommunalen Bedarf ausgewiesen. Im Vergleich zur 

vorherigen Anhörung reduziert sich der gewerbliche Bauflächenbedarf damit auf ins-

gesamt 38,22 ha (vormals 44,22 ha). 

 

Vor dem Hintergrund der deutlichen Reduzierung des gewerblichen Bauflächenbedarfs 

kann die Ausweisung ohne weiteres mitgetragen werden. Wie bereits von der vorheri-

gen Stellungnahme angesprochen, sind lediglich zwei Bauflächen von rund 12 ha2 als 

„neu hinzukommende echte Vorratsfläche“ zu qualifizieren. Für ein Mittelzentrum mit 

guter wirtschaftlicher Entwicklung und Infrastrukturanbindung ist dies angemessen. 

 

Aus den nachgebesserten Planunterlagen ergibt sich, dass die bereits angesprochene 

gute Verkehrsanbindung auch einen deutlichen Vorteil für den Gewerbestandort Kirch-

heim unter Teck darstellt. Da kaum Gewerbeflächenpotenziale gegeben sind und die 

ortansässigen Betreibe Gewerbeerweiterungen vor Ort planen, kann dieser Standort-

vorteil für eine mittel- und langfristige Entwicklung nicht anders umgesetzt werden. 

 

2. Bewertung der Flächen im Einzelnen 

Im Folgenden werden die geplanten Flächen untersucht. Flächen, die nicht erwähnt 

werden, begegnen nach derzeitiger Einschätzung keinen Bedenken und erfordern 

keine sonstigen Bemerkungen. 

Die Wohnbaufläche K-04b „Schafhof IV“ liegt in einem Vorbehaltsgebiet für Natur-

schutz und Landschaftspflege. Plansatz 3.2.1 (G) Regionalplan ist in der Abwägung 

besonders zu berücksichtigen und die Abwägung ist in den Planungsunterlagen nach-

vollziehbar darzustellen. 

Die vormals geplante Wohnbaufläche K-03 „Arrondierung Hungerberg“ wird nun als 

Fläche für Landwirtschaft aufgeführt. Dazu bestehen keine Bedenken. Indes wurde in 

der vorherigen Stellungnahme eine Anpassung aufgrund der Überplanung durch den 

rechtskräftigen Bebauungsplan „Bohnau Süd“ bereits angemerkt. Tatsächlich wird der 

                                            
2 J-02 „Untere Auäcker“ (4,4 ha) und K-29b „Erweiterung Bohnau“ (7,5 ha). 



- 6 - 

 

nordöstliche Teil von K-03 vom Bebauungsplan überlappt. Auch wenn die Überplanung 

minimal ist, ist weiterhin eine Anpassung erforderlich. 

Bei der Wohnbaufläche Ö-04 „Berg Ost“ ist ein Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft 

betroffen. Der Plansatz 3.2.2 (G) ist in der Abwägung besonders zu berücksichtigen 

und die Abwägung ist in den Planungsunterlagen nachvollziehbar darzustellen. 

Für die beiden gewerblichen Bauflächen K-22a „Bohnau Süd westl. Teil“ und K-22b 

„Bohnau Süd östl. Teil“ ist bereits ein rechtskräftiger Bebauungsplan „Bohnau Süd“ 
aufgestellt worden. Dessen Planfläche weist eine Plangebietsgröße von ca. 21,15 ha 

aus. Die beiden Flächen K-22a und K-22b kommen hingegen nur auf eine Größe von 

ca.19,5 ha. Eine Anpassung hatte bereits die vorherige Stellungnahme angeregt. 

Die gewerbliche Baufläche K-29b „Erweiterung Bohnau“ berührt zwar einen regio-

nalen Grünzug, kann jedoch als Ausformung mitgetragen werden. Plansatz. 3.2.1 (G) 

Regionalplan ist in der Abwägung besonders zu berücksichtigen und die Abwägung ist 

in den Planungsunterlagen nachvollziehbar darzustellen. 

Hinsichtlich der Fläche Ö-15 „Alter Festplatz Uracher Straße“ ist anzumerken, dass 

der Steckbrief nun entsprechend der neuen Planung zu korrigieren ist. 

 

III. Dettingen unter Teck 

1. Wohn- und Gewerbebauflächenbedarf 

Die Gemeinde Dettingen unter Teck ist gemäß PS 2.4.2 (Z) Regionalplan in der Raum-

nutzungskarte als Gemeinde mit Eigenentwicklung festgelegt. Nach der Begründung 

des Plansatzes kann jede Gemeinde „den sich für die Eigenentwicklung ergebenden 

Bedarf (…) nach der Erforderlichkeit und den voraussehbaren Bedürfnissen (§ 1 Abs. 
3 und § 5 Abs. 1 BauGB) geltend machen. Dabei soll der natürlichen Entwicklung der 

Bevölkerung und dem inneren Bedarf Rechnung getragen werden, der sich insbeson-

dere durch Verbesserungen der Wohn- und Wohnumfeldverhältnisse, die Erweiterung 

ortsansässiger Betriebe und die Weiterentwicklung der technischen und sozialen Infra-

struktur ergeben kann. Auch der örtliche Bedarf, der sich aus der Aufnahme von Spät-

aussiedlern ergibt, soll nach dem Willen des Landtags Berücksichtigung finden. Ein 

darüberhinausgehender Bedarf für Wanderungsgewinne und für größere Gewerbean-

siedlungen kann im Rahmen der Eigenentwicklung jedoch nicht in Ansatz gebracht 

werden.“ (vgl. Begründung zu PS 2.4.2). 
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a) Wohnbauflächenbedarf 

Für Dettingen unter Teck wird eine Wohnbaufläche mit 2,65 ha und eine gemischte 

Baufläche mit einer Fläche von 6,7 ha, wovon 35 % auf die Wohnbaufläche anzurech-

nen sind, ausgewiesen. 

Die ausgewiesene Fläche für Dettingen unter Teck beträgt damit insgesamt 5,0 ha, 

wobei aus rechtlichen Gründen nur etwa 4 ha bebaubar sind (s.u). 

 

Auf der Grundlage der Plausibilitätshinweise und der aktuellen Daten des Statistischen 

Landesamts ergibt sich dagegen der folgende Flächenbedarf: 

 

Einwohner (EW) Stand 04/2020 nach StaLa:    6.122 

 

Bevölkerungsvorausrechnung (ohne Wanderungen) bis 2035 nach StaLA: 5.721 

 

Planungszeitraum von 2020 bis 2035: 15 Jahre 

 
EZ1:      6.122 𝑥 0,3 𝑥 15 𝐽𝑎ℎ𝑟𝑒100    = 275,49 

 

EZ2:      5.721 − 6.122    = - 401 

 

EZ:       275,49 + (−401)   = - 125,51 

 
Relativer Flächenbedarf:   −125,51 𝐸𝑊55 𝐸𝑊/ℎ𝑎     = - 2,28 ha 

 

Flächenpotenziale gesamt       = 0 ha 

 

Absoluter Flächenbedarf: (nach den Plausibilitätshinweisen)   = - 2,28ha 

 

Danach wäre eine Ausweisung neuer Flächen nicht möglich. Indes ergibt sich aus den 

Plansätzen zur Eigenentwicklung im Regionalplan bzw. LEP, dass auch den sog. Ei-

genentwicklern eine gewisse Entwicklung zugestanden wird. Es besteht aus unserer 

Sicht ein angemessener Vorsorgebedarf. Dieser Bedarf ergibt sich insbesondere dar-

aus, dass keine Flächenreserven zur Verfügung stehen, um die Bauanfragen zu erfül-

len. Aufgrund der direkten Nähe zu Kirchheim unter Teck führen dessen Standortvor-

teile in Dettingen zu einem erheblichen Siedlungsdruck.  
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In der Gesamtschau ist daher die Bereitstellung von etwa 4,0 ha tatsächlich nutzbarer 

Wohnbaufläche vertretbar. 

Dabei gehen wir davon aus, dass bei der Fläche D-03 „Guckenrain Ost“ der Bereich, 

der in der Grünzäsur liegt, nicht bebaut wird. 

 

b) Gewerblicher Bauflächenbedarf 

Im Flächennutzungsplan wird eine Gewerbefläche von insgesamt 9,05 ha ausgewie-

sen. Geplant ist eine gewerbliche Baufläche von 6,7 ha und eine gemischte Baufläche 

von 6,7 ha, wovon 35 % auf den gewerblichen Bedarf entfallen. 

 

Auch im Hinblick auf die gewerbliche Entwicklung kann Dettingen unter Teck als Ei-

genentwicklergemeinde eine angemessene gewerbliche Entwicklung für den kommu-

nalen Bedarf zugestanden werden. Nach dem Vorsorgeprinzip können etwa 2 ha zu-

gestanden werden. Der darüberhinausgehende Bedarf ist, wie von der vorherigen 

Stellungahme gefordert, überzeugend dargelegt worden. 

Ausweislich der überarbeiteten Begründung ergab eine Anfrage bei den ortsansässi-

gen Unternehmen einen Bedarf von 6,5 ha.3 Dass der angemeldete Bedarf den über-

schießenden Gewerbeflächenbedarf nicht vollständig deckt (0,55 ha bleiben offen), ist 

im Rahmen des Entwicklungsspielraums unbedenklich. 

 

Da die Begründung für die Einzelhandelsentwicklung in Dettingen unter Teck auf den 

Plansatz 2.4.3.2.1 (G) Regionalplan verweist, erlauben wir uns den weiterführenden 

Hinweis, dass Einzelhandelsgroßprojekte (Verkaufsfläche von über 800 m²) im Klein-

zentrum Dettingen nur zulässig sind, soweit er zur Grundversorgung geboten ist. 

 

2. Bewertung der Flächen im Einzelnen 

Hinsichtlich der einzelnen Flächen bestehen keine Bedenken.  

 

IV. Notzingen 

3. Wohn- und Gewerbebauflächenbedarf 

Die Gemeinde Notzingen ist gemäß PS 2.4.2 (Z) Regionalplan in der Raumnutzungs-

karte als Gemeinde mit Eigenentwicklung festgelegt. Nach der Begründung des Plan-

satzes kann jede Gemeinde „den sich für die Eigenentwicklung ergebenden Bedarf (…) 
nach der Erforderlichkeit und den voraussehbaren Bedürfnissen (§ 1 Abs. 3 und § 5 

                                            
3 S. 37 f. und S. 43 der Begründung. 
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Abs. 1 BauGB) geltend machen. Dabei soll der natürlichen Entwicklung der Bevölke-

rung und dem inneren Bedarf Rechnung getragen werden, der sich insbesondere durch 

Verbesserungen der Wohn- und Wohnumfeldverhältnisse, die Erweiterung ortsansäs-

siger Betriebe und die Weiterentwicklung der technischen und sozialen Infrastruktur 

ergeben kann. Auch der örtliche Bedarf, der sich aus der Aufnahme von Spätaussied-

lern ergibt, soll nach dem Willen des Landtags Berücksichtigung finden. Ein darüber-

hinausgehender Bedarf für Wanderungsgewinne und für größere Gewerbeansiedlun-

gen kann im Rahmen der Eigenentwicklung jedoch nicht in Ansatz gebracht werden.“ 
(vgl. Begründung zu PS 2.4.2). 

 

a) Wohnbauflächenbedarf 

Der Flächennutzungsplan weist zwei Wohnbauflächen von insgesamt 3,0 ha aus. 

 

Auf der Grundlage der Plausibilitätshinweise und der aktuellen Daten des Statistischen 

Landesamts ergibt sich der folgende Flächenbedarf: 

 

Einwohner (EW) Stand 04/2020 nach StaLa:    3.623 

 

Bevölkerungsvorausrechnung bis 2035 (ohne Wanderungen) nach StaLA: 3.228 

 

Planungszeitraum von 2020 bis 2035: 15 Jahre 

 
EZ1:      3.623 𝑥 0,3 𝑥 15 𝐽𝑎ℎ𝑟𝑒100    = 163,03 

 

EZ2:      3.228 − 3.623    = -395 

 

EZ:       163,03 + (−395)   = -231,97 

 
Relativer Flächenbedarf:   

− 231,97 𝐸𝑊55 𝐸𝑊/ℎ𝑎     = -4,22 ha 

Anrechnung von 

33 Baulücken bei 30 % Aktivierungsquote     = 0,54 ha 

Flächenpotenziale gesamt       = 0,54 ha 

 

Absoluter Flächenbedarf:  −4,22 ℎ𝑎 − 0,54 ℎ𝑎   = -4,76 ha 
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Danach wäre eine Ausweisung neuer Flächen nicht möglich. Indes gilt selbstverständ-

lich auch für Notzingen, dass den Eigenentwicklern eine gewisse Entwicklung zuge-

standen wird. Aufgrund der direkten Lage an Kirchheim unter Teck samt dessen Stand-

ortvorteilen, die auch in Notzingen zu einem Siedlungsdruck führen, ist die ermittelte 

Flächenreserve von 0,54 ha als zu gering einzuschätzen, um den kommunalen Bedarf 

angemessen zu decken. Vielmehr kann Notzingen unter Vorsorgegesichtspunkten 

rund 2 ha zugestanden werden. 

 

Danach ist die Fläche N-04 „Frühe Morgen“ mit ca. 2,3 ha gerade noch dem Bedarf 

angemessen. Die Ausweisung der Fläche N-03 „Hülben“ geht dagegen über den Be-

darf hinaus. Insoweit halten wir unsere Bedenken aus der vorherigen Stellungnahme 

aufrecht. Die für Notzingen unternommenen Ansätze, um einen höheren kommunalen 

Bedarf zu begründen, können weiterhin nicht überzeugen. 

 

b) Gewerblicher Bauflächenbedarf 

Es wird nur eine Gewerbefläche von 1,1 ha ausgewiesen. Vor dem Hintergrund des 

Vorsorgeprinzips kann dies mitgetragen werden. 

 

Da die Gewerbefläche weiterhin als Reservefläche für einen Nahversorger fungieren 

soll, wiederholen wir unseren Hinweis aus der vorherigen Stellungnahme, dass die 

Lage für einen Nahversorger als nicht integrierte Lage im Sinn des PS 3.3.7.2 (Z) LEP 

zu werten ist. Das Gebiet ist umgeben von Gewerbe und landwirtschaftlichen Flächen. 

Sofern die Grenze der Großflächigkeit überschritten wird und ein Sondergebiet ausge-

wiesen werden muss (vgl. § 11 Abs. 3 S. 1 BauNVO), ist die Überwindung des Zielkon-

flikts durch ein Zielabweichungsverfahren erforderlich. 

 

c) Bewertung der einzelnen Flächen 

Die geplanten Flächen begegnen nach derzeitiger Einschätzung voraussichtlich keinen 

Bedenken und erfordern derzeit keine sonstigen Bemerkungen. 

 

V. Einzelhandel 

Die vorherige Stellungnahme hat angeregt, die allgemeine Situation des Einzelhandels 

und dessen Entwicklung zu beschreiben und mögliche Lösungsansätze zu machen. 

Eine vertiefte Darstellung ist der Begründung lediglich für Kirchheim unter Teck zu ent-

nehmen. Das sollte, soweit möglich, für Dettingen unter Teck und Notzingen entspre-

chend ebenfalls dargestellt werden. 
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VI. Landschaftsplan 

Der uns vorliegende Landschaftsplan befindet sich immer noch auf dem Stand von 

2019. Das sollte, soweit es möglich und notwendig ist, nachgeholt werden. 

 

 

Abteilung 3 – Landwirtschaft 

 

Abt. 3 hat mit Datum vom 05.03.2021 und auch bereits 2012 ausführlich zum FNP 

Stellung genommen und bei den damaligen TÖB-Beteiligungen erhebliche Bedenken 

angemeldet, da mit den Planungen in großem Umfang landwirtschaftliche Nutzflächen 

verloren gehen. 

 

Im Gebiet der FNP-Fortschreibung Kirchheim wird seit Jahrzehnten die früher dominie-

rende Landwirtschaft auf Acker- und Grünlandflächen durch Siedlung und Verkehr zu-

rückgedrängt, diese Entwicklung ist aufgrund der infrastrukturell guten Anbindung be-

sonders ausgeprägt, gute landwirtschaftliche Flächen stehen nur noch in begrenztem 

Umfang zur Verfügung. Hinzu kommen die Flächenverluste durch die ICE-Trasse Stutt-

gart-Ulm (mit Eingriffsausgleich).  

 

Dabei liegen aufgrund der Lößüberdeckung gute Böden vor. Über die guten Boden-

qualitäten hinausgehend sind auch die agrarstrukturellen Bedingungen meist gut 

(Schlaggröße, Erschließung, Hof-Feld-Entfernung). Diese Bedeutung der Standorte für 

Kulturpflanzen und damit für die landwirtschaftliche Nutzung wird in der Flurbilanz wie-

dergegeben, hier im Gebiet herrscht landwirtschaftliche Vorrangflur Stufe I/II vor. 

 

In unserer Stellungnahme 2021 hatten wir bemängelt, dass die vorgelegten Unterlagen 

die landwirtschaftlichen Belange nicht ausreichend abarbeiten und damit keine ord-

nungsgemäße Abwägung erlauben. Wir hatten deshalb um Darstellung sowohl der öf-

fentlichen als auch der einzelbetrieblichen Belange in den Unterlagen gebeten; dies ist 

nicht erfolgt (Angaben /Bewertung gemäß Flurbilanz fehlen in Unterlagen FNP/bei den 

Steckbriefen, Verwechslung Vorrangflur – Vorrangfläche LP S. 115 ).  

Über die öffentlichen landwirtschaftlichen Belange hinausgehend sind auch einzelbe-

triebliche Belange betroffen. Betriebe verlieren Flächen und sind ggf. damit in der be-

trieblichen Entwicklung eingeschränkt bzw. im Weiterbestehen gefährdet.  
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Bei den Inhalten des FNP 2035 hat sich hinsichtlich des Flächenverbrauchs eine we-

sentliche Änderung ergeben: die Fläche D-09 Hungerberg in Dettingen wurde heraus-

genommen. Dies wird von uns begrüßt, da dies einen Verlust von 42 ha Ackerfläche 

bedeutet hätte. 

 

Unsere bereits 2012 und 2021 formulierten Bedenken, sowohl zu den Gebietsauswei-

sungen als auch zu den Unterlagen, bleiben somit bestehen.  

 

 

Für Rückfragen steht Ihnen zur Verfügung: 

Frau Cornelia Kästle,  0711/904-13207,  Cornelia.Kaestle@rps.bwl.de  

 

 

Abteilung 4 – Mobilität,Verkehr, Straßen 

 
Wir gehen davon aus, dass die betreffenden Anbauverbotszonen von 20 m gemäß § 9 
FStrG an Bundesstraßen und gemäß § 22 StrG an Landesstraßen berücksichtigt wer-
den. 
 
Anbindungen an die Bundesstraße und Landesstraße sind spätestens im Rahmen der 
Aufstellung der entsprechenden Bebauungspläne mit dem Regierungspräsidium Stutt-
gart, Abt. 4 abzustimmen bzw. ist das Referat 47.3 am weiteren Verfahren zu beteili-
gen. 
 
Der Antragsteller hat für eventuell erforderlichen Lärmschutz selbst zu sorgen. 

 

 

Abteilung 5 – Umwelt 

 

Industrie 

Aus Sicht von Referat 54.5 ergeben sich aufgrund der Änderungen im nun vorgelegten 

FNP keine Änderungen bzgl. der hiesigen Stellungnahme vom 16.03.2021. 

 

Für Rückfragen steht Ihnen zur Verfügung: 

Herr Kretschmer,  0711/904-15469,  Frank.Kretschmer@rps.bwl.de   

 

mailto:Cornelia.Kaestle@rps.bwl.de
mailto:Frank.Kretschmer@rps.bwl.de
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Naturschutz 

Durch die im Planentwurf vorgenommenen Änderungen und Ergänzungen ergeben 

sich aus naturschutzrechtlicher und -fachlicher Sicht keine Neuerungen. Daher verwei-

sen wir auf unsere Stellungnahme vom 16.03.2021. 

 

Bei Rückfragen stehen Ihnen zur Verfügung: 

Herr Schmitz, Referat 55,  0711/904-15502,  Andreas.Schmitz@rps.bwl.de  

Frau Rübesam, Referat 56,  0711/904-15611,  Ella.Ruebesam@rps.bwl.de  

 

 

Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege 

 

Bau- und Kunstdenkmalpflege: 

 

Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege wird auf die bereits abgegebene Stellung-

nahme vom 16.03.21 und die darin geäußerten Bedenken insbesondere hinsichtlich 

der Fläche D-02 Baufläche „Tagbrunnenäcker“ (Dettingen unter Teck) in Bezug auf 

das raumwirksame Kulturdenkmal der Burg Teck verwiesen. Wir regen weiterhin drin-

gend an, auf diese Flächenausweisung zu verzichten, um die bis heute überlieferte 

landschaftsbildprägende Lage der Burg auch weiterhin erlebbar zu belassen. 

 

Archäologische Belange: 

 

Bei Prüfung der Unterlagen fällt auf, dass in vielen Fällen in den einzelnen Steckbrie-

fen die in der Stellungnahme des Landesamts für Denkmalpflege (Abt. 8 RPS) vom 

16.3.2021 (enthalten in der Stellungnahme des RPS vom 16.3.2021) die Belange nur 

unzureichend oder überhaupt nicht übernommen wurden. Wir bitten dringend darum, 

alle Fälle anhand der nochmals angefügten genannten Stellungnahme zu überprüfen 

und zu ergänzen/zu verbessern. In den Steckbriefen sind v.a. auch die Maßnahmen 

zur Vermeidung/Verringerung des Konfliktpotentials, die in jedem Fall in der genann-

ten Stellungnahme geschildert werden, zu übernehmen. 

 

Die Gesamtstellungnahme des RPS vom 16.03.2021 ist nochmals beigefügt. 

 

Für Rückfragen steht Ihnen zur Verfügung: 

mailto:Andreas.Schmitz@rps.bwl.de
mailto:Ella.Ruebesam@rps.bwl.de
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Herr Lucas Bilitsch,  0711/904-45170,  Lucas.Bilitsch@rps.bwl.de  

 

 

Hinweis: 

Wir bitten künftig – soweit nicht bereits geschehen – um Beachtung des Erlasses zur 

Koordination in Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem Formblatt 

(abrufbar unter https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitplanung/). 

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, 

dem Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Mehrfertigung in digitali-

sierter Form an das Postfach KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zugehen zu las-

sen. Die Stadtkreise und großen Kreisstädte werden gebeten, auch den Bekanntma-

chungsnachweis digital vorzulegen. 

Mit freundlichen Grüßen  

gez. Ulf Schäfer  

 

mailto:Lucas.Bilitsch@rps.bwl.de
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitplanung/
mailto:KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de


 

Gemeinde: VVG Kirchheim 

Planbezeichnung: FNP 2035 

 

          Datum: 05.03.2021 

Stellungnahme Abteilung 8 

 

Von o.g. Verfahren sind sowohl Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege als auch Be-

lange der archäologischen Denkmalpflege betroffen. 

 

Bau- und Kunstdenkmalpflege: 

 

Von der Ausweisung des Flächennutzungsplanes sind im Geltungsbereich die folgenden 

Kulturdenkmale betroffen: 

 

Kirchheim-Jesingen 

Fläche J-05 „Jesingen Ost“ 
 

Die Flächenausweisung betrifft das Kulturdenkmal: 

 

Mühlkanal des Kulturdenkmals Jesinger Mühle (§2 DSchG)  

 

 



 
 

 

2 

 

Der Mühlkanal des Kulturdenkmals Jesinger Mühle (Mühlstraße 5,6) verläuft durch den 

östlichen Teilbereich des Gebietes J-05 (siehe Denkmalkartierung). 

 

Wir bitten dies in der Bewertung zum Flächensteckbrief unter „Übergeordnete Restriktio-
nen und Vorgaben“ zu berücksichtigen. Ein Eingriff in den Mühlkanal ist aus denkmalfachli-
cher Sicht dringend zu vermeiden. Wir weisen darauf hin, dass an der Erhaltung der Kultur-

denkmale aus wissenschaftlichen, künstlerischen und heimatgeschichtlichen Gründen ein 

öffentliches Interesse (§§ 2, 28 DSchG i.V.m . §§ 8 und 15 (3) DSchG) besteht. Vor bauli-

chen Eingriffen, wie auch vor einer Veränderung des Erscheinungsbilds dieser Kulturdenk-

male ist nach vorheriger Abstimmung mit dem Landesamt für Denkmalpflege eine denk-

malrechtliche Genehmigung erforderlich. 

 

 

Kirchheim-Jesingen 

Fläche J-06 „Jesingen Ost“ 
 

Die Flächenausweisung betrifft das Kulturdenkmal: 

 

Mühlkanal des Kulturdenkmals Jesinger Mühle (§2 DSchG)  

 

Der Mühlkanal des Kulturdenkmals Jesinger Mühle (Mühlstraße 5,6) verläuft hier am nörd-

lichen Gebietsrand (siehe Denkmalkartierung S.1). 

 

Trotz der nicht weiteren Betrachtung der Fläche bitten wir auch hier um die Berichtigung 

und nachrichtliche Übernahme des Kulturdenkmals im Flächensteckbrief.  

 

 

 

Dettingen Teck 

Fläche D-02 „Tagbrunnenäcker“ 
 

Die Flächenausweisung betrifft das Kulturdenkmal: 

 

Burgruine Teck, Teckberg 1, Kulturdenkmal von besonderer Bedeutung (§28 DSchG) 
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Die Burg Teck ist nicht nur ein wichtiges Zeugnis mittelalterlicher Landesgeschichte und 

Burgenarchitektur, sondern spiegelt auch die Wanderbewegung im Zuge der Entdeckung 

der Alb und der Burgenromantik und Burgenrezeption bis in die 1. Hälfte des 20. Jahrhun-

derts wieder. Insbesondere durch ihre vorgeschobene Spornlage beherrscht das Kultur-

denkmal weithin sichtbar das Albvorland und setzt damit ein Zeichen einstiger Herrschafts-

geschichte in der Region.  

 

Aufgrund der kulturlandschaftlich authentische Einbettung und der in hohem Maße land-

schaftsprägenden Lage wurde die Burg Teck neben der Ausweisung als Kulturdenkmal 

von besonderer Bedeutung auch als regional bedeutsames Kulturdenkmal im Fachplan 

„Kulturdenkmale“ des Verbands Region Stuttgart und des Landesdenkmalamtes von 2009 

vermerkt und kartiert. An ihrer Erhaltung besteht aus wissenschaftlichen, künstlerischen 
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und heimatgeschichtlichen Gründen ein gesteigertes öffentliches Interesse. Durch die Ein-

tragung in das vom Regierungspräsidium geführte Denkmalbuch genießt das Kulturdenk-

mal darüber hinaus zusätzlichen Schutz, insbesondere in seiner Umgebung, soweit diese 

für das Erscheinungsbild des Kulturdenkmals von erheblicher Bedeutung ist. Konservatori-

sches Ziel ist der ungestörte Erhalt dieser weithin sichtbaren Landmarke am Albtrauf. 

 

Die Sichtachse, welche sich dem Betrachter von der B465 bisher als visueller Auftakt der 

Kulturlandschaft Albtrauf mit der identitätsstiftenden Burg Teck darstellt, kann als eine Art 

Willkommenssituation dieses charakteristischen Naturraums – auch des touristisch bedeu-

tenden Biosphärengebiets Schwäbische Alb - betrachtet werden. Durch eine Bebauung der 

Fläche D-02 würde diese bisher ungestörte Sichtachse zur Burg von der B465 und aus 

dem Ort Dettingen beeinträchtigt werden. Aus denkmalfachlicher Sicht ist daher die Aus-

wirkung der Gebietsentwicklung auf das Kulturdenkmal als „hoch“ bzw. „rot“ einzustufen. 
Wir regen dringend an auf diese Flächenausweisung zu verzichten, um die bis heute über-

lieferte landschaftsbildprägende Lage der Burg auch weiterhin erlebbar zu belassen. 

 

 

Dettingen Teck 

Fläche D-09 „Regionaler Vorhaltestandort Hungerberg“ 
 

Das Landesamt für Denkmalpflege verweist auf die bereits im Rahmen der Beteiligung für 

den Aufstellungsbeschluss zur Änderung des Regionalplans abgegebenen Stellungnahme 

an den Verband Region Stuttgart vom 19.02.21: 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für die Beteiligung des Landesamts für Denkmalpflege am Aufstellungsbe-

schluss zur Festlegung eines Regionalen Gewerbeschwerpunkts in Dettingen unter Teck. 

Nach fachlicher Prüfung werden Belange der Denkmalpflege im o.g. Planvorhaben in fol-

genden Bereichen berührt: 

 

Bau- und Kunstdenkmalpflege 

 

Innerhalb des Untersuchungsraums sind gegenwärtig keine Kulturdenkmale der Bau- und 

Kunstdenkmalpflege kartiert.  

 

Jedoch befindet sich südlich des Plangebiets das Kulturdenkmal Burgruine Teck, ein Kul-

turdenkmal von besonderer Bedeutung nach §28 DSchG.  

Die Teck beherrscht in ihrer vorgeschobenen Spornlage weithin sichtbar das Albvorland 

und setzt damit ein eindrucksvolles Zeichen einstiger Herrschaftsgeschichte in der Region. 
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Sie ist nicht nur ein wichtiges Zeugnis mittelalterlicher Landesgeschichte und Burgenarchi-

tektur, sondern auch der Wanderbewegung im Zuge der Entdeckung der Alb und der Bur-

genromantik und Burgenrezeption bis in die 1. Hälfte des 20. Jahrhunderts. Aufgrund der 

kulturlandschaftlich authentischen Einbettung und der in hohem Maße landschaftsprägen-

den Lage wurde die Burg Teck neben der Ausweisung als Kulturdenkmal von besonderer 

Bedeutung auch als regional bedeutsames Kulturdenkmal im Fachplan „Kulturdenkmale“ 
des Verbands Region Stuttgart und des Landesdenkmalamtes von 2009 vermerkt und kar-

tiert. An ihrer Erhaltung besteht aus wissenschaftlichen, künstlerischen und heimatge-

schichtlichen Gründen ein gesteigertes öffentliches Interesse. 

 

Durch die Eintragung in das vom Regierungspräsidium geführte Denkmalbuch genießt das 

Kulturdenkmal darüber hinaus zusätzlichen Schutz, insbesondere in seiner Umgebung, so-

weit diese für das Erscheinungsbild des Kulturdenkmals von erheblicher Bedeutung ist. 

Konservatorisches Ziel ist der ungestörte Erhalt dieser weithin sichtbaren Landmarke am 

Albtrauf.  

 

Das im Rahmen des Aufstellungsbeschlusses vorgelegte Flächenkonzept sieht im geplan-

ten Gewerbegebiet südlich der A8 unterschiedliche Bautypologien vor. Neben großflächi-

gen Baufenstern mit ein bis zwei Geschossen, sind im nördlichen Flächenbereich unmittel-

bar an der A8 diverse Hochpunkte geplant. Nach einer Besichtigung vor Ort hat sich ge-

zeigt, dass sich Blickachsen in Richtung Teck von der A8 zum einen durch die Ost-West 

Orientierung, zum anderen durch den in einem Einschnitt befindlichen Verlauf der Auto-

bahn unmittelbar nördlich des geplanten Gebietes kaum ergeben, sodass hier von unterge-

ordneten Sichtbeziehungen gesprochen werden kann. 

 

Wie jedoch die unten angehängten Fotos von einschlägigen Standorten nördlich von Kirch-

heim zeigen, rückt die geplante Gewerbefläche, insbesondere von der Plochinger Straße, 

der Notzinger Steige und am Südrand des Wohngebiets am Schafhof in die Blickachse 

zum Kulturdenkmal Burg Teck. Eine flächige niedrigere Bebauung wird dabei aller Voraus-

sicht nach im bestehenden Siedlungsgefüge zwischen Kirchheim, Dettingen und Nabern 

zu keiner wesentlichen weiteren Beeinträchtigung führen. Das Landesamt für Denkmal-

pflege regt aber dringend an, auf die Ausprägung von stark exponierten Hochpunkten im 

geplanten Gewerbegebiet zu verzichten, um die höhenmäßige Einbettung der Baukörper in 

den Kontext umliegender Bebauung zu belassen. Die ungestörte, solitäre und landschafts-

dominierende Lage der Burg Teck auf dem im Hintergrund sichtbaren Bergkegel sollte er-

halten bzw. eine starke optische Konkurrenz hier vermieden werden. 

 

Für Rückfragen steht Ihnen Lucas Bilitsch,  0711/904-45170,  

 lucas.bilitsch@rps.bwl.de zur Verfügung. 

 

mailto:lucas.bilitsch@rps.bwl.de
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Ansicht Plochinger Straße 

 

 
Ansicht Plochinger Straße (Detail) 
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Ansicht Notzinger Steige 

 
Ansicht Wohngebiet Schafhof 
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Archäologische Denkmalpflege: 

 

Kirchheim Teck  

Flächen K-03, K-04a, K-04b, K- 05, K-09, K-11, K-12, K- 22a, K-22b, K-25, K-27,K-29a, K-

29b, K-32, K-36, K-41, K-46, K-47 

 

Die Flächen liegen im Bereich des Grabungsschutzgebietes: 

 

Versteinerungen Holzmaden (§ 22 DSchG), 1 
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Sollten die Bodeneingriffe im Grabungsschutzgebiet „Versteinerungen Holzmaden“ tief ge-
nug sein, können paläontologische Kulturdenkmale betroffen sein. In diesen Fällen muss 

das Naturkundemuseum Stuttgart als zuständige Fachinstitution beteiligt werden. Eine ab-

schließende Beurteilung und Stellungnahme kann erst nach Vorlage konkreter Planungen 

erfolgen. 

 

Kirchheim Teck  

Fläche K-13 „Brücke Hahnweidstraße“ 
 

Die Fläche liegt innerhalb des Kulturdenkmals:  

 

Früh- und hochmittelalterliche Siedlung und frühneuzeitliche städtische und herr-

schaftliche Ziegelhütte (§ 2 DSchG), 9M 

 

 

 
 

Archäologische Funde und Befunde, die bei früheren Baumaßnahmen innerhalb des aus-

gewiesenen Bereiches dokumentiert werden konnten, belegen eine früh- bis hochmittelal-

terliche Siedlung. Darüber hinaus lag innerhalb der Baufläche ehemals eine der beiden 

Ziegelhütten, die hier bereits im 17. Jh. nachzuweisen ist und noch über die historische 

Flurkarte von 1828 fassbar ist. 
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Im Zuge einer Nachverdichtung und Neubebauung des Areals ist daher bei Baumaßnah-

men mit weiteren archäologischen Funden und Befunden, Kulturdenkmalen gem. § 2 

DSchG, zu rechnen. Am Erhalt von Kulturdenkmalen besteht grundsätzlich ein öffentliches 

Interesse. 

Eine frühzeitige Beteiligung der archäologischen Denkmalpflege bei den weiteren Planun-

gen ist erforderlich. Wir weisen darauf hin, dass je nach Umfang der vorgesehenen Pla-

nung archäologische Untersuchungen und im Anschluss an diese ggf. wissenschaftliche 

Ausgrabungen erforderlich werden, die längere Zeit in Anspruch nehmen können und 

durch den Vorhabenträger zu finanzieren sind. 

 

Kirchheim Teck  

Fläche K-19 „Freifläche Finanzamt“ 
 

Die Fläche liegt im Bereich des archäologischen Prüffalls: 

 

Mittelalterliche Siedlung und spätmittelalterliche und frühneuzeitliche Stadt Kirch-

heim unter Teck (Prüffall), 1M 
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Das Areal soll als Freifläche erhalten bleiben. Im Falle einer Änderung der derzeitigen Pla-

nung ist eine erneute Beteiligung der archäologischen Denkmalpflege erforderlich. Vor-

sorglich weisen wir darauf hin, dass bei einer geplanten Bebauung des Areals mit archäo-

logischen Untersuchungen und im Anschluss daran ggf. mit wissenschaftlichen Ausgra-

bungen auf Kosten des Vorhabenträgers zu rechnen ist.  

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-21 „Hägele“ 
 

Die Fläche umfasst den archäologischen Prüffall: 

 

Neolithische Siedlungsreste (Prüffall), 8 

 

 
 

Lesefunde weisen auf eine neolithische Siedlung. Archäologische Funde und Befunde, de-

nen die Eigenschaft eines Kulturdenkmals gem. § 2 DSchG zukommen würde, sind inner-

halb der ausgewiesenen Bereiche zu erwarten bzw. nicht auszuschließen. Im Vorfeld von 

Erschließungs- und Neubaumaßnahmen werden archäologische Voruntersuchungen und 

ggf. im Anschluss an diese wissenschaftliche Ausgrabungen erforderlich, die durch den 

Vorhabenträger zu finanzieren sind. Sollte die Fläche weiterverfolgt werden, bitten wir um 

weitere frühzeitige Beteiligung der archäologischen Denkmalpflege, um Verzögerungen 
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durch archäologische Untersuchungen oder Ausgrabungen, die grundsätzlich längere Zeit 

in Anspruch nehmen können, zu vermeiden. 

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-22b „Bohnau Süd östlicher Teil“ 
 

Die Fläche umfasst Teile des Kulturdenkmals: 

 

Altneolithische Siedlungsreste (§ 2 DSchG), 8 

 

 
 

Bei Bodeneingriffen ist mit archäologischen Funden und Befunden - Kulturdenkmalen gem. 

§ 2 DSchG - zu rechnen. 

2016 wurden im Rahmen von Prospektionen im Vorfeld der ICE-Trasse südlich der A8 

frühneolithische Siedlungsbefunde dokumentiert. Zahlreiche Schwarzerdebefunde datieren 

in die neolithische Epoche und stehen mit großflächig erfolgter Brandwirtschaft in Zusam-

menhang. Es ist im kartierten Areal mit weiteren archäologischen Befunden in Form von 

Gruben, Hausgrundrissen etc. sowie mit archäologischem Fundmaterial dieser Siedlungen 

zu rechnen. 

Angesichts der räumlichen Ausdehnung des betroffenen Areals ist die Wahrscheinlichkeit 

sehr groß, dass auch hier weitere archäologische Denkmale berührt und damit zerstört 



 
 

 

13 

werden. Um allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und spätere Bauverzögerungen 

zu vermeiden, sollten deshalb frühzeitig im Vorfeld der Erschließung archäologische Vor-

untersuchungen durch das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stutt-

gart (LAD), Projekt flexible Prospektion (PfP), durchgeführt werden. 

 

An der Erhaltung der ausgewiesenen archäologischen Kulturdenkmale besteht grundsätz-

lich ein öffentliches Interesse. Sollte an der Planung festgehalten werden, regen wir Fol-

gendes an: 

Um allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und spätere Bauverzögerungen zu ver-

meiden, sollten frühzeitig im Vorfeld der Erschließung archäologische Voruntersuchungen 

durch das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart (LAD) durchge-

führt werden. Zweck dieser Voruntersuchungen ist es festzustellen, ob bzw. in welchem 

Umfang es nachfolgender Rettungsgrabungen bedarf. Dazu bietet das Landesamt für 

Denkmalpflege den Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmen-

bedingungen an, d.h. insbesondere zu Fristen für die Untersuchungen und zur Kostenbe-

teiligung des Veranlassers. Nähere Informationen finden sie unter (http://www.denkmal-

pflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexiblepros-

pektionen.html). 

Die archäologische Voruntersuchung des geplanten Baugebietes bedarf im Regelfall auf-

grund seiner Größe einer baurechtlichen Genehmigung, die auch eine erforderliche natur-

schutzrechtliche Genehmigung (nebst ggf. weiterer betroffener Fachbereiche) umfasst. Der 

Vorhaben-/Erschließungsträger beantragt alle erforderlichen Genehmigungen bei den zu-

ständigen Behörden und unterrichtet das LAD, sobald diese vorliegen. 

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass im Falle notwendiger Rettungsgrabungen die Ber-

gung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Wochen in Anspruch nehmen 

kann und durch den Vorhabenträger finanziert werden muss. 

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-23 „Nördlich Stuttgarter Straße“ 
 

Die Fläche betrifft die Kulturdenkmale: 

 

Bronzezeitliche Gräber (§ 2 DSchG), 3 

Frühlatènezeitliches Grab, Römische Siedlungsreste, Frühalamannische Siedlung (§ 

2 DSchG), 4 

 

http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
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Archäologische Befunde belegen einen bronzezeitlichen Bestattungsplatz. Mit weiteren 

Funden und Befunden, Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG, ist daher im Zuge der vorgese-

henen Nachverdichtung zu rechnen. Der östliche Randbereich der Fläche umfasst zudem 

Teile des ebenfalls durch archäologische Funde und Befunde belegten Kulturdenkmals 

Frühlatènezeitliches Grab, Römische Siedlungsreste, Frühalamannische Siedlung. Im Vor-

feld weiterer konkreter Planungen ist eine frühzeitige Beteiligung der archäologischen 

Denkmalpflege erforderlich. Mit archäologischen Untersuchungen und wissenschaftlichen 

Ausgrabungen, die durch den Vorhabenträger zu finanzieren sind und grundsätzlich län-

gere Zeit in Anspruch nehmen können, ist zu rechnen. 

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-24 „Galgenberg Süd“ 
 

Die Fläche betrifft das Kulturdenkmal und den archäologischen Prüffall: 

 

Neolithische Siedlung (§ 2 DSchG), 6 

Abgegangener Galgen (Prüffall), 8M 
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Funde belegen eine neolithische Siedlung in diesem Bereich, deren genaue Ausdehnung 

jedoch nicht bekannt ist; mit weiteren Funden und Befunden, Kulturdenkmalen gem. § 2 

DSchG, ist daher zu rechnen. Darüber hinaus verweist der Gewannname „Galgenberg“ auf 
den einstigen Standort des 1324 erstmals erwähnten Kirchheimer Galgens, der noch im 

17. Jh. in diesem Bereich bestanden haben muss, dessen genaue Lage jedoch nicht mehr 

bekannt ist. Innerhalb der ausgewiesenen Prüffallfläche sind Funde und Befunde zum eins-

tigen Galgenstandort, denen die Eigenschaft eines Kulturdenkmals gem. § 2 DSchG zu-

kommen würde, zu erwarten. Am Erhalt von Kulturdenkmalen besteht grundsätzlich ein öf-

fentliches Interesse. 

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme zum Bebauungsplan „Galgenberg II“ vom 
12.10.2017; der Geltungsbereich wurde im Flächennutzungsplan gegenüber dem Bebau-

ungsplan verkleinert, umfasst aber im Wesentlichen noch die im Bebauungsplan betroffe-

nen archäologischen Relevanzbereiche. 

Sollte an der Planung festgehalten werden, regen wir Folgendes an: 

Um allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und spätere Bauverzögerungen zu ver-

meiden, sollten frühzeitig im Vorfeld der Erschließung in Rücksprache mit dem Landesamt 

für Denkmalpflege archäologische Voruntersuchungen durchgeführt werden. Zweck dieser 

Voruntersuchungen ist es festzustellen, ob und in welchem Umfang es nachfolgender Ret-

tungsgrabungen bedarf. Dazu bietet das Landesamt für Denkmalpflege den Abschluss ei-

ner öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmenbedingungen an, d.h. insbesondere 
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zu Fristen für die Untersuchungen und zur Kostenbeteiligung des Veranlassers. Nähere In-

formationen finden sie unter (http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeo-

logische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexible-prospektionen.html). 

Im Vorfeld einer solchen Voruntersuchung (harte Prospektion mittels Baggerschnitten) 

empfiehlt sich zusätzlich eine geophysikalische Prospektion im Bereich des abgegangenen 

Galgenstandorts, um diesen sowie dazugehörige Bestattungen genauer zu lokalisieren und 

gegebenenfalls von der geplanten Bebauung freizuhalten. 

Die archäologische Voruntersuchung des geplanten Baugebietes bedarf im Regelfall auf-

grund seiner Größe einer baurechtlichen Genehmigung, die auch eine erforderliche natur-

schutzrechtliche Genehmigung (nebst ggf. weiterer betroffener Fachbereiche) umfasst. Der 

Vorhaben-/Erschließungsträger beantragt alle erforderlichen Genehmigungen bei den zu-

ständigen Behörden und unterrichtet das LAD, sobald diese vorliegen. 

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass im Falle notwendiger Rettungsgrabungen die Ber-

gung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Wochen in Anspruch nehmen 

kann und durch den Vorhabenträger finanziert werden muss. 

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-25 „Bohnau“ 
 

Die Fläche grenzt an das Kulturdenkmal: 

 

Altneolithische Siedlungsreste (§ 2 DSchG), 8 

 

http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexible-prospektionen.html
http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexible-prospektionen.html
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Im Umfeld der durch archäologische Befunde belegten altneolithischen Siedlung ist mit 

weiteren Funden und Befunden, Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG, zu rechnen. Auf die 

Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG wird ausdrücklich hingewiesen. 

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-26 „Parkplatz toom-Baumarkt“ 
 

Die Fläche grenzt an das Kulturdenkmal: 

 

Frühlatènezeitliches Grab, Römische Siedlungsreste, Frühalamannische Siedlung (§ 

2 DSchG), 4 
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Im Umfeld des durch archäologische Befunde belegten Kulturdenkmals ist mit weiteren 

Funden und Befunden, Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG, zu rechnen. Auf die Regelun-

gen der §§ 20 und 27 DSchG wird ausdrücklich hingewiesen. 

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-27 „Östlich der Bohnau“ 
 

Die Fläche umfasst die archäologischen Prüffälle: 

 

Neolithische Siedlungsreste (Prüffall), 2  

Neolithische Siedlungsreste (Prüffall), 3  
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Die Fläche soll nicht weiterverfolgt werden. Sollte eine Wiederaufnahme erfolgen weisen 

wir vorsorglich darauf hin, dass eine erneute frühzeitige Beteiligung der archäologischen 

Denkmalpflege erforderlich ist. Archäologischen Untersuchungen und wissenschaftlichen 

Ausgrabungen im Bereich der beiden ausgewiesenen Prüffälle, die durch den Vorhaben-

träger zu finanzieren sind, sind in diesem Fall zu erwarten.  

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-29a „Erweiterung Bohnau“ 
 

Die Fläche umfasst Teile des archäologischen Kulturdenkmals: 

 

Bronze- und eisenzeitliche Siedlungen (§ 2 DSchG), 24 
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Die Fläche soll nicht weiterverfolgt werden. Sollte eine Wiederaufnahme erfolgen weisen 

wir vorsorglich darauf hin, dass eine erneute frühzeitige Beteiligung der archäologischen 

Denkmalpflege erforderlich ist. Archäologischen Untersuchungen und wissenschaftlichen 

Ausgrabungen im Bereich des ausgewiesenen Kulturdenkmals, die durch den Vorhaben-

träger zu finanzieren sind, sind in diesem Fall zu erwarten.  

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-29b „Erweiterung Bohnau“ 
 

Die Fläche berührt Teile des archäologischen Kulturdenkmals: 

 

Bronze- und eisenzeitliche Siedlungen (§ 2 DSchG), 24 
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Die Fläche umfasst im südöstlichen Bereich Teile des durch archäologische Befunde be-

legten Kulturdenkmals „Bronze- und eisenzeitliche Siedlungen“. Mit weiteren archäologi-

schen Funden und Befunden ist daher zu rechnen. An der Erhaltung des ausgewiesenen 

archäologischen Kulturdenkmals besteht grundsätzlich ein öffentliches Interesse. 

Im Vorfeld jeglicher Erschließungs- und Baumaßnahmen im Bereich der Denkmalfläche 

werden daher archäologische Untersuchungen und ggf. wissenschaftliche Ausgrabungen 

notwendig, die durch den Vorhabenträger zu finanzieren sind. Eine frühzeitige erneute Be-

teiligung der archäologischen Denkmalpflege ist erforderlich. Wir verweisen bereits jetzt 

auf das nachfolgende Vorgehen, sollte an der Planung festgehalten werden: 

Um allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und spätere Bauverzögerungen zu ver-

meiden, sollten frühzeitig im Vorfeld der Erschließung archäologische Voruntersuchungen 

durch das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart (LAD) durchge-

führt werden. Zweck dieser Voruntersuchungen ist es festzustellen, ob bzw. in welchem 

Umfang es nachfolgender Rettungsgrabungen bedarf. Dazu bietet das Landesamt für 

Denkmalpflege den Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmen-

bedingungen an, d.h. insbesondere zu Fristen für die Untersuchungen und zur Kostenbe-

teiligung des Veranlassers. Nähere Informationen finden sie unter (http://www.denkmal-

pflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexiblepros-

pektionen.html). 

http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
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Die archäologische Voruntersuchung des geplanten Baugebietes bedarf im Regelfall auf-

grund seiner Größe einer baurechtlichen Genehmigung, die auch eine erforderliche natur-

schutzrechtliche Genehmigung (nebst ggf. weiterer betroffener Fachbereiche) umfasst. Der 

Vorhaben-/Erschließungsträger beantragt alle erforderlichen Genehmigungen bei den zu-

ständigen Behörden und unterrichtet das LAD, sobald diese vorliegen. 

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass im Falle notwendiger Rettungsgrabungen die Ber-

gung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Wochen in Anspruch nehmen 

kann und durch den Vorhabenträger finanziert werden muss. 

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-33 „Vorplatz Parkfläche Krankenhaus“  
 

Die Fläche umfasst Teile des Kulturdenkmals: 

 

Frühlatènezeitliches Grab, Römische Siedlungsreste, Frühalamannische Siedlung (§ 

2 DSchG), 4 

 

 

 
 

Die Fläche umfasst Teile des durch archäologische Befunde belegten Kulturdenkmals 

„Frühlatènezeitliches Grab, Römische Siedlungsreste, Frühalamannische Siedlung“. Mit 
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weiteren archäologischen Funden und Befunden ist daher zu rechnen. Im Vorfeld jeglicher 

mit Bodeneingriffen verbundener Baumaßnahmen im Bereich der Denkmalfläche sind im 

Vorfeld archäologische Untersuchungen und ggf. wissenschaftliche Ausgrabungen notwen-

dig, die durch den Vorhabenträger zu finanzieren sind. Eine frühzeitige weitere Beteiligung 

der archäologischen Denkmalpflege ist erforderlich. 

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-34 „Bereich zw. Charlottenstraße und Saarstraße“  
 

Die Fläche umfasst den archäologischen Prüffall: 

 

Vorgeschichtliche Siedlungsreste / Gräber? 

 

 
 

Luftbildbefunde weisen auf eine abgegangene Siedlung; im Bereich des Gewanns aufge-

fundene Gräber deuten zudem auf einen ehemals hier gelegenen Bestattungsplatz. Mit ar-

chäologischen Funden und Befunden zu einer abgegangenen Siedlung sowie weiteren Be-

stattungen ist innerhalb des ausgewiesenen Bereiches zu rechnen. Diesen würde die Ei-

genschaft von Kulturdenkmalen gem. § DSchG zukommen, an deren Erhalt grundsätzlich 

ein öffentliches Interesse besteht. 
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Im Vorfeld weiterer Planungen werden archäologische Voruntersuchungen und im An-

schluss an diese ggf. archäologische Ausgrabungen erforderlich, die grundsätzlich länger 

Zeit in Anspruch nehmen können und durch den Vorhabenträger zu finanzieren sind. Eine 

frühzeitige weitere Beteiligung der archäologischen Denkmalpflege ist erforderlich. 

Wir verweisen bereits jetzt auf das nachfolgende Vorgehen, sollte an der Planung festge-

halten werden: 

Um allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und spätere Bauverzögerungen zu ver-

meiden, sollten frühzeitig im Vorfeld der Erschließung archäologische Voruntersuchungen 

durch das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart (LAD) durchge-

führt werden. Zweck dieser Voruntersuchungen ist es festzustellen, ob bzw. in welchem 

Umfang es nachfolgender Rettungsgrabungen bedarf. Dazu bietet das Landesamt für 

Denkmalpflege den Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmen-

bedingungen an, d.h. insbesondere zu Fristen für die Untersuchungen und zur Kostenbe-

teiligung des Veranlassers. Nähere Informationen finden sie unter (http://www.denkmal-

pflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexiblepros-

pektionen.html). 

Die archäologische Voruntersuchung des geplanten Baugebietes bedarf im Regelfall auf-

grund seiner Größe einer baurechtlichen Genehmigung, die auch eine erforderliche natur-

schutzrechtliche Genehmigung (nebst ggf. weiterer betroffener Fachbereiche) umfasst. Der 

Vorhaben-/Erschließungsträger beantragt alle erforderlichen Genehmigungen bei den zu-

ständigen Behörden und unterrichtet das LAD, sobald diese vorliegen. 

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass im Falle notwendiger Rettungsgrabungen die Ber-

gung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Wochen in Anspruch nehmen 

kann und durch den Vorhabenträger finanziert werden muss. 

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-40 „Herrschaftsgärten“ 
 

Die Fläche umfasst Teile des Kulturdenkmals sowie archäologischen Prüffalls:  

 

Früh- und hochmittelalterliche Siedlung und frühneuzeitliche städtische und herr-

schaftliche Ziegelhütte (§ 2 DSchG), 9M 

Früh- bis hochmittelalterliche Siedlung (Prüffall), 5M 

 

http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
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Für den Bereich westlich der Lauter ist eine früh- bis hochmittelalterliche Siedlung durch 

archäologische Aufschlüsse nachgewiesen, deren genaue Ausdehnung bislang jedoch 

nicht bekannt ist. Innerhalb der ausgewiesenen Denkmal- und Prüffallfläche sind daher 

weitere archäologische Funde und Befunde, Kulturdenkmale gem. § 2 DSchG, zu erwar-

ten. 

Der Flächennutzungsplan sieht eine Festschreibung der Fläche als Grünfläche vor. Beden-

ken seitens der archäologischen Denkmalpflege können daher zurückgestellt werden. Wir 

weisen jedoch darauf hin, dass jegliche mit Bodeneingriffen verbundene Planungen – auch 

im Bereich der ausgewiesenen Grünfläche – einer erneuten Beteiligung der archäologi-

schen Denkmalpflege bedürfen. 

 

Kirchheim Teck 

Fläche K-44 „Weileräcker südliche Bebauungsreihe“ 
 

Die Fläche liegt im Bereich des Kulturdenkmals: 

 

Merowingerzeitlicher Friedhof und Siedlungsbefunde (§ 2 DSchG), 12 
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Mehrfach dokumentierte Siedlungs- und Bestattungsfunde belegen einen merowingerzeitli-

chen Friedhof sowie eine Siedlung. In den bislang noch unbebauten, nicht tiefgreifend 

durch jüngere Baumaßnahmen gestörten Arealen ist mit weiteren archäologischen Funden 

und Befunden, Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG, zu rechnen. 

Die bislang als Wohnbaufläche ausgewiesene Fläche soll in eine gemischte Baufläche um-

gewidmet werden und die Möglichkeit der Nachverdichtung bieten. Eine erneute frühzeitige 

Beteiligung der archäologischen Denkmalpflege ist bei Planungen innerhalb des ausgewie-

senen Kulturdenkmals erforderlich. Mit archäologischen Untersuchungen und ggf. Ausgra-

bungen, ggf. zu Lasten und auf Kosten des Bauherrn bzw. Vorhabenträgers, ist zu rech-

nen. 

 

Kirchheim Teck - Jesingen 

Flächen J-01 – J-08 

 

Die Flächen liegen im Bereich des Grabungsschutzgebietes: 

 

Versteinerungen Holzmaden (§ 22 DSchG), 1 
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Sollten die Bodeneingriffe im Grabungsschutzgebiet „Versteinerungen Holzmaden“ tief ge-
nug sein, können paläontologische Kulturdenkmale betroffen sein. In diesen Fällen muss 

das Naturkundemuseum Stuttgart als zuständige Fachinstitution beteiligt werden. Eine ab-

schließende Beurteilung und Stellungnahme kann erst nach Vorlage konkreter Planungen 

erfolgen. 

 

Kirchheim Teck - Jesingen 

Fläche J-02 „Untere Auäcker“ 
 

Die Fläche grenzt an den archäologischen Prüffall: 

 

Neolithische Siedlungsreste (Prüffall), 3 
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Lesefunde weisen auf eine neolithische Siedlung. Funde und Befunde sind auch im nähe-

ren Umfeld nicht auszuschließen. Auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG wird aus-

drücklich hingewiesen. 

 

Kirchheim Teck - Nabern 

Flächen Na-01 – Na-09 

 

Die Flächen liegen im Bereich des Grabungsschutzgebietes: 

 

Versteinerungen Holzmaden (§ 22 DSchG), 1 

 



 
 

 

29 

 
 

Sollten die Bodeneingriffe im Grabungsschutzgebiet „Versteinerungen Holzmaden“ tief ge-
nug sein, können paläontologische Kulturdenkmale betroffen sein. In diesen Fällen muss 

das Naturkundemuseum Stuttgart als zuständige Fachinstitution beteiligt werden. Eine ab-

schließende Beurteilung und Stellungnahme kann erst nach Vorlage konkreter Planungen 

erfolgen.  

 

Kirchheim Teck - Nabern 

Fläche Na-02b+c „Hinter der Wette“ 
 

Die Flächen betreffen das Kulturdenkmal: 

 

Merowingerzeitlicher Friedhof (§ 2 DSchG), 3 
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Die Flächen sollen auf Grund einer erschwerten Entwicklung nicht weiterverfolgt werden. 

Sollte eine der beiden Flächen entgegen der derzeitigen Planung wiederaufgenommen 

werden, so ist eine erneute Beteiligung der archäologischen Denkmalpflege erforderlich. 

Am Erhalt von Kulturdenkmalen besteht grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Mit archä-

ologischen Untersuchungen und im Anschluss daran ggf. wissenschaftlichen Ausgrabun-

gen, die voraussichtlich längere Zeit in Anspruch nehmen, auf Kosten des Vorhabenträgers 

ist zu rechnen. 

 

Kirchheim Teck - Nabern 

Fläche Na-04 „Greutle“ 
 

Die Fläche liegt randlich zu dem archäologischen Prüffall: 

 

Neolithische Siedlungsreste (Prüffall), 2 
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Lesefunde weisen auf eine neolithische Siedlung in diesem Bereich. Archäologische Funde 

und Befunde sind daher auch im näheren Umfeld nicht auszuschließen. Wir verweisen 

ausdrücklich auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG. 

 

Kirchheim Teck - Nabern 

Fläche Na-08 „Klärwerk“ 
 

Die Fläche betrifft das Kulturdenkmal: 

 

Ehemalige Seedämme und abgegangenes Seehaus (§ 2 DSchG), 1M 
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Die Fläche berührt Teile des Oberen Seedamms der ehemaligen Naberner Seen. Die drei 

Seen wurden 1473 zur Fischzucht angelegt und im Jahr 1764 trockengelegt. Die einstigen 

Seedämme haben sich bis heute sichtbar im Gelände erhalten. 1997 konnten im Bereich 

des Oberen Seedamms bei Bauarbeiten Eichenpfähle des Seedamms geborgen werden. 

Mit weiteren archäologischen Befunden, Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG, ist bei mit Bo-

deneingriffen verbundenen Baumaßnahmen zu rechnen. 

Dem Erhalt von Kulturdenkmalen kommt grundsätzlich ein öffentliches Interesse zu. Sollte 

eine Umnutzung und Neubebauung des Areals weiterverfolgt werden, ist im Vorfeld jegli-

cher Planungen mit archäologischen Untersuchungen und ggf. im Anschluss daran wissen-

schaftlichen Ausgrabungen zu rechnen, die längere Zeit in Anspruch nehmen können und 

durch den Vorhabenträger zu finanzieren sind. Eine erneute frühzeitige Beteiligung der ar-

chäologischen Denkmalpflege ist erforderlich.  

 

Kirchheim Teck - Ötlingen 

Fläche Ö-01 „ Müschenbronn“ 
 

Die Fläche grenzt an das Kulturdenkmal: 

 

Hallstatt- und frühlatènezeitliche Siedlungreste, Römisches Siedlungsareal (§ 2 

DSchG), 5 
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Archäologische Funde und Befunde sind auch im näheren Umfeld des ausgewiesenen Kul-

turdenkmals grundsätzlich nicht auszuschließen. Es wird ausdrücklich auf die Regelungen 

der §§ 20 und 27 DSchG hingewiesen. 

 

Kirchheim Teck - Ötlingen 

Fläche Ö-03 „ Westlich Fabrikstraße“ 
 

Die Fläche liegt im Bereich des Kulturdenkmals: 

 

Hallstatt- und frühlatènezeitliche Siedlungreste, Römisches Siedlungsareal (§ 2 

DSchG), 5 
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Bei Bauarbeiten wurde mehrfach römisches Mauerwerk sowie auch hallstattzeitliche und 

frühlatènezeitliche Siedlungsbefunde aufgefunden. Weitere Archäologische Funde und Be-

funde, Kulturdenkmale gem. § 2 DSchG, sind innerhalb der ausgewiesenen Denkmalfläche 

zu erwarten. Im Vorfeld weiterer Planungen, die im Zuge der geplanten Nachverdichtung 

vorgesehen sind, ist eine frühzeitige Beteiligung der archäologischen Denkmalpflege erfor-

derlich. Mit archäologischen Untersuchungen und wissenschaftlichen Ausgrabungen, die 

durch den Vorhabenträger zu finanzieren sind und grundsätzlich auch längere Zeit in An-

spruch nehmen können, ist im Vorfeld jeglicher Planungen zu rechnen.  

 

Kirchheim Teck - Ötlingen 

Fläche Ö-04 „Berg-Ost“ 
 

Die Fläche umfasst das Kulturdenkmal: 

 

Mittelneolithische Siedlung (§ 2 DSchG), 12 
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Lesefunde und Luftbildbefunde verweisen auf eine mittelneolithische Siedlung. Archäologi-

sche Funde und Befunde, Kulturdenkmale gem. § 2 DSchG, sind im Zuge der geplanten 

Erschließung und Neubebauung zu erwarten. An der Erhaltung der ausgewiesenen archä-

ologischen Kulturdenkmale besteht grundsätzlich ein öffentliches Interesse.  

Wir verweisen bereits jetzt auf das nachfolgende Vorgehen, sollte an der Planung festge-

halten werden: 

Um allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und spätere Bauverzögerungen zu ver-

meiden, sollten frühzeitig im Vorfeld der Erschließung archäologische Voruntersuchungen 

durch das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart (LAD) durchge-

führt werden. Zweck dieser Voruntersuchungen ist es festzustellen, ob bzw. in welchem 

Umfang es nachfolgender Rettungsgrabungen bedarf. Dazu bietet das Landesamt für 

Denkmalpflege den Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmen-

bedingungen an, d.h. insbesondere zu Fristen für die Untersuchungen und zur Kostenbe-

teiligung des Veranlassers. Nähere Informationen finden sie unter (http://www.denkmal-

pflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexiblepros-

pektionen.html). 

Die archäologische Voruntersuchung des geplanten Baugebietes bedarf im Regelfall auf-

grund seiner Größe einer baurechtlichen Genehmigung, die auch eine erforderliche natur-

schutzrechtliche Genehmigung (nebst ggf. weiterer betroffener Fachbereiche) umfasst. Der 

http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
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Vorhaben-/Erschließungsträger beantragt alle erforderlichen Genehmigungen bei den zu-

ständigen Behörden und unterrichtet das LAD, sobald diese vorliegen. 

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass im Falle notwendiger Rettungsgrabungen die Ber-

gung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Wochen in Anspruch nehmen 

kann und durch den Vorhabenträger finanziert werden muss. 

 

Kirchheim Teck - Ötlingen 

Fläche Ö-05 „Asang“ 
 

Die Fläche umfasst das Kulturdenkmal: 

 

Siedlung der Bandkeramik und Hallstattzeit (§ 2 DSchG), 4 

 

 
 

Die Ausweisung im Flächennutzungsplan sieht vor, die landwirtschaftlich genutzte Fläche 

als Freifläche zu bewahren. Bedenken seitens der archäologischen Denkmalpflege beste-

hen daher zur vorliegenden Planung nicht.  

Im Falle einer Änderung der derzeitigen Planung ist eine erneute Beteiligung der archäolo-

gischen Denkmalpflege erforderlich. Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass bei einer ge-

planten Bebauung des Areals mit archäologischen Untersuchungen und im Anschluss da-

ran wissenschaftlichen Ausgrabungen auf Kosten des Vorhabenträgers zu rechnen ist.  
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Kirchheim Teck - Ötlingen 

Fläche Ö-10 „Mühlwiesen“ 
 

Die Fläche grenzt unmittelbar an das Kulturdenkmal bzw. den archäologischen Prüffall: 

 

Ehemalige Mühle mit Vorgängerbauten (§ 2 DSchG), 4M 

Mittelalterlicher und frühneuzeitlicher Ortskern Ötlingen (Prüffall), 1M 

 

 
 

Archäologische Funde und Befunde zur spätmittelalterlich bezeugten Mühle und die bis in 

frühmittelalterliche Zeit zurückreichende Siedlung sind auch in den angrenzenden Berei-

chen je nach Umfang der dortigen Planung zu erwarten bzw. nicht auszuschließen. 

Die Wohnbaufläche soll laut der vorliegenden Flächennutzungsplanung nicht weiterverfolgt 

werden. Sollte die Fläche oder Teilbereiche, die im Umfeld des Kulturdenkmals bzw. 

Prüffalls liegen nochmals aufgegriffen werden, ist eine erneute frühzeitige Beteiligung der 

archäologischen Denkmalpflege erforderlich. 

 

Kirchheim Teck - Ötlingen 

Fläche Ö-11 „Östlich der Wielandstraße“ 
 

Die Fläche umfasst Teile des Kulturdenkmals: 
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Hallstatt- und frühlatènezeitliche Siedlungreste, Römisches Siedlungsareal (§ 2 

DSchG), 5 

 

 
 

Bei Bauarbeiten wurde mehrfach römisches Mauerwerk sowie auch hallstattzeitliche und 

frühlatènezeitliche Siedlungsbefunde aufgefunden. Weitere Archäologische Funde und Be-

funde, Kulturdenkmale gem. § 2 DSchG, sind innerhalb der ausgewiesenen Denkmalfläche 

zu erwarten. Eine frühzeitige Beteiligung der archäologischen Denkmalpflege ist bei weite-

ren Planungen, die im Zuge der vorgesehenen Nachverdichtung erfolgen sollen, erforder-

lich. Mit archäologischen Untersuchungen und wissenschaftlichen Ausgrabungen, die 

durch den Vorhabenträger zu finanzieren sind und grundsätzlich länger Zeit in Anspruch 

nehmen können, ist im Vorfeld jeglicher Planungen zu rechnen.  

 

Kirchheim Teck - Ötlingen 

Fläche Ö-12 „Berg-West“ 
 

Die Fläche grenzt unmittelbar an das Kulturdenkmal: 

 

Siedlung der Bandkeramik und Hallstattzeit (§ 2 DSchG), 4 
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Zu der durch archäologische Funde und Befunde belegten bandkeramischen und hallstatt-

zeitlichen Siedlung sind auch im unmittelbar angrenzenden Umfeld weitere Funde und Be-

funde nicht auszuschließen. Auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG wird daher aus-

drücklich hingewiesen. 

 

Kirchheim Teck - Ötlingen 

Fläche Ö-13 „Berg-Ost Süd“ 
 

Die Fläche umfasst im nördlichen Bereich Teile des Kulturdenkmals: 

 

Mittelneolithische Siedlung (§ 2 DSchG), 12 
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Lesefunde und Luftbildbefunde verweisen auf eine mittelneolithische Siedlung. Archäologi-

sche Funde und Befunde, Kulturdenkmale gem. § 2 DSchG, sind im Bereich der ausgewie-

senen Denkmalfläche und angrenzenden Bereich zu erwarten bzw. nicht auszuschließen. 

Am Erhalt von Kulturdenkmalen besteht grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Im Vorfeld 

jeglicher Erschließungs- und Baumaßnahmen ist mit archäologischen Untersuchungen und 

ggf. im Anschluss daran wissenschaftlichen Ausgrabungen zu rechnen, die grundsätzlich 

längere Zeit in Anspruch nehmen können und durch den Vorhabenträger zu finanzieren 

sind. 

 

Kirchheim Teck - Ötlingen 

Fläche Ö-15 „Alter Festplatz Uracher Straße“ 
 

Die Fläche grenzt an das Kulturdenkmal: 

 

Hallstatt- und frühlatènezeitliche Siedlungreste, Römisches Siedlungsareal (§ 2 

DSchG), 5 
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Bei Bauarbeiten wurde mehrfach römisches Mauerwerk sowie auch hallstattzeitliche und 

frühlatènezeitliche Siedlungsbefunde aufgefunden. Weitere Archäologische Funde und Be-

funde, Kulturdenkmale gem. § 2 DSchG, sind auch im unmittelbar angrenzenden Umfeld 

nicht auszuschließen. Auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG wird daher ausdrück-

lich hingewiesen. 

 

Dettingen 

Fläche D-01 „Untere Wiesen“ 
 

Die Fläche betrifft das Kulturdenkmal: 

 

Neolithische, metallzeitliche und römische Siedlungen, Kulturdenkmal (§ 2 DSchG), 

5 
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Im Zuge der bereits erfolgten Planungen wurden im Jahr 2018 im Bereich des ausgewiese-

nen Kulturdenkmals archäologische Sondagen durchgeführt, durch die die genauere Aus-

dehnung sowie der Umfang und Erhaltungszustand der dokumentierten vorgeschichtlichen 

Siedlungsbefunde erfasst werden konnte. Diesen Befunden kommt die Eigenschaft eines 

Kulturdenkmals gem. § 2 DSchG zu, an dessen Erhalt grundsätzlich ein öffentliches Inte-

resse besteht. 

Da die Planung zur Zerstörung der archäologischen Befunde und damit des Kulturdenk-

mals führen wird, werden im Vorfeld der Ausführung archäologische Ausgrabungen erfor-

derlich, um wenigstens den dokumentarischen Wert des Kulturdenkmals zu erhalten.  

Eine weitere frühzeitige Beteiligung der archäologischen Denkmalpflege ist erforderlich. 

Wir weisen darauf hin, dass wissenschaftliche Ausgrabungen grundsätzlich längere Zeit in 

Anspruch nehmen können und durch den Vorhabenträger als Verursacher zu finanzieren 

sind. 

 

Dettingen 

Fläche D-09 „Regionaler Vorhaltestandort Hungerberg“ 
 

Die Fläche betrifft die Kulturdenkmale bzw. die angrenzenden Kulturdenkmale: 

 

Grabungsschutzgebiet „Versteinerungen Holzmaden“ (§ 22 DSchG), 1 
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Neolithische Siedlungsreste (§ 2 DSchG), 2 

Altneolithische Siedlungsreste (§ 2 DSchG), 8 

Bronze- und eisenzeitliche Siedlungen (§ 2 DSchG), 24 

 

 
 

Auf die Stellungnahme vom 19.02.2021 an den Verband Region Stuttgart wird verwiesen: 

 

a) Paläontologische Denkmale 

Sollten die Bodeneingriffe im Grabungsschutzgebiet „Versteinerungen Holzmaden“ tief ge-
nug sein, könnten paläontologische Kulturdenkmale betroffen sein. Dies ist allerdings beim 

derzeitigen Planungsstand allerdings noch nicht erkennbar. Sollte diese Thematik relevant 

werden, müsste das Naturkundemuseum Stuttgart als zuständige Fachinstitution beteiligt 

werden. 

 

b) Archäologische Denkmalpflege 

Das Plangebiet berührt im Norden den Bereich des ausgedehnten Kulturdenkmals gem. § 

2 DSchG: Altneolithische Siedlungsreste (Listen Nr. 8). Bei Bodeneingriffen ist daher mit 

archäologischen Funden und Befunden - Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG - zu rechnen. 

2016 wurden im Rahmen von Prospektionen im Vorfeld der ICE-Trasse südlich der A8 

frühneolithische Siedlungsbefunde dokumentiert. Zahlreiche Schwarzerdebefunde datieren 
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in die neolithische Epoche und stehen mit großflächig erfolgter Brandwirtschaft in Zusam-

menhang. Es ist im kartierten Areal mit weiteren archäologischen Befunden in Form von 

Gruben, Hausgrundrissen etc. sowie mit archäologischem Fundmaterial dieser Siedlungen 

zu rechnen. 

Nach Osten schließt sich die Fundstelle Mittlere/Obere Gießnau an (Listen Nr. 24). Dort 

wurden 2016 im Rahmen von Prospektionen im Vorfeld der ICE-Trasse südlich der A8 

bronze- und eisenzeitliche Siedlungsbefunde dokumentiert. Mehrere Gruben und Graben-

strukturen enthielten insbesondere größere Mengen von Keramik. 

Es ist im Planungsgebiet mit weiteren archäologischen Befunden in Form von Gruben, 

Hausgrundrissen etc. sowie mit archäologischem Fundmaterial dieser Siedlung zu rech-

nen. Ferner liegt am südlichen Rand der Planungsfläche die Fundstelle Hungerberg (Listen 

Nr. 2). Hier deuten Lesefunde auf eine jungsteinzeitliche Siedlung hin. 

 

Die baubegleitenden Maßnahmen an der ICE Trasse Stuttgart-Ulm durch die archäologi-

sche Denkmalpflege haben gezeigt, dass gerade im Albvorland mit einer großen Zahl bis-

lang nicht bekannter archäologischer Kulturdenkmale zu rechnen ist. Angesichts der räum-

lichen Ausdehnung des betroffenen Areals ist die Wahrscheinlichkeit sehr groß, dass auch 

hier weitere archäologische Denkmale berührt und damit zerstört werden. Um allseitige 

Planungssicherheit zu gewährleisten und spätere Bauverzögerungen zu vermeiden, sollten 

deshalb frühzeitig im Vorfeld der Erschließung archäologische Voruntersuchungen durch 

das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart (LAD), Projekt flexible 

Prospektion (PfP), durchgeführt werden. 

 

An der Erhaltung der ausgewiesenen archäologischen Kulturdenkmale besteht grundsätz-

lich ein öffentliches Interesse. Sollte an den Planungen in der vorliegenden Form festgehal-

ten werden, regen wir Folgendes an: 

Um allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und spätere Bauverzögerungen zu ver-

meiden, sollten frühzeitig im Vorfeld der Erschließung archäologische Voruntersuchungen 

durch das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart (LAD) durchge-

führt werden. Zweck dieser Voruntersuchungen ist es festzustellen, ob bzw. in welchem 

Umfang es nachfolgender Rettungsgrabungen bedarf. Dazu bietet das Landesamt für 

Denkmalpflege den Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmen-

bedingungen an, d.h. insbesondere zu Fristen für die Untersuchungen und zur Kostenbe-

teiligung des Veranlassers. Nähere Informationen finden sie unter (http://www.denkmal-

pflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexiblepros-

pektionen.html). 

Die archäologische Voruntersuchung des geplanten Baugebietes bedarf im Regelfall auf-

grund seiner Größe einer baurechtlichen Genehmigung, die auch eine erforderliche natur-

schutzrechtliche Genehmigung (nebst ggf. weiterer betroffener Fachbereiche) umfasst. Der 

http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexibleprospektionen.html
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Vorhaben-/Erschließungsträger beantragt alle erforderlichen Genehmigungen bei den zu-

ständigen Behörden und unterrichtet das LAD, sobald diese vorliegen. 

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass im Falle notwendiger Rettungsgrabungen die Ber-

gung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Wochen in Anspruch nehmen 

kann und durch den Vorhabenträger finanziert werden muss. 

 

Notzingen 

Fläche N-01 „Burggärten“ 
 

Die Fläche betrifft das Kulturdenkmal sowie den archäologischen Prüffall: 

 

Abgegangene Burg Tumnau, Kulturdenkmal (§ 2 DSchG), 4M 

Mittelalterlicher und frühneuzeitlicher Siedlungsbereich Notzingen, Prüffall, 1M 

 

 
 

Bei archäologischen Untersuchungen im nordwestlichen Bereich der abgegangenen Burg 

konnten noch Reste des einstigen Burggrabens dokumentiert werden. Weitere archäologi-

sche Befunde zur Burg, insbesondere des Burggrabens, sind in dem durch die vorliegende 

Planung betroffenen östlichen Randbereich des ausgewiesenen Kulturdenkmals zu erwar-

ten. Darüber hinaus werden im nördlichen Bereich der Fläche Teile des archäologischen 

Prüffalls des historischen Siedlungsbereiches von Notzingen berührt; archäologische 
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Funde und Befunde, die Aufschlüsse zur Siedlungsentwicklung und Geschichte des Ortes 

liefen können und denen die Eigenschaft von Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG zukom-

men kann, sind innerhalb der ausgewiesenen Areale grundsätzlich zu erwarten bzw. nicht 

auszuschließen.  

Am Erhalt von Kulturdenkmalen besteht grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Sollte die 

Planung in der vorliegenden Ausdehnung weiterverfolgt werden ist im Vorfeld jeglicher Er-

schließungs- und Baumaßnahmen eine weitere frühzeitige Beteiligung der archäologischen 

Denkmalpflege erforderlich. Mit wissenschaftlichen Untersuchungen und im Anschluss an 

diese ggf. wissenschaftliche Ausgrabungen, die grundsätzlich längere Zeit in Anspruch 

nehmen können und durch den Vorhabenträger zu finanzieren sind, ist zu rechnen. 

 

Notzingen 

Fläche N-04 „Frühe Morgen“ 
 

Die Fläche betrifft das Kulturdenkmal sowie randlich den archäologischen Prüffall: 

 

Merowingerzeitlicher Friedhof, Kulturdenkmal, (§ 2 DSchG), 3 

Mittelalterlicher und frühneuzeitlicher Siedlungsbereich Wellingen, Prüffall, 2M 
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Bestattungsfunde belegen einen merowingerzeitlichen Friedhof. Mit weiteren archäologi-

schen Funden und Befunden, Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG, ist innerhalb des kartier-

ten Bereiches zu rechnen. Darüber hinaus sind in den Randbereichen zu dem als archäo-

logischer Prüffall ausgewiesenen historischen Siedlungsbereich von Wellingen archäologi-

sche Funde und Befunde, die bis in mittelalterliche Zeit zurückreichen können und denen 

grundsätzlich die Eigenschaft von Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG zukommen kann, 

nicht auszuschließen. 

Am Erhalt von Kulturdenkmalen besteht grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Wir ver-

weisen auf unsere Stellungnahme zur 7. Änderung des FNP 2000. 

Zur Feststellung von Ausdehnung und Erhaltungszustand des Kulturdenkmals sollten in 

Rücksprache mit dem Landesamt für Denkmalpflege frühzeitig im Vorfeld der Erschließung 

auf Kosten des Planungsträgers archäologische Prospektionen erfolgen. Sollten sich im 

Ergebnis der Prospektionen archäologische Befunde, Kulturdenkmale gem. § 2 DSchG, 

zeigen, bestehen seitens der archäologischen Denkmalpflege ggf. erhebliche Bedenken 

gegen die Planung. 

Sollte an der Planung dennoch festgehalten werden, weisen wir bereits jetzt darauf hin, 

dass voraussichtlich mit wissenschaftlichen Ausgrabungen, im Zuge derer archäologische 

Funde und Befunde fachgerecht geborgen und dokumentiert werden, zu rechnen ist. Diese 

können grundsätzlich mehrere Wochen oder Monate in Anspruch nehmen und sind durch 

den Vorhabenträger als Verursacher zu finanzieren.  

Eine frühzeitige weitere Beteiligung der archäologischen Denkmalpflege ist erforderlich.  

 

 

 

Grundsätzlich möchten wir für alle Bereiche, in denen archäologische Untersuchungen und 

ggf. Ausgrabungen erforderlich werden, bereits jetzt darauf hinweisen, dass archäologi-

sche Voruntersuchungen und Ausgrabungen ggf. aufgrund der Größe einer baurechtlichen 

Genehmigung, die auch eine erforderliche naturschutzrechtliche Genehmigung (nebst ggf. 

weiterer betroffener Fachbereiche) umfasst, bedürfen. Diese sind durch den Vorhaben-/Er-

schließungsträger bei den zuständigen Behörden zu beantragen. Das Landesamt für 

Denkmalpflege wird von diesem unterrichtet, sobald diese vorliegen. 

 

 

Wir verweisen zudem auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG, die das Vorgehen bei 

Antreffen bislang unbekannter archäologischer Fundstellen regeln: 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Be-

funde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbe-

hörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metall-

teile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
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auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der An-

zeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit 

einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 

27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Sub-

stanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende 

Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

 

 

Für Rückfragen steht Ihnen Herr Dr. Jörg Bofinger,  0711/904-45146,  

 joerg.bofinger@rps.bwl.de und Frau Dr. Dorothee Brenner,  0711/904-45242,  

 dorothee.brenner@rps.bwl.de zur Verfügung. 

 

mailto:joerg.bofinger@rps.bwl.de
mailto:dorothee.brenner@rps.bwl.de
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 Stellungnahme zur geplanten Flächennutzungsplan 2035 der großen Kreisstadt 

Kirchheim unter Teck und der Gemeinden Dettingen unter Teck und Notzingen 

Ihre Anfrage vom 15.09.2022

 

 

Anlagen 

Beschränkter Bauschutzbereich Hahnweide  

Sichtflugkarte Hahnweide  

Sichtflugkarte Nabern Teck 

Sichtflugkarte Kirchheim unter Teck Medius Klinik 

Schallimmissionsplan Segelfluggelände Hahnweide 

Hindernisfreiheitsisometrie Hahnweide Start u. Landebahnen 07/25 und 13/31 

Auszug aus der Landeplatz-Fluglärmleitlinie 

 

 

Sehr geehrter Herr Kümmerle, 

 

wir danken für die Beteiligung am o.g. Verfahren. 

Vorab weisen wir drauf hin, dass fast der gesamte Geltungsbereich des Flächennut-

zungsplans luftrechtlichen Einschränkungen unterliegt. Dies ist bedingt durch die rela-

tiv hohe Anzahl von Geländen von denen die Luftfahrt ausgeht (Segelfluggelände 

Hahnweide, Flugplatzgelände Nabern und Hubschrauberlandeplatz für Rettungshub-

schrauber auf der Medius Klinik Kirchheim). 
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Grundsätzlich gilt, dass sich die angestrebte Bebauung auf den Flächen nördlich der 

Autobahn A8 an den Höhen der bereits existierenden Umgebungsbebauung orientie-

ren sollte. 

Der Zustimmungspflicht der Luftverkehrsbehörde unterliegen hier Flächen innerhalb 

des Bauschutzbereichs Hahnweide nördlich der Autobahn A8 soweit eine Höhe von 

380 m ü.NN. überschritten wird.  

 

Bauvorhaben südlich der Autobahn A8 welche innerhalb des Bauschutzbereichs 

Hahnweide liegen, sind der Luftfahrtbehörde nach §17 LuftVG zur Zustimmungsertei-

lung vorzulegen. 

 

Außerdem weisen wir drauf hin, dass Flugsicherungseinrichtungen durch Bauwerke 

in ihrer Funktion nicht beeinträchtigt werden dürfen. Durch die relativ nahe Lage zum 

Verkehrsflughafen Stuttgart wäre dies im Einzelfall denkbar. Eine Auskunft hierzu 

kann das hierfür zuständige Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) erteilen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, bei allen Lärmempfindlichen Flächen die Maßgaben der 

Landeplatz-Fluglärmleitlinie zu beachten.  

 

Folgende Flächen sind aufgrund ihrer Lage als besonders kritisch zu beurteilen.  

 

Einschränkungen durch den Hubschrauberlandeplatz auf der Medius Klinik 

Kirchheim unter Teck:  

 

Folgende Vorgabe ist zu beachten: Alle Bauvorhaben, die im Umkreis von 1,5 km 

um den Hubschrauberlandeplatz für Rettungshubschrauber gelegen sind, sind vorab 

der zuständigen Luftfahrtbehörde zur Stellungnahme vorzulegen. Hierzu zählen auch 

Planflächen, welche innerhalb dieser Stellungnahme nicht namentlich aufgeführt wer-

den. Das gleiche gilt für Baugeräte welche in die Höhe ragen wie z.B. Kräne, Beton-

pumpen etc. 

Im Zusammenhang mit der nahen Lage zum Hubschrauberlandeplatz für Rettungs-

hubschrauber sind folgende Planflächen besonders betroffen: 
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Fläche K23 

Diese Fläche liegt ca. 400-450 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der Me-

dius-Klinik entfernt. Damit liegt sie im Platzrundenbereich der Rettungshubschrauber. 

Eine genauere Beurteilung, ob eine Bebauung möglich ist und in welcher Höhe, ist 

erst dann möglich, wenn genauere Planungsdaten feststehen. Es ist mit Höhenbe-

schränkungen zu rechnen. Außerdem ist in diesem Bereich mit einer erhöhten Lärm-

belastung durch den Luftverkehr zu rechnen.  

 

 

Fläche K02 

Diese Fläche liegt ca. 400-600 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der Me-

dius-Klinik entfernt. Damit liegt sie im Platzrundenbereich der Rettungshubschrauber. 

Eine genauere Beurteilung, ob eine Bebauung möglich ist und in welcher Höhe, ist 

erst dann möglich, wenn genauere Planungsdaten feststehen. Es ist mit Höhenbe-

schränkungen zu rechnen. Außerdem ist in diesem Bereich mit einer erhöhten Lärm-

belastung durch den Luftverkehr zu rechnen.  

 

Fläche K49 

Diese Fläche liegt ca. 400 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der Medius-

Klinik entfernt. Damit liegt sie im Platzrundenbereich der Rettungshubschrauber. Eine 

genauere Beurteilung, ob eine Bebauung möglich ist und in welcher Höhe, ist erst 

dann möglich, wenn genauere Planungsdaten feststehen. Es ist mit Höhenbeschrän-

kungen zu rechnen. Außerdem ist in diesem Bereich mit einer erhöhten Lärmbelas-

tung durch den Luftverkehr zu rechnen.  

 

Fläche K38 

Diese Fläche liegt ca. 600 - 700 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der 

Medius-Klinik entfernt. Für die Planung von Baulichkeiten ist es hilfreich, wenn sich 

die mögliche Bebauungshöhe der Umgebungsbebauung orientiert. Es ist mit Höhen-

beschränkungen zu rechnen. Als Luftfahrtbehörde bitten wir im weiteren Verfahren, 

insbesondere bei der Aufstellung von Bebauungsplänen, beteiligt zu werden. Außer-

dem ist in diesem Bereich mit einer erhöhten Lärmbelastung durch den Luftverkehr zu 

rechnen.  
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Fläche K52 

Diese Fläche liegt ca. 800 - 900 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der 

Medius-Klinik entfernt und ist im An- und Abflugbereich. Für die Planung von Baulich-

keiten ist es hilfreich, wenn sich die mögliche Bebauungshöhe der Umgebungsbebau-

ung orientiert. Es ist mit Höhenbeschränkungen zu rechnen. Als Luftfahrtbehörde bit-

ten wir im weiteren Verfahren, insbesondere bei der Aufstellung von Bebauungsplä-

nen, beteiligt zu werden. Außerdem ist in diesem Bereich mit einer erhöhten Lärmbe-

lastung durch den Luftverkehr zu rechnen.  

 

 

 

Fläche K01 

Diese Fläche liegt ca. 800 - 900 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der 

Medius-Klinik entfernt. Für die Planung von Baulichkeiten ist es hilfreich, wenn sich 

die mögliche Bebauungshöhe der Umgebungsbebauung orientiert. Als Luftfahrtbe-

hörde bitten wir im weiteren Verfahren, insbesondere bei der Aufstellung von Bebau-

ungsplänen, beteiligt zu werden. In diesem Bereich ist mit einer erhöhten Lärmbelas-

tung durch den Luftverkehr zu rechnen.  

 

Fläche Ö16 

Diese Fläche liegt ca. 900 - 1000 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der 

Medius-Klinik entfernt. Für die Planung von Baulichkeiten ist es hilfreich, wenn sich 

die mögliche Bebauungshöhe der Umgebungsbebauung orientiert. Als Luftfahrtbe-

hörde bitten wir im weiteren Verfahren, insbesondere bei der Aufstellung von Bebau-

ungsplänen, beteiligt zu werden. In diesem Bereich ist mit einer erhöhten Lärmbelas-

tung durch den Luftverkehr zu rechnen. 

 

Fläche K45 

Diese Fläche liegt im direkten An- und Abflugbereich der Hubschrauberlandefläche 

für Rettungshubschrauber und ist von diesem ca. 340 m entfernt. Aufgrund der be-

sonderen Lage ist die künftige Nutzung dieser Fläche und deren zulässigen Bebau-

ungshöhen in einem späteren Verfahren zu beurteilen, denn ohne diese Angaben ist 

eine weitere Beurteilung nicht möglich. Um die Belange des Hubschrauberlandeplat-

zes für Rettungszwecke zu schützen ist mit einer Höhenbeschränkung zu rechnen. 

Aufgrund der nahen Lage zum Hubschrauberlandeplatz ist mit einer wesentlich er-

höhten Lärmbelastung durch den Luftverkehr zu rechnen.  
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Fläche K37 

Diese Fläche liegt ca. 250 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der Medius-

Klinik entfernt. Aufgrund der geringen Entfernung zu Hubschrauberlandefläche ist die 

Höhenlage des Landeplatzes für Rettungshubschrauber zu beachten (1.047 feet bzw. 

319,11 m ü. NN) Eine weitergehende Beurteilung ist erst dann möglich, wenn genaue 

Daten zur Lage der künftigen Gebäude und deren Höhen bekannt sind. Um die Be-

lange des Hubschrauberlandeplatzes für Rettungszwecke zu schützen ist mit einer 

Höhenbeschränkung zu rechnen. Aufgrund der nahen Lage zum Hubschrauberlande-

platz ist mit einer wesentlich erhöhten Lärmbelastung durch den Luftverkehr zu rech-

nen.  

 

Fläche K39 

Diese Fläche liegt ca. 800 - 900 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der 

Medius-Klinik entfernt und ist im An- und Abflugbereich. Für die Planung von Baulich-

keiten ist es hilfreich, wenn sich die mögliche Bebauungshöhe der Umgebungsbebau-

ung orientiert. Es ist mit Höhenbeschränkungen zu rechnen. Als Luftfahrtbehörde bit-

ten wir im weiteren Verfahren, insbesondere bei der Aufstellung von Bebauungsplä-

nen, beteiligt zu werden. Außerdem ist in diesem Bereich mit einer erhöhten Lärmbe-

lastung durch den Luftverkehr zu rechnen.  

 

Fläche K40 

Diese Fläche liegt ca. 800 - 900 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der 

Medius-Klinik entfernt und ist im An- und Abflugbereich. Für die Planung von Baulich-

keiten ist es hilfreich, wenn sich die mögliche Bebauungshöhe der Umgebungsbebau-

ung orientiert. Es ist mit Höhenbeschränkungen zu rechnen. Als Luftfahrtbehörde bit-

ten wir im weiteren Verfahren, insbesondere bei der Aufstellung von Bebauungsplä-

nen, beteiligt zu werden. Außerdem ist in diesem Bereich mit einer erhöhten Lärmbe-

lastung durch den Luftverkehr zu rechnen.  

 

Fläche K35 

Diese Fläche liegt ca. 1000 - 1200 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der 

Medius-Klinik entfernt. Für die Planung von Baulichkeiten ist es hilfreich, wenn sich 

die mögliche Bebauungshöhe der Umgebungsbebauung orientiert. Als Luftfahrtbe-
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hörde bitten wir im weiteren Verfahren, insbesondere bei der Aufstellung von Bebau-

ungsplänen, beteiligt zu werden. In diesem Bereich ist mit einer erhöhten Lärmbelas-

tung durch den Luftverkehr zu rechnen.  

 

Fläche K42 

Diese Fläche liegt ca. 1000 - 1200 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der 

Medius-Klinik entfernt. Für die Planung von Baulichkeiten ist es hilfreich, wenn sich 

die mögliche Bebauungshöhe der Umgebungsbebauung orientiert. Als Luftfahrtbe-

hörde bitten wir im weiteren Verfahren, insbesondere bei der Aufstellung von Bebau-

ungsplänen, beteiligt zu werden. In diesem Bereich ist mit einer erhöhten Lärmbelas-

tung durch den Luftverkehr zu rechnen.  

 

 

 

Fläche K44 

Diese Fläche liegt ca. 900 - 1000 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der 

Medius-Klinik entfernt. Für die Planung von Baulichkeiten ist es hilfreich, wenn sich 

die mögliche Bebauungshöhe der Umgebungsbebauung orientiert. Als Luftfahrtbe-

hörde bitten wir im weiteren Verfahren, insbesondere bei der Aufstellung von Bebau-

ungsplänen, beteiligt zu werden. In diesem Bereich ist mit einer erhöhten Lärmbelas-

tung durch den Luftverkehr zu rechnen.  

 

Fläche K10 

Diese Fläche liegt ca. 900 - 1000 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der 

Medius-Klinik entfernt. Für die Planung von Baulichkeiten ist es hilfreich, wenn sich 

die mögliche Bebauungshöhe der Umgebungsbebauung orientiert. Als Luftfahrtbe-

hörde bitten wir im weiteren Verfahren, insbesondere bei der Aufstellung von Bebau-

ungsplänen, beteiligt zu werden. In diesem Bereich ist mit einer erhöhten Lärmbelas-

tung durch den Luftverkehr zu rechnen.  

 

Fläche K53 

Diese Fläche liegt ca. 900 - 1000 m vom Landeplatz für Rettungshubschrauber der 

Medius-Klinik entfernt. Für die Planung von Baulichkeiten ist es hilfreich, wenn sich 

die mögliche Bebauungshöhe der Umgebungsbebauung orientiert. Als Luftfahrtbe-
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hörde bitten wir im weiteren Verfahren, insbesondere bei der Aufstellung von Bebau-

ungsplänen, beteiligt zu werden. In diesem Bereich ist mit einer erhöhten Lärmbelas-

tung durch den Luftverkehr zu rechnen.  

 

 

Bauschutzbereich Segelfluggelände Hahnweide und Hindernisfreiheitsbereiche 

um den Segelflugplatz Hahnweide: 

 

 

Fläche K24 

Diese Fläche befindet sich innerhalb des Bauschutzbereichs des Segelfluggeländes 

Hahnweide. Ab einer Gebäudehöhe von 380 m ü. NN. ist die Zustimmung der Luft-

fahrbehörde erforderlich. Eine genauere Stellungnahme ist erst dann möglich, wenn 

die zulässigen Gebäudehöhen und Angaben bekannt sind.  

 

 

Fläche K08 

Diese Fläche liegt nördlich der Autobahn A8 und ist teils Bauschutzbereich des Se-

gelfluggeländes Hahnweide. Ab einer Höhe von 380 m ü. NN. Ist die Zustimmung der 

Luftfahrtbehörde erforderlich  

 

Flächen Ö04, Ö15, Ö17, Ö02  

Die Flächen Ö04, Ö15, Ö17, Ö02 befinden sich in der seitlichen Hindernisfreiheitsflä-

che der Start- und Landebahn 7/25. Der vorliegenden Planung können keine maxima-

len Bebauungshöhen entnommen werden. Insoweit ist eine weitergehende Stellung-

nahme gegenwertig nicht möglich. Eine weitere Stellungnahme ist erst beim Vorlie-

gen einer exakten Planung im Rahmen eines Bebauungsplanverfahren möglich.  

 

Fläche L01 

Diese Fläche befindet sich im seitlichen Hindernisschutzbereich der Start- und Lande-

bahn 13/31. Eine genauere Stellungnahme zu eventuellen Baumaßnahmen wird erst 

dann möglich sein, wenn die jeweiligen Bebauungshöhen bekannt sind. Außerdem 

befindet sich diese Fläche im Bauschutzbereich des Segelfluggeländes Hahnweide. 

Die Zustimmung der Luftfahrtbehörde ist daher einzuholen. Da genauere Angaben zu 

den jeweiligen Bebauungshöhen gegenwertig fehlen ist eine weitere Stellungnahme 

nicht möglich. Durch den Luftverkehr ist mit einem erhöhten Lärmpegel zu rechnen.  



- 8 - 

 

 

Flächen D01, D05, D07, D06, D02 

Diese Flächen liegen im Anflugbereich des Segelfluggeländes Hahnweide, Start- und 

Landebahn 13/31. Die Hindernisfreiheitsisometrie ist zu beachten. Es wird empfohlen, 

dass sich mögliche Gebäudehöhen an der Umgebungsbebauung orientieren. Durch 

den Luftverkehr ist mit einem erhöhten Lärmpegel zu rechnen.  

 

Flächen D08 

Diese Fläche liegt in der Hindernisfreiheitsisometrie des Segelfluggeländes Hahn-

weide. Es wird empfohlen, dass sich mögliche Gebäudehöhen an der Umgebungsbe-

bauung orientieren. Durch den Luftverkehr ist mit einem erhöhten Lärmpegel zu rech-

nen. 

 

 

Flugplatzgelände Nabern/Teck (EDTN) 

 

Fläche Na02a  

Diese Fläche liegt im Queran- und Abflugbereich der Platzrunde und des Hindernis-

freiheitsbereichs des Flugplatzgeländes Nabern/Teck (EDTN). Eine Weitergehende 

Stellungnahme ist erst dann möglich, wenn konkrete Angaben zur baulichen Nutzung 

der Fläche, bzw. Höhenangaben von neuen Gebäuden vorliegen. Durch den Luftver-

kehr ist mit einer erhöhten Lärmbelastung zu rechnen. 

 

 

Fläche Na03a 

Diese Fläche liegt im Queran- und Abflugbereich der Platzrunde und des Hindernis-

freiheitsbereichs des Flugplatzgeländes Nabern/Teck (EDTN). Eine Weitergehende 

Stellungnahme ist erst dann möglich, wenn konkrete Angaben zur baulichen Nutzung 

der Fläche, bzw. Höhenangaben von neuen Gebäuden vorliegen. Durch den Luftver-

kehr ist mit einer erhöhten Lärmbelastung zu rechnen. 

 

Fläche D03 

Diese Fläche befindet sich direkt im Platzrundenbereich des Flugplatzgeländes 

Nabern/Teck (EDTN) respektive im Endanflug bzw. direkter Abflugbereich des nord-
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westlichen Sektors. Nachdem sich das Gelände im direkten Platzrundenbereich befin-

det, ist diese Stellungnahme ein topografischer Plan mit Teilen der An- und Abflugflä-

chen des Landeplatzes Nabern/Teck beigefügt.  

Da im gegenwärtigen Verfahren keine Bebauungshöhen, Baufenster etc. bekannt 

sind, kann keine weitergehende Stellungnahme abgegeben werden. Als Luftfahrtbe-

hörde bitten wir im weiteren Verfahren, insbesondere bei der Aufstellung von Bebau-

ungsplänen, beteiligt zu werden. Es muss mit hohen Lärmbelastungen bei Vorbeiflü-

gen gerechnet werden. 

 

Fläche D10 

Diese Fläche liegt im Hindernisfreiheitsbereich des Flugplatzgeländes Nabern/Teck.  

Da im gegenwärtigen Verfahren keine Bebauungshöhen, Baufenster etc. bekannt 

sind, kann keine weitergehende Stellungnahme abgegeben werden. Als Luftfahrtbe-

hörde bitten wir im weiteren Verfahren, insbesondere bei der Aufstellung von Bebau-

ungsplänen, beteiligt zu werden. 

 

 

Fläche D04 

Diese Fläche liegt direkt unter der An- Abflugfläche des Segelfluggeländes Dettingen 

Teck 09/27. Ferner befindet sich die Fläche im Hindernisfreiheitsbereich des Flug-

platzgeländes Nabern/Teck.  

Wir empfehlen aus Sicherheits- und Lärmgründen diese Fläche nicht weiter zu verfol-

gen. Hier ist von massiven Höhenbeschränkungen auszugehen. 

Da im gegenwärtigen Verfahren keine Bebauungshöhen, Baufenster etc. bekannt 

sind, kann keine weitergehende Stellungnahme abgegeben werden. Sollte an dieser 

Fläche festgehalten werden, sind wir als Luftfahrtbehörde zu beteiligen. 

 

Flächen K22b, K22a, K29b 

Diese Flächen liegen oberhalb der Autobahn A8. Sie werden vom Platzrundenbereich 

von Nabern/Teck tangiert. Durch den Luftverkehr ist mit einer erhöhten Lärmbelas-

tung zu rechnen.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

Ferihan Onay 
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1
Leitlinie zur Ermittlung und Beurteilung der Fluglärmimmissionen in der Umgebung 
von Landeplätzen durch die Immissionsschutzbehörden der Länder 
(Landeplatz-Fluglärmleitlinie) 
 
1 Anlaß und Zielstellung 
 
Die für den Immissionsschutz zuständigen Landesbehörden beraten die Raumordnungs-
behörden der Länder bei der Ausweisung von raumordnerischen Zielen und Grundsätzen 
sowie sonstigen Erfordernissen, z. B. bei der Festlegung von Planungszonen Siedlungsbe-
schränkung, in der Umgebung von Landeplätzen. 
 
Mit der vorliegenden Leitlinie soll den für den Immissionsschutz zuständigen Landesbehör-
den eine Orientierungshilfe gegeben werden. Die Leitlinie dient zur Abschätzung der vorhan-
denen und möglichen Fluglärmbelastung und insoweit zur Hilfe bei der Beurteilung von Pla-
nungen und Vorhaben im Hinblick auf den Schutz vor Fluglärm an Flugplätzen, die nicht 
dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm [1] unterliegen. Diese Flugplätze werden hier als 
�Landeplätze� bezeichnet. Zur Darstellung der Lärmbelastung an Flugplätzen werden 
Lärmkonturen verwendet, d. h. Kurven mit konstantem äquivalentem Dauerschallpegel LAeq. 
 

Die Messung und Beurteilung von Fluggeräuschen an Flugplätzen wird durch DIN 45 643, Teil 
1 bis Teil 3 [2, 3, 4] geregelt. Diese Norm definiert u.a. Meß- und Kenngrößen zur Beschreibung 
von Fluggeräuschen, wie z. B. den äquivalenten Dauerschallpegel Leq nach ISO 3891 (energie-
äquivalenter Dauerschallpegel). 
 
An Verkehrsflughäfen, die dem Fluglinienverkehr angeschlossen sind, und an militärischen 
Flugplätzen mit Strahlflugzeugbetrieb werden Lärmkonturen nach dem Gesetz zum Schutz ge-
gen Fluglärm [1] und den hierzu erlassenen Ausführungsbestimmungen ermittelt. Bei diesen 
Bestimmungen handelt es sich um die Datenerfassungssysteme für den zivilen (DES) und den 
militärischen Bereich (DES-MIL) sowie um eine Anleitung zur Berechnung (AzB) [5 bis 8]. Dar-
über hinaus gibt die �Leitlinie zur Beurteilung von Fluglärm durch die Immissionsschutzbehör-
den der Länder� [9] in Ausgestaltung des  16 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm Hin-
weise für die Ausweisung von Siedlungsbeschränkungsbereichen für die Zwecke der Landes-
planung. 
 
Seit 1994 ist die Ermittlung der Fluglärmimmissionen in der Umgebung von Landeplätzen Ge-
genstand der Normung des DIN und des VDI (NALS A2 AK8). Die angestrebte Norm (DIN 45 
684) enthält jedoch kein Beurteilungsverfahren für Fluglärm an Landeplätzen. 

 
Bisher fehlte eine fachlich bundesweit abgestimmte Leitlinie für die Ermittlung (Berechnung 
von Lärmkonturen) und Beurteilung von Fluglärmimmissionen in der Umgebung bestehender 
und geplanter Landeplätze. Dieses Defizit wirkt sich u.a. auf die in den neuen Bundeslän-
dern angelaufene Bauleitplanung besonders negativ aus, da es zur Beantwortung der von 
den Gemeinden an die für den Immissionsschutz zuständigen Behörden gerichteten Anfra-
gen hinsichtlich der Verträglichkeit der zu planenden Wohnbebauung mit vorhandenen bzw. 
geplanten Landeplätzen eine solche Grundlage nicht gab. Mit dieser Landeplatz-
Fluglärmleitlinie wird deshalb für die Immissionsschutzbehörden eine bundeseinheitliche 
Grundlage für die Ermittlung und Beurteilung der Fluglärmimmissionen an Landeplätzen 
geschaffen. Darüber hinaus werden mögliche Maßnahmen zur Lärmminderung an Lande-
plätzen angegeben. 
 
 
2 Geltungs- und Anwendungsbereich 
 
Die Leitlinie dient den für den Immissionsschutz zuständigen Landesbehörden zur Ermittlung 
(Berechnung von Lärmkonturen) und Beurteilung der Fluglärmimmissionen in der Umgebung 
von Landeplätzen und Segelfluggeländen. Sie gilt für Flugplätze, die nicht dem Gesetz zum 
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Schutz gegen Fluglärm [1] unterliegen. Die Leitlinie ist sinngemäß für ein Gelände, für das  
eine  Start- und Landeerlaubnis nach § 25 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) [10] besteht, anzu-
wenden. Sie gilt nicht für Segelfluggelände, auf denen ausschließlich Flugbetrieb mit Segel-
flugzeugen und nichtselbststartenden Motorseglern im Windenstartverfahren stattfindet. 
 
Bei Landeplätzen mit weniger als 5000 Flugbewegungen (siehe Abschnitt 3.1.4) mit motor-
getriebenen Luftfahrzeugen im Bezugs- bzw. Prognosejahr kann nach Abschätzung schädli-
cher Umwelteinwirkungen durch Fluglärm im Gemeindegebiet oder in Teilen davon auf die 
Ermittlung und Beurteilung von Fluglärmimmissionen verzichtet werden, wenn die 50 dB(A)-
Lärmkontur voraussichtlich nicht über das Landeplatzgelände hinausgeht. 
 
Diese Leitlinie ist von den Immissionsschutzbehörden insbesondere anzuwenden und  für 
die Raumordnungs- sowie Bauleitplanungsbehörden geeignet bei 
 
a) der schalltechnischen Beurteilung im Rahmen der Aufstellung von Raumordnungs-

plänen und Bauleitplänen mit Wohngebietsausweisungen in der Umgebung bestehen-
der Landeplätze gemäß § 1 des Baugesetzbuches [11], 

 
b) der Ermittlung der zu erwartenden Lärmimmissionen in der Umgebung von Landeplät-

zen im Rahmen der abzugebenden Stellungnahmen bei Genehmigungsverfahren ge-
mäß § 6 des Luftverkehrsgesetzes [10], 

 
c)  der Erstellung von Schallimmissionsplänen im Rahmen der Lärmminderungsplanung 

im Sinne des § 47a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes [12].  
 
 
3 Ermittlung der Fluglärmimmissionen an Landeplätzen 
 
3.1 Datenerfassungssystem für Landeplätze (DES-L) 
 
Zur rechnerischen Ermittlung der Fluglärmimmissionen an Landeplätzen ist das Datenerfas-
sungssystem für die Ermittlung von Lärmschutzbereichen an zivilen Flugplätzen (DES) [5] 
nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 1971 mit den nachfolgend be-
schriebenen Modifikationen zu verwenden. 
 
Dieses modifizierte DES, hier das "Datenerfassungssystem für Landeplätze" (DES-L), sollte 
gemeinsam vom Flugplatzunternehmer mit der für die Flugsicherung zuständigen Stelle, der 
zuständigen Luftfahrtbehörde des Landes und der zuständigen Immissionsschutzbehörde 
des Landes erstellt werden. 
 
 
3.1.1 Bezugs- und Prognosejahr 
 
 
Als Bezugsjahr im DES-L ist das vorausgegangene Kalenderjahr definiert. Das Prognosejahr 
ist definiert als das Bezugsjahr plus zehn Jahre. Zur Feststellung der Lärmimmission wird 
vorgeschlagen, im Fall a) gemäß dem Abschnitt 2 entweder vom Flugbetrieb im Prognose-
jahr oder von dem wirtschaftlich und politisch gewollten Ausbauzustand des Landeplatzes 
auszugehen. An bestehenden Landeplätzen im Fall b)  ist im DES-L vom Prognosejahr aus-
zugehen. Im Fall c) ist das Bezugsjahr sowie das Prognosejahr zu verwenden. 
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3.1.2 Flugstreckenbeschreibung 
 
Die Flugstrecken sind im DES-L auf der Grundlage der Genehmigung oder  der Angaben im 
"Luftfahrthandbuch Deutschland" [13] zu beschreiben. Zusätzlich sind die von der Mehrzahl 
der am Flugplatz verkehrenden motorgetriebenen Luftfahrzeuge für Flüge nach Sichtflugre-
geln häufig genutzten Flugwege als Flugstrecken im DES-L anzugeben. 
 
Die Flugstrecken im Datenerfassungssystem für Landeplätze sollten im folgenden Umkreis 
um den Flugplatzbezugspunkt (Airport Reference Point, ARP) beschrieben werden: 
 
- Bei Landeplätzen mit Flugbetrieb nach Sichtflugregeln (Visual Flight Rules (VFR)-Flug-

betrieb) und Instrumentenflugregeln (Instrument Flight Rules (IFR)-Flugbetrieb): ca. 
12 km. Bei Landeplätzen mit Kontrollzone (Control Zone, CTR) sind die VFR-Flugstrec-
ken in der Umgebung des Landeplatzes vom Bahnbezugspunkt bis zu den Einflugpunk-
ten in die Kontrollzone (Pflichtmeldepunkte) zu beschreiben. 
 

- bei Landeplätzen mit VFR-Flugbetrieb: ca. 8 km. 
 
In jedem Fall sind die Platzrunden mit zu erfassen. 
 
3.1.3  Flugzeuggruppen 
 
Die an Landeplätzen eingesetzten Flugzeuge der Allgemeinen Luftfahrt unterscheiden sich 
untereinander zum Teil beträchtlich hinsichtlich ihrer Geräuschemission. Da dies in den im 
Datenerfassungssystem DES festgelegten Flugzeuggruppen (PROP 1, PROP 2, S 1 und 
S 5) nur unzureichend berücksichtigt wird, werden folgende neue Flugzeuggruppen definiert: 

 
P 1.1: Motorgetriebene Luftsportgeräte und Motorsegler 
 
P 1.2:  Propellerflugzeuge beim Segelflugzeugschlepp mit einer Höchstabflugmasse  

(Maximum Take-Off Mass, MTOM) bis 2 t 
 
P 1.3:  Propellerflugzeuge mit einer Höchstabflugmasse (MTOM)  

bis 2 t 
 
P 1.4:  Propellerflugzeuge mit einer Höchstabflugmasse (MTOM)  

über 2 bis 5,7 t 
 

   P 2.1: Propellerflugzeuge mit einer Höchstabflugmasse (MTOM)  
über 5,7 t, die den Anforderungen des Anhangs 16 zum Abkommen 
über die Internationale Zivilluftfahrt, Band I, Kapitel 3 oder Kapitel 10 ent-
sprechen. 

     P 2.2:  Propellerflugzeuge mit einer Höchstabflugmasse (MTOM)  
über 5,7 t, die nicht der Flugzeuggruppe P 2.1 zugeordnet werden können. 

 
S 1.0:  Strahlflugzeuge mit einer Höchstabflugmasse (MTOM)  

bis 34 t, die den Anforderungen des Anhangs 16 zum Abkommen über die In-
ternationale Zivilluftfahrt, Band I, Kapitel 2 entsprechen. 
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S 5.1:  Strahlflugzeuge mit einer Höchstabflugmasse (MTOM)  

bis 50 t, die den Anforderungen des Anhangs 16 zum Abkommen über die In-
ternationale Zivilluftfahrt, Band I, Kapitel 3 entsprechen.  

 
Die Flugzeuggruppen P 1.1 bis 1.4 sowie P 2.1 und P 2.2 ersetzten dabei die bestehenden 
Flugzeuggruppen PROP 1 bzw. PROP 2. 
 
Die Flugzeuggruppen des Datenerfassungssystems für Landeplätze (DES-L) umfassen so-
mit die neuen Flugzeuggruppen und - soweit erforderlich - die im DES bzw. der AzB-
Ergänzung von 1984 [6, 9] angegebenen Flugzeuggruppen (außer PROP 1 und PROP 2). 
 
3.1.4 Flugbewegungen 
 
In dieser Leitlinie werden Starts, Landungen und Platzrunden motorgetriebener Luftfahr-
zeuge als je eine Flugbewegung gezählt. 
 
Die Anzahl der Flugbewegungen ist auf eine den Besonderheiten des Landeplatzes an-
gemessene Kennzeichnungszeit zu beziehen. Die Kennzeichnungszeit ist der Zeitabschnitt, 
für den die Kenngrößen die Geräuschimmissionen beschreiben und für den demgemäß die 
Anzahl der Flugbewegungen zu ermitteln ist.  
 
Sie wird durch die Aufgabenstellung vorgegeben. Kennzeichnungszeiten können z. B. sein: 
 
- alle Kalendertage innerhalb der sechs verkehrsreichsten Monate des Jahres 
- alle Werktage (Montag bis Freitag) innerhalb der sechs verkehrsreichsten Monate des 

Jahres 
- alle Samstage innerhalb der sechs verkehrsreichsten Monate des Jahres 
- alle Sonn- und Feiertage innerhalb der sechs verkehrsreichsten Monate des Jahres. 
 
Für die Kennzeichnungszeit ist Anzahl der Flugbewegungen getrennt nach Tag (6 bis 22 
Uhr) und Nacht (22 bis 6 Uhr) zu bestimmen.1) 

                                                 
1) Hierzu ist es hilfreich, wenn das Hauptflugbuch des Landeplatzes mindestens die folgenden Angaben enthält: 

- Staatszugehörigkeits- und Eintragungszeichen des Luftfahrzeuges, 
- Luftfahrzeugmuster/Baureihe, 
- Flugart (Start, Landung, Platzrunde), 
-  Zeitpunkt Start/Landung, 
- Start- bzw. Landerichtung, 
- Ziel- bzw. Ausgangsflugplatz (Flugplatzbezeichnung möglichst nach ICAO-Ortskennung). 

Wird die Kennzeichnungszeit, wie z.B. bei der Auslegung einer Planungszone Siedlungs-
beschränkung, auf die Betriebsrichtung bezogen, so sind so viele DES-L notwendig, wie 
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Startrichtungen benutzt werden. (Anmerkung: Die AzB verknüpft rein rechnerisch die Flug-
bewegungen der Kennzeichnungszeit "tags" mit "nachts" zu einem Ergebnis). 
 
3.2 Anleitung zur Berechnung von Lärmkonturen an Landeplätzen (AzB-L) 
 
3.2.1 Modifikationen  
 
Die Ermittlung von Kurven mit konstantem äquivalentem Dauerschallpegel LAeq (Fluglärm-
konturen) erfolgt nach der AzB [7] in modifizierter Form (Anleitung zur Berechnung von 
Lärmkonturen an Landeplätzen, AzB-L). Die AzB-L weist gegenüber der AzB folgende Modi-
fikationen auf: 
 
- Äquivalenzparameter q = 3 
- Dauer des Fluggeräusches: t = 0,5 t10 
- Kennzeichnungszeit 
 

Als Bezugszeitraum T (nach AzB) wird die Kennzeichnungszeit gemäß Abschnitt 3.1.4 
verwendet. Sie steht mit dem Bezugszeitraum der AzB in folgendem Zusammenhang: 
Der Bezugszeitraum stimmt mit der Kennzeichnungszeit überein, wenn alle Flugbewe-
gungen innerhalb der sechs verkehrsreichsten Monate des Bezugs- bzw. Prognosejah-
res an einem Landeplatz berücksichtigt werden; andernfalls müssen die Flugbewegun-
gen innerhalb der Kennzeichnungszeit auf den Bezugszeitraum hochgerechnet werden. 
Dazu wird die Anzahl der Flugbewegungen innerhalb der Kennzeichnungszeit gemäß 
Abschnitt 3.1.4, Anstriche 2 bis 4, auf den Tag gemittelt und mit einem Faktor (in der Re-
gel 180) multipliziert. 

 
I. erweiterte Flugzeugklasseneinteilung 
 
Die in Abschnitt 3.1.3 definierten neuen Flugzeuggruppen werden in folgende Flugzeug- 
klassen aufgeteilt: 
 

 
Flugzeuggruppe 

 
Betriebsbedingung 

 
Flugzeugklasse 

 
P 1.1 

 
Abflug 

 
P 1.1 - Ab 

 
P 1.1 

 
Anflug 

 
P 1.1 - An 

 
P 1.2 

 
Abflug 

 
P 1.2 - Ab 

 
P 1.2 

 
Anflug 

 
P 1.2 - An 

 
P 1.3 

 
Abflug 

 
P 1.3 - Ab 

 
P 1.3 

 
Anflug 

 
P 1.3 - An 

 
P 1.4 

 
Abflug 

 
P 1.4 - Ab 

 
P 1.4 

 
Anflug 

 
P 1.4 - An 

 
P 2.1 

 
Abflug 

 
P 2.1 - Ab 

 
P 2.1 

 
Anflug 

 
P 2.1 - An 

 
P 2.2 

 
Abflug 

 
P 2.2 - Ab 

 
P 2.2 

 
Anflug 

 
P 2.2 - An 
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S 1.0 Abflug S 1.0 - Ab 

 
S 1.0 

 
Anflug 

 
S 1.0 - An 

 
S 5.1 

 
Abflug 

 
S 5.1 - Ab 

 
S 5.1 

 
Anflug 

 
S 5.1 - An 

 
Die Daten- und Tabellenblätter der neuen Flugzeugklassen sind der Anlage 1 zu entneh-
men. Für die neuen Flugzeuggruppen werden analog AzB, Tabelle 5 [7], Zusatzpegel Z für 
den Horizontalflugteil bei Platzrunden festgesetzt, die in Anlage 2 zusammengestellt sind.  
 
Für die Berechnung der Fluglärmkonturen sind die neuen Flugzeugklassen und - soweit er-
forderlich - die in der AzB bzw. der AzB-Ergänzung von 1984 [7, 8] enthaltenen Flugzeug-
klassen (außer PROP 1 und PROP 2) zu verwenden. 
 
3.2.2  Berechnung der Fluglärmkonturen  
 
Es sind die Fluglärmkonturen des konstanten äquivalenten Dauerschallpegels LAeq nach 
AzB [7] mit den in Abschnitt 3.2.1 aufgeführten Modifikationen zu berechnen. Die Flug-
lärmkonturen bestimmen sich im Fall a) des Abschnitts 2 als "Umhüllende" aller Orte mit 
gleichem Immissionspegel LAeq. Dabei sind die Immissionspegel für jede einzelne Betriebs-
richtung und vorgegebene Kennzeichnungszeit zu berechnen (100%-Regelung). Die Flug-
lärmkontur ist in diesem Fall bis zu 55 dB(A) zu ermitteln. In den Fällen b) und c) ergeben 
sich die Fluglärmkonturen unter Berücksichtigung aller Betriebsrichtungen. Die Fluglärm-
konturen sind dann in 5 dB-Abständen bis herab zu 50 dB(A) zu ermitteln. Falls sich in der 
Umgebung des Landeplatzes schutzbedürftige Sondergebiete (z. B. Kurgebiete) befinden, 
sind ausnahmsweise die Fluglärmkonturen bis 45 dB(A) zu bestimmen, um einen Vergleich 
mit den Orientierungswerten nach DIN 18 005 Teil 1 Beiblatt 1 [14] zu ermöglichen. 
 
Neben dem in der AzB [7] festgelegten Verfahren zur Bestimmung der Kurven mit kon-
stantem äquivalentem Dauerschallpegel kann auch ein Rechenverfahren nach dem Raster-
prinzip (Abstand der Rasterpunkte z. B. 50 m) angewendet werden. 
 
Die erforderliche Rechengenauigkeit kann im Einzelfall gesondert festgelegt werden. 
 
Bei Landeplätzen mit Nachtflugbetrieb können im Einzelfall zusätzliche Kenngrößen ermittelt 
werden, die weitergehende Beurteilungen z. B. bezüglich Aufwachreaktionen ermöglichen. 
 
3.2.3 Darstellung der Ergebnisse 
 
Die berechneten Immissionspegel LAeq sind in einem geeigneten Maßstab, z. B. 1 : 25 000 
oder 1 : 50 000, flächenhaft oder in Form von Fluglärmkonturen darzustellen. Bei flächen-
hafter Darstellung ist der Farbcode nach DIN 18 005 Teil 2 [15] zugrundezulegen. 
 
3.3  Abschätzung der Fluglärmbelastung 
 
Gemäß Abschnitt 2 kann an Landeplätzen mit weniger als 5000 Flugbewegungen mit motor-
getriebenen Luftfahrzeugen im Bezugs- bzw. Prognosejahr nach Abschätzung auf die Ermitt-
lung und Beurteilung der Fluglärmimmissionen verzichtet werden, wenn die 50 dB(A)-
Lärmkontur voraussichtlich nicht über das Flugplatzgelände hinausgeht. Zur Beurteilung die-
ser Frage ist eine Berechnung nach der AzB-L mit folgenden Annahmen bzw.  Verein-
fachungen durchzuführen: 
 

- Stark vereinfachtes Flugstreckensystem (d. h. Ab- und Anflüge werden nur auf gerad-
linig verlaufenden Flugstrecken durchgeführt [ohne Korridore]), 
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- nur Tagflugbewegungen, 
 
- Verwendung nur der hauptsächlich am Landeplatz vorkommenden Flugzeuggruppen. 
 
 



 

 

8
4  Beurteilung von Fluglärmimmissionen 
 
4.1 Raumordnung 
 
Die Immissionsschutzbehörden sollten darauf hinwirken, daß zum Schutz gegen Fluglärm 
als raumordnerisches Ziel eine Planungszone Siedlungsbeschränkung in den Regionalplä-
nen ausgewiesen wird, die das Gebiet mit einem prognostizierten äquivalenten Dauerschall-
pegel größer 55 dB(A) umfaßt. Die Immissionsschutzbehörden sollten empfehlen, daß in-
nerhalb dieser Planungszone in Flächennutzungsplänen, Bebauungsplänen sowie Vorha-
ben- und Erschließungsplänen neue Flächen bzw. Gebiete für Wohnnutzungen oder schutz-
bedürftige Einrichtungen im Sinne des § 5 Abs. 1 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm 
[1] nicht ausgewiesen oder festgesetzt werden. Das gilt auch für Satzungen nach § 34 Abs. 
4 Baugesetzbuch und § 4 Abs. 2a BauGB-Maßnahmengesetz [16] im Sinne von Neupla-
nung, wenn auf den bebauten Grundstücken gemäß § 34 Abs. 1 und 2 BauGB nur Wohnnut-
zungen oder schutzbedürftige Einrichtungen im Sinne des § 5 Abs. 1 des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm [1] zulässig wären. 
 
Im Grenzbereich der Planungszone sollte bei der Beurteilung der nötigen Planungsbe-
schränkung ein gewisser Ermessensspielraum bestehen, um die Verhältnismäßigkeit des 
Handelns zu gewährleisten (z. B. Planungsgebiet innerhalb und außerhalb der Planungszo-
ne). 
 
In der ausgewiesenen Planungszone Siedlungsbeschränkung sollte die Neuplanung ge-
werblicher Bauflächen gemäß Baunutzungsverordnung grundsätzlich möglich sein, soweit 
die Gewährleistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse gegeben ist (z. B. ausreichen-
der Lärmschutz). Im Rahmen der Bauleitplanung sollten die Immissionsschutzbehörden 
empfehlen, daß die durch gesetzliche und sonstige Normen bestimmten Lärmschutzmaß-
nahmen vorzusehen sind. In bestehende rechtsverbindliche Bebauungspläne und Satzun-
gen nach dem Baugesetzbuch und dem BauGB-Maßnahmengesetz sollte grundsätzlich 
nicht eingegriffen werden. Gemeinden in dieser Planungszone Siedlungsbeschränkung soll-
ten in den Regionalplänen keine Wohnfunktion und keine Fremdenverkehrs- und Erholungs-
funktion neu zugewiesen werden. 
 
4.2 Bauleitplanung  
 
Eine weitere wichtige Aufgabe der Bauleitplanung in der Umgebung von Landeplätzen ist es, 
Bauflächen so anzuordnen, daß die Bevölkerung in den betreffenden Gebieten ausreichend 
vor Fluglärm geschützt wird. Wegen der Charakteristik des Fluglärms sind gebiets-
abschirmende Maßnahmen nicht oder nur sehr schwer durchführbar. Deshalb kommt der 
Sicherung eines ausreichenden Schutzabstandes von den Landeplätzen eine besondere 
Bedeutung zu. 
 
Die nach Abschnitt 3.2 berechneten Fluglärmkonturen sind mit den auf die Tageszeit  
("tags") bezogenen Orientierungswerten nach DIN 18 005 Teil 1 Beiblatt 1 [14] zu ver-
gleichen (siehe Anlage 3). 
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Anlage 1 
 
 
 
 
 
 

Daten- und Tabellenblätter 
(Stand: Juli 2002) 

 
 



 

 
 

12
Flugzeugklasse P 1.1 - Ab 

Datenblatt 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 76,5 1,0 
 2 73,5 1,0 
 3 69,0 1,0 
 4 63,0 1,0 
 5 58,0 1,0 
 6 52,0 1,0 
 7 45,0 1,0 
 8 37,0 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Startpunkt 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

    0 0 17 0 
 200 0 34 0 

X 0 34 h0 
X+1000 -6 38 h0 

    
    
    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ'  
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> X+1000 0 0 0 
    

 
 

X
h

= +0

0 079
200

,
 

 
h0 Flughöhe nach Nr. 2.2.1.4 bzw. Nr. 2.2.3.5 DES 



 

 
 

13
Flugzeugklasse P 1.1 - An 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 66,5 1,0 
 2 63,5 1,0 
 3 59,0 1,0 
 4 53,0 1,0 
 5 48,0 1,0 
 6 42,0 1,0 
 7 35,0 1,0 
 8 27,0 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Landeschwelle 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

-150 0 26 0 
X-1000 0 26 - 

X 4 38 h0 
    
    
    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> X 0 0 0 
    

 
 
 

X = h0 
. cot w - 150 

 
h0 Flughöhe nach Nr. 2.2.2.6 bzw. Nr. 2.2.3.5 DES 
w Gleitwinkel nach Nr. 2.2.2.3 bzw. Nr. 2.2.3.6 DES 



 

 
 

14
Flugzeugklasse P 1.2 - Ab 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 77,5 1,0 
 2 76,5 1,0 
 3 72,0 1,0 
 4 68,0 1,0 
 5 63,0 1,0 
 6 57,0 1,0 
 7 50,0 1,0 
 8 42,0 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Startpunkt 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

    0 0 16 0 
 400 0 32 0 

X 0 32 h0 
X+1000 -8 34 h0 

    
    
    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> X+1000 0 0 0 
    

 
 

X
h

= +0

0 061
400

,
 

 
h0 Flughöhe nach Nr. 2.2.1.4 bzw. Nr. 2.2.3.5 DES 



 

 
 

15
Flugzeugklasse P 1.2 - An 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 67,5 1,0 
 2 66,5 1,0 
 3 62,0 1,0 
 4 58,0 1,0 
 5 53,0 1,0 
 6 47,0 1,0 
 7 40,0 1,0 
 8 32,0 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Landeschwelle 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

-150 0 31 0 
X-1000 0 31 - 

X 2 40 h0 
    
    
    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> X 0 0 0 
    

 
 
 

X = h0 
. cot w - 150 

 
h0 Flughöhe nach Nr. 2.2.2.6 bzw. Nr. 2.2.3.5 DES 
w Gleitwinkel nach Nr. 2.2.2.3 bzw. Nr. 2.2.3.6 DES 



 

 
 

16
Flugzeugklasse P 1.3 - Ab 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 79,5 1,0 
 2 78,5 1,0 
 3 74,0 1,0 
 4 70,0 1,0 
 5 65,0 1,0 
 6 59,0 1,0 
 7 52,0 1,0 
 8 44,0 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Startpunkt 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

    0 0 18 0 
 250 0 36 0 

X 0 36 h0 
X+1000 -8 43 h0 

    
    
    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> X+1000 0 0 0 
    

 
 

X
h

= +0

0 105
250

,
 

 
h0 Flughöhe nach Nr. 2.2.1.4 bzw. Nr. 2.2.3.5 DES 
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Flugzeugklasse P 1.3 - An 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 69,5 1,0 
 2 68,5 1,0 
 3 64,0 1,0 
 4 60,0 1,0 
 5 55,0 1,0 
 6 49,0 1,0 
 7 42,0 1,0 
 8 34,0 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Landeschwelle 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

-150 0 31 0 
X-1000 0 31 - 

X 2 43 h0 
    
    
    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> X 0 0 0 
    

 
 
 

X = h0 
. cot w - 150 

 
h0 Flughöhe nach Nr. 2.2.2.6 bzw. Nr. 2.2.3.5 DES 
w Gleitwinkel nach Nr. 2.2.2.3 bzw. Nr. 2.2.3.6 DES 



 

 
 

18
Flugzeugklasse P 1.4 - Ab 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 84,5 1,0 
 2 83,0 1,0 
 3 81,0 1,0 
 4 78,5 1,0 
 5 73,5 1,0 
 6 67,5 1,0 
 7 60,5 1,0 
 8 52,5 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Startpunkt 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

    0 0 35 0 
 550 0 68 0 

X 0 68 h0 
X+1000 -5 75 h0 

    
    
    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> X+1000 0 0 0 
    

 
 

X
h

= +0

0 141
550

,
 

 
h0 Flughöhe nach Nr. 2.2.1.4 bzw. Nr. 2.2.3.5 DES 



 

 
 

19
Flugzeugklasse P 1.4 - An 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 77,5 1,0 
 2 76,0 1,0 
 3 74,0 1,0 
 4 71,5 1,0 
 5 66,5 1,0 
 6 60,5 1,0 
 7 53,5 1,0 
 8 45,5 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Landeschwelle 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

-300 0 51 0 
X-1000 0 51 - 

X 2 75 h0 
    
    
    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> X 0 0 0 
    

 
 
 

X = h0 
. cot w - 300 

 
h0 Flughöhe nach Nr. 2.2.2.6 bzw. Nr. 2.2.3.5 DES 
w Gleitwinkel nach Nr. 2.2.2.3 bzw. Nr. 2.2.3.6 DES 



 

 
 

20
Flugzeugklasse P 2.1 - Ab 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 87,0 1,0 
 2 85,5 1,0 
 3 81,5 1,0 
 4 77,0 1,0 
 5 73,5 1,0 
 6 69,5 1,0 
 7 69,5 1,0 
 8 64,5 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Startpunkt 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

    0 0 35 0 
 900 0 70 0 
3800 0 70 - 
4300 - 70 310 
4800 -2 70 340 

    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> 4800 0 0 0,06 
    



 

 
 

21
Flugzeugklasse P 2.1 - An 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 77,5 1,0 
 2 72,0 1,0 
 3 73,5 1,0 
 4 74,5 1,0 
 5 71,0 1,0 
 6 69,5 1,0 
 7 71,5 1,0 
 8 60,5 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Landeschwelle 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

-300 0 60 0 
X-1000 0 60 - 

X 5 70 h0 
    
    
    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> X 0 0 0 
    

 
 
 

X = h0 
. cot w - 300 

 
h0 Flughöhe nach Nr. 2.2.2.6 bzw. Nr. 2.2.3.5 DES 
w Gleitwinkel nach Nr. 2.2.2.3 bzw. Nr. 2.2.3.6 DES 



 

 
 

22
Flugzeugklasse P 2.2 - Ab 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 94,5 1,0 
 2 93,0 1,0 
 3 89,0 1,0 
 4 84,5 1,0 
 5 81,0 1,0 
 6 77,0 1,0 
 7 77,0 1,0 
 8 72,0 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Startpunkt 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

    0 0 35 0 
 900 0 70 0 
3800 0 70 - 
4300 - 70 310 
4800 -2 70 340 

    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ'  
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> 4800 0 0 0,06 
    



 

 
 

23
Flugzeugklasse P 2.2 - An 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 77,5 1,0 
 2 72,0 1,0 
 3 73,5 1,0 
 4 74,5 1,0 
 5 71,0 1,0 
 6 69,5 1,0 
 7 71,5 1,0 
 8 60,5 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Landeschwelle 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

-300 0 60 0 
X-1000 0 60 - 

X 5 70 h0 
    
    
    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> X 0 0 0 
    

 
 
 

X = h0 
. cot w - 300 

 
h0 Flughöhe nach Nr. 2.2.2.6 bzw. Nr. 2.2.3.5 DES 
w Gleitwinkel nach Nr. 2.2.2.3 bzw. Nr. 2.2.3.6 DES 



 

 
 

24
Flugzeugklasse S 1.0 - Ab 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 82,0 1,0 
 2 85,5 1,0 
 3 83,5 1,0 
 4 82,0 1,0 
 5 79,0 1,0 
 6 76,0 1,0 
 7 73,0 1,0 
 8 63,5 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Startpunkt 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

    0 0 40 0 
1100 0 75 0 
5100 0 75 - 
5600 - 75 460 
6100 -1 - - 
10400 -1 110 650 
15000 -1 135 1000 

    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> 15000 0 0 0,126 
    

 



 

 
 

25
Flugzeugklasse S 1.0 - An 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 68,0 1,0 
 2 76,0 1,0 
 3 74,0 1,0 
 4 75,0 1,0 
 5 72,5 1,0 
 6 69,5 1,0 
 7 70,0 1,0 
 8 56,5 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Landeschwelle 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

-300 0 65 0 
7400 0 65 - 

X -1 108 h0 
    
    
    
    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> X 0 0 0 
    

 
 

X = h0 
. cot w - 300 

 
h0 Flughöhe nach Nr. 2.2.2.6 bzw. Nr. 2.2.3.5 DES 
w Gleitwinkel nach Nr. 2.2.2.3 bzw. Nr. 2.2.3.6 DES 



 

 
 

26
 

Flugzeugklasse S 5.1 - Ab 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 78,0 1,0 
 2 81,5 1,0 
 3 79,5 1,0 
 4 78,0 1,0 
 5 75,0 1,0 
 6 72,0 1,0 
 7 69,0 1,0 
 8 59,5 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Startpunkt 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

     0 0 40 0 
 1100 0 75 0 
 5100 0 75 - 
 5600 - 75 460 
 6100 -1 - - 
10400 -1 110 650 
15000 -1 135 1000 

    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> 15000  0 0 0,126 
    



 

 
 

27
Flugzeugklasse S 5.1 - An 
Datenblatt 
 
 

    
  

n 
(1) 
On 

[dB] 

(2) 
Rn 

 
    
    
 1 65,0 1,0 
 2 73,0 1,0 
 3 71,0 1,0 
 4 72,0 1,0 
 5 69,5 1,0 
 6 66,5 1,0 
 7 67,0 1,0 
 8 53,5 1,0 

s0 = 300 m    

 
 
 (3) PF: Landeschwelle 

 
 

    
 (4) (5) (6) 
σ' Z V H 

[m] [dB] [m/s] [m] 
    
    

-300 0 65 0 
7400 0 65 - 

X -1 108 h0 
    
    
    
    
    
    
σ' 

[m] 
dZ/dσ' 
[dB/m] 

dV/dσ' 

[s
-1

] 

dH/dσ' 

    
    

> X 0 0 0 
    

 
 
 

X = h0 
. cot w - 300 

 
h0 Flughöhe nach Nr. 2.2.2.6 bzw. Nr. 2.2.3.5 DES 
w Gleitwinkel nach Nr. 2.2.2.3 bzw. Nr. 2.2.3.6 DES 



 

 
 

28
Flugzeugklasse P 1.1 - Ab 
Tabellenblatt  
 
 

 s 
[m] 

lg s LA 
[dB(A)] 

E 
[dB(A)] 

     
 31,6 1,50 86,042 0,380 
 35,5 1,55 85,025 0,426 
 39,8 1,60 84,006 0,479 
 44,7 1,65 82,984 0,537 
 50,1 1,70 81,961 0,603 
 56,2 1,75 80,935 0,676 
 63,1 1,80 79,906 0,758 
 70,8 1,85 78,874 0,851 
 79,4 1,90 77,839 0,954 
 89,1 1,95 76,800 1,070 
 100,0 2,00 75,758 1,199 
 112,2 2,05 74,711 1,343 
 125,9 2,10 73,660 1,503 
 141,3 2,15 72,604 1,681 
 158,5 2,20 71,543 1,879 
 177,8 2,25 70,477 2,097 
 199,5 2,30 69,405 2,337 
 223,9 2,35 68,326 2,600 
 251,2 2,40 67,241 2,886 
 281,8 2,45 66,149 3,194 
 316,2 2,50 65,049 3,524 
 354,8 2,55 63,941 3,873 
 398,1 2,60 62,824 4,238 
 446,7 2,65 61,697 4,615 
 501,2 2,70 60,560 4,996 
 562,3 2,75 59,412 5,377 
 631,0 2,80 58,252 5,750 
 707,9 2,85 57,079 6,108 
 794,3 2,90 55,892 6,444 
 891,3 2,95 54,690 6,754 
 1000,0 3,00 53,472 7,032 
 1122,0 3,05 52,237 7,278 
 1258,9 3,10 50,983 7,491 
 1412,5 3,15 49,709 7,670 
 1584,9 3,20 48,415 7,817 
 1778,3 3,25 47,098 7,934 
 1995,3 3,30 45,757 8,023 
 2238,7 3,35 44,391 8,087 
          2511,9 3,40 42,998 8,128 
          2818,4 3,45 41,575 8,148 
          3162,3 3,50 40,121 8,148 
          3548,1 3,55 38,635 8,129 
     



 

 
 

29
Flugzeugklasse P 1.1 - An 
Tabellenblatt  
 
 

 s 
[m] 

lg s LA 
[dB(A)] 

E 
[dB(A)] 

     
 31,6 1,50 76,042 0,380 
 35,5 1,55 75,025 0,426 
 39,8 1,60 74,006 0,479 
 44,7 1,65 72,984 0,537 
 50,1 1,70 71,961 0,603 
 56,2 1,75 70,935 0,676 
 63,1 1,80 69,906 0,758 
 70,8 1,85 68,874 0,851 
 79,4 1,90 67,839 0,954 
 89,1 1,95 66,800 1,070 
 100,0 2,00 65,758 1,199 
 112,2 2,05 64,711 1,343 
 125,9 2,10 63,660 1,503 
 141,3 2,15 62,604 1,681 
 158,5 2,20 61,543 1,879 
 177,8 2,25 60,477 2,097 
 199,5 2,30 59,405 2,337 
 223,9 2,35 58,326 2,600 
 251,2 2,40 57,241 2,886 
 281,8 2,45 56,149 3,194 
 316,2 2,50 55,049 3,524 
 354,8 2,55 53,941 3,873 
 398,1 2,60 52,824 4,238 
 446,7 2,65 51,697 4,615 
 501,2 2,70 50,560 4,996 
 562,3 2,75 49,412 5,377 
 631,0 2,80 48,252 5,750 
 707,9 2,85 47,079 6,108 
 794,3 2,90 45,892 6,444 
 891,3 2,95 44,690 6,754 
 1000,0 3,00 43,472 7,032 
 1122,0 3,05 42,237 7,278 
 1258,9 3,10 40,983 7,490 
 1412,5 3,15 39,709 7,669 
     



 

 
 

30
Flugzeugklasse P 1.2 - Ab 
Tabellenblatt  
 
 

 s 
[m] 

lg s LA 
[dB(A)] 

E 
[dB(A)] 

     
 31,6 1,50 90,284 0,377 
 35,5 1,55 89,264 0,423 
 39,8 1,60 88,242 0,475 
 44,7 1,65 87,218 0,533 
 50,1 1,70 86,191 0,598 
 56,2 1,75 85,161 0,671 
 63,1 1,80 84,128 0,753 
 70,8 1,85 83,091 0,845 
 79,4 1,90 82,051 0,947 
 89,1 1,95 81,006 1,062 
 100,0 2,00 79,958 1,191 
 112,2 2,05 78,904 1,334 
 125,9 2,10 77,845 1,494 
 141,3 2,15 76,781 1,672 
 158,5 2,20 75,711 1,869 
 177,8 2,25 74,635 2,088 
 199,5 2,30 73,552 2,328 
 223,9 2,35 72,461 2,591 
 251,2 2,40 71,363 2,877 
 281,8 2,45 70,257 3,186 
 316,2 2,50 69,142 3,518 
 354,8 2,55 68,018 3,869 
 398,1 2,60 66,883 4,237 
 446,7 2,65 65,738 4,617 
 501,2 2,70 64,580 5,003 
 562,3 2,75 63,410 5,390 
 631,0 2,80 62,226 5,769 
 707,9 2,85 61,027 6,134 
 794,3 2,90 59,812 6,479 
 891,3 2,95 58,580 6,798 
 1000,0 3,00 57,330 7,087 
 1122,0 3,05 56,059 7,344 
 1258,9 3,10 54,768 7,568 
 1412,5 3,15 53,454 7,759 
 1584,9 3,20 52,116 7,919 
 1778,3 3,25 50,753 8,049 
 1995,3 3,30 49,364 8,152 
 2238,7 3,35 47,946 8,229 
 2511,9 3,40 46,498 8,284 
 2818,4 3,45 45,018 8,317 
        3162,3 3,50 43,505 8,333 
        3548,1 3,55 41,956 8,324 
        3981,1 3,60 40,369 8,301 
        4466,8 3,65 38,744 8,261 
     



 

 
 

31
Flugzeugklasse P 1.2 - An 
Tabellenblatt  
 
 

 s 
[m] 

lg s LA 
[dB(A)] 

E 
[dB(A)] 

     
 31,6 1,50 80,284 0,377 
 35,5 1,55 79,264 0,423 
 39,8 1,60 78,242 0,475 
 44,7 1,65 77,218 0,533 
 50,1 1,70 76,191 0,598 
 56,2 1,75 75,161 0,671 
 63,1 1,80 74,128 0,753 
 70,8 1,85 73,091 0,845 
 79,4 1,90 72,051 0,947 
 89,1 1,95 71,006 1,062 
 100,0 2,00 69,958 1,191 
 112,2 2,05 68,904 1,334 
 125,9 2,10 67,845 1,494 
 141,3 2,15 66,781 1,672 
 158,5 2,20 65,711 1,869 
 177,8 2,25 64,635 2,088 
 199,5 2,30 63,552 2,328 
 223,9 2,35 62,461 2,591 
 251,2 2,40 61,363 2,877 
 281,8 2,45 60,257 3,186 
 316,2 2,50 59,142 3,518 
 354,8 2,55 58,018 3,869 
 398,1 2,60 56,883 4,237 
 446,7 2,65 55,738 4,617 
 501,2 2,70 54,580 5,003 
 562,3 2,75 53,410 5,390 
 631,0 2,80 52,226 5,769 
 707,9 2,85 51,027 6,134 
 794,3 2,90 49,812 6,479 
 891,3 2,95 48,580 6,798 
 1000,0 3,00 47,330 7,087 
 1122,0 3,05 46,059 7,344 
 1258,9 3,10 44,768 7,567 
 1412,5 3,15 43,454 7,759 
 1584,9 3,20 42,117 7,918 
 1778,3 3,25 40,754 8,048 
 1995,3 3,30 39,365 8,151 
     



 

 
 

32
Flugzeugklasse P 1.3 - Ab 
Tabellenblatt  
 
 

 s 
[m] 

lg s LA 
[dB(A)] 

E 
[dB(A)] 

     
 31,6 1,50 92,284           0,377  
 35,5 1,55 91,264 0,423 
 39,8 1,60 90,242 0,475 
 44,7 1,65 89,218 0,533 
 50,1 1,70 88,191 0,598 
 56,2 1,75 87,161 0,671 
 63,1 1,80 86,128 0,753 
 70,8 1,85 85,091 0,845 
 79,4 1,90 84,051 0,947 
 89,1 1,95 83,006 1,062 
 100,0 2,00 81,958 1,191 
 112,2 2,05 80,904 1,334 
 125,9 2,10 79,845 1,494 
 141,3 2,15 78,781 1,672 
 158,5 2,20 77,711 1,869 
 177,8 2,25 76,635 2,088 
 199,5 2,30 75,552 2,328 
 223,9 2,35 74,461 2,591 
 251,2 2,40 73,363 2,877 
 281,8 2,45 72,257 3,186 
 316,2 2,50 71,142 3,518 
 354,8 2,55 70,018 3,869 
 398,1 2,60 68,883 4,237 
 446,7 2,65 67,738 4,617 
 501,2 2,70 66,580 5,003 
 562,3 2,75 65,410 5,390 
 631,0 2,80 64,226 5,769 
 707,9 2,85 63,027 6,134 
 794,3 2,90 61,812 6,479 
 891,3 2,95 60,580 6,798 
 1000,0 3,00 59,330 7,087 
 1122,0 3,05 58,059 7,344 
 1258,9 3,10 56,768 7,568 
 1412,5 3,15 55,454 7,759 
 1584,9 3,20 54,116 7,919 
 1778,3 3,25 52,753 8,049 
 1995,3 3,30 51,364 8,152 
 2238,7 3,35 49,946 8,230 
 2511,9 3,40 48,498 8,284 
 2818,4 3,45 47,018 8,317 
         3162,3 3,50 45,505 8,330 
        3548,1 3,55 43,956 8,325 
        3981,1 3,60 42,368 8,301 
        4466,8 3,65 40,743 8,260 
        5011,9 3,70 39,076 8,202 
     



 

 
 

33
Flugzeugklasse P 1.3 - An 
Tabellenblatt  
 
 

 s 
[m] 

lg s LA 
[dB(A)] 

E 
[dB(A)] 

     
 31,6 1,50 82,284 0,377 
 35,5 1,55 81,264 0,423 
 39,8 1,60 80,242 0,475 
 44,7 1,65 79,218 0,533 
 50,1 1,70 78,191 0,598 
 56,2 1,75 77,161 0,671 
 63,1 1,80 76,128 0,753 
 70,8 1,85 75,091 0,845 
 79,4 1,90 74,051 0,947 
 89,1 1,95 73,006 1,062 
 100,0 2,00 71,958 1,191 
 112,2 2,05 70,904 1,334 
 125,9 2,10 69,845 1,494 
 141,3 2,15 68,781 1,672 
 158,5 2,20 67,711 1,869 
 177,8 2,25 66,635 2,088 
 199,5 2,30 65,552 2,328 
 223,9 2,35 64,461 2,591 
 251,2 2,40 63,363 2,877 
 281,8 2,45 62,257 3,186 
 316,2 2,50 61,142 3,518 
 354,8 2,55 60,018 3,869 
 398,1 2,60 58,883 4,237 
 446,7 2,65 57,738 4,617 
 501,2 2,70 56,580 5,003 
 562,3 2,75 55,410 5,390 
 631,0 2,80 54,226 5,769 
 707,9 2,85 53,027 6,134 
 794,3 2,90 51,812 6,479 
 891,3 2,95 50,580 6,798 
 1000,0 3,00 49,330 7,087 
 1122,0 3,05 48,059 7,344 
 1258,9 3,10 46,768 7,567 
 1412,5 3,15 45,454 7,759 
 1584,9 3,20 44,116 7,918 
 1778,3 3,25 42,754 8,049 
 1995,3 3,30 41,364 8,151 
 2238,7 3,35 39,947 8,229 
     



 

 
 

34
Flugzeugklasse P 1.4 - Ab 
Tabellenblatt 
 
 s lg(s) LA E 

 [m]  [dB(A)] [dB(A)] 
     
 31,6 1,50 100,215 0,376 
 35,5 1,55 99,193 0,422 
 39,8 1,60 98,169 0,473 
 44,7 1,65 97,141 0,531 
 50,1 1,70 96,111 0,596 
 56,2 1,75 95,078 0,669 
 63,1 1,80 94,041 0,751 
 70,8 1,85 93,000 0,843 
 79,4 1,90 91,955 0,945 
 89,1 1,95 90,905 1,060 
 100,0 2,00 89,851 1,189 
 112,2 2,05 88,791 1,333 
 125,9 2,10 87,725 1,493 
 141,3 2,15 86,653 1,671 
 158,5 2,20 85,575 1,869 
 177,8 2,25 84,489 2,088 
 199,5 2,30 83,396 2,329 
 223,9 2,35 82,295 2,593 
 251,2 2,40 81,185 2,881 
 281,8 2,45 80,065 3,193 
 316,2 2,50 78,936 3,527 
 354,8 2,55 77,796 3,882 
 398,1 2,60 76,644 4,254 
 446,7 2,65 75,480 4,639 
 501,2 2,70 74,302 5,031 
 562,3 2,75 73,109 5,425 
 631,0 2,80 71,900 5,813 
 707,9 2,85 70,674 6,187 
 794,3 2,90 69,430 6,542 
 891,3 2,95 68,165 6,873 
 1000,0 3,00 66,878 7,175 
 1122,0 3,05 65,568 7,446 
 1258,9 3,10 64,233 7,686 
 1412,5 3,15 62,871 7,894 
 1584,9 3,20 61,480 8,072 
 1778,3 3,25 60,060 8,221 
 1995,3 3,30 58,607 8,344 
 2238,7 3,35 57,119 8,443 
 2511,9 3,40 55,595 8,519 
 2818,4 3,45 54,031 8,575 
 3162,3 3,50 52,427 8,610 
 3548,1 3,55 50,778 8,627 
 3981,1 3,60 49,084 8,625 
 4466,8 3,65 47,341 8,603 
 5011,9 3,70 45,548 8,562 
 5623,4 3,75 43,702 8,500 
 6309,6 3,80 41,804 8,417 
 7079,5 3,85 39,853 8,313 



 

 
 

35
Flugzeugklasse P 1.4 - An 
Tabellenblatt 
 
 
 s lg(s) LA E 

 [m]  [dB(A)] [dB(A)] 
     
 31,6 1,50 93,215 0,376 
 35,5 1,55 92,193 0,422 
 39,8 1,60 91,169 0,473 
 44,7 1,65 90,141 0,531 
 50,1 1,70 89,111 0,596 
 56,2 1,75 88,078 0,669 
 63,1 1,80 87,041 0,751 
 70,8 1,85 86,000 0,843 
 79,4 1,90 84,955 0,945 
 89,1 1,95 83,905 1,060 
 100,0 2,00 82,851 1,189 
 112,2 2,05 81,791 1,333 
 125,9 2,10 80,725 1,493 
 141,3 2,15 79,653 1,671 
 158,5 2,20 78,575 1,869 
 177,8 2,25 77,489 2,088 
 199,5 2,30 76,396 2,329 
 223,9 2,35 75,295 2,593 
 251,2 2,40 74,185 2,881 
 281,8 2,45 73,065 3,193 
 316,2 2,50 71,936 3,527 
 354,8 2,55 70,796 3,882 
 398,1 2,60 69,644 4,254 
 446,7 2,65 68,480 4,639 
 501,2 2,70 67,302 5,031 
 562,3 2,75 66,109 5,425 
 631,0 2,80 64,900 5,813 
 707,9 2,85 63,674 6,187 
 794,3 2,90 62,430 6,542 
 891,3 2,95 61,165 6,873 
 1000,0 3,00 59,878 7,175 
 1122,0 3,05 58,568 7,446 
 1258,9 3,10 57,233 7,686 
 1412,5 3,15 55,871 7,894 
 1584,9 3,20 54,480 8,072 
 1778,3 3,25 53,060 8,221 
 1995,3 3,30 51,607 8,344 
 2238,7 3,35 50,119 8,443 
 2511,9 3,40 48,595 8,519 
 2818,4 3,45 47,032 8,575 
 3162,3 3,50 45,427 8,610 
 3548,1 3,55 43,779 8,627 
 3981,1 3,60 42,084 8,624 
 4466,8 3,65 40,342 8,602 
 5011,9 3,70 38,549 8,561 
     



 

 
 

36
Flugzeugklasse P 2.1 - Ab 
Tabellenblatt 
 

 s lg(s) LA E 

 [m]  [dB(A)] [dB(A)] 
     
 31,6 1,50      102,492 0,323 
 35,5 1,55      101,430 0,363 
 39,8 1,60      100,361 0,409 
 44,7 1,65 99,284 0,460 
 50,1 1,70 98,200 0,517 
 56,2 1,75 97,107 0,582 
 63,1 1,80 96,005 0,655 
 70,8 1,85 94,893 0,738 
 79,4 1,90 93,771 0,831 
 89,1 1,95 92,638 0,936 
 100,0 2,00 91,494 1,054 
 112,2 2,05 90,339 1,187 
 125,9 2,10 89,172 1,337 
 141,3 2,15 87,993 1,505 
 158,5 2,20 86,803 1,694 
 177,8 2,25 85,602 1,904 
 199,5 2,30 84,392 2,138 
 223,9 2,35 83,172 2,398 
 251,2 2,40 81,945 2,683 
 281,8 2,45 80,712 2,994 
 316,2 2,50 79,474 3,330 
 354,8 2,55 78,231 3,689 
 398,1 2,60 76,986 4,067 
 446,7 2,65 75,738 4,460 
 501,2 2,70 74,488 4,861 
 562,3 2,75 73,235 5,263 
 631,0 2,80 71,977 5,658 
 707,9 2,85 70,713 6,039 
 794,3 2,90 69,441 6,398 
 891,3 2,95 68,158 6,730 
 1000,0 3,00 66,863 7,031 
 1122,0 3,05 65,552 7,299 
 1258,9 3,10 64,224 7,533 
 1412,5 3,15 62,877 7,734 
 1584,9 3,20 61,509 7,903 
 1778,3 3,25 60,119 8,041 
 1995,3 3,30 58,705 8,151 
 2238,7 3,35 57,265 8,235 
 2511,9 3,40 55,798 8,295 
 2818,4 3,45 54,302 8,332 
 3162,3 3,50 52,775 8,349 
 3548,1 3,55 51,215 8,346 
 3981,1 3,60 49,620 8,324 
 4466,8 3,65 47,987 8,284 
 5011,9 3,70 46,314 8,227 
 5623,4 3,75 44,599 8,152 
 6309,6 3,80 42,839 8,061 
 7079,5 3,85 41,033 7,955 
 7943,3 3,90 39,179 7,833 



 

 
 

37
Flugzeugklasse  P 2.1 - An 
Tabellenblatt 
 

 

 s lg(s) LA E 

 [m]  [dB(A)] [dB(A)] 
     
 31,6 1,50      101,514 0,300 
 35,5 1,55      100,439 0,337 
 39,8 1,60 99,354 0,379 
 44,7 1,65 98,261 0,426 
 50,1 1,70 97,156 0,479 
 56,2 1,75 96,040 0,538 
 63,1 1,80 94,911 0,605 
 70,8 1,85 93,768 0,681 
 79,4 1,90 92,610 0,765 
 89,1 1,95 91,435 0,861 
 100,0 2,00 90,243 0,968 
 112,2 2,05 89,031 1,089 
 125,9 2,10 87,800 1,225 
 141,3 2,15 86,546 1,378 
 158,5 2,20 85,271 1,549 
 177,8 2,25 83,972 1,741 
 199,5 2,30 82,650 1,955 
 223,9 2,35 81,305 2,194 
 251,2 2,40 79,938 2,458 
 281,8 2,45 78,549 2,750 
 316,2 2,50 77,143 3,068 
 354,8 2,55 75,720 3,414 
 398,1 2,60 74,285 3,784 
 446,7 2,65 72,841 4,175 
 501,2 2,70 71,392 4,583 
 562,3 2,75 69,941 4,999 
 631,0 2,80 68,491 5,415 
 707,9 2,85 67,041 5,823 
 794,3 2,90 65,590 6,214 
 891,3 2,95 64,136 6,580 
 1000,0 3,00 62,674 6,918 
 1122,0 3,05 61,200 7,223 
 1258,9 3,10 59,708 7,495 
 1412,5 3,15 58,194 7,736 
 1584,9 3,20 56,653 7,946 
 1778,3 3,25 55,083 8,127 
 1995,3 3,30 53,479 8,283 
 2238,7 3,35 51,839 8,414 
 2511,9 3,40 50,158 8,523 
 2818,4 3,45 48,432 8,611 
 3162,3 3,50 46,658 8,680 
 3548,1 3,55 44,832 8,729 
 3981,1 3,60 42,948 8,760 
 4466,8 3,65 41,003 8,770 
 5011,9 3,70 38,994 8,757 
     



 

 
 

38
Flugzeugklasse P 2.2 - Ab 
Tabellenblatt 
 

 s lg(s) LA E 

 [m]  [dB(A)] [dB(A)] 
     
 31,6 1,50       109,992 0,323 
 35,5 1,55       108,930 0,363 
 39,8 1,60       107,861 0,409 
 44,7 1,65       106,784 0,460 
 50,1 1,70       105,700 0,517 
 56,2 1,75       104,607 0,582 
 63,1 1,80       103,505 0,655 
 70,8 1,85       102,393 0,738 
 79,4 1,90       101,271 0,831 
 89,1 1,95       100,138 0,936 
 100,0 2,00 98,994 1,054 
 112,2 2,05 97,839 1,187 
 125,9 2,10 96,672 1,337 
 141,3 2,15 95,493 1,505 
 158,5 2,20 94,303 1,694 
 177,8 2,25 93,102 1,904 
 199,5 2,30 91,892 2,138 
 223,9 2,35 90,672 2,398 
 251,2 2,40 89,445 2,683 
 281,8 2,45 88,212 2,994 
 316,2 2,50 86,974 3,330 
 354,8 2,55 85,731 3,689 
 398,1 2,60 84,486 4,067 
 446,7 2,65 83,238 4,460 
 501,2 2,70 81,988 4,861 
 562,3 2,75 80,735 5,263 
 631,0 2,80 79,477 5,658 
 707,9 2,85 78,213 6,039 
 794,3 2,90 76,941 6,398 
 891,3 2,95 75,658 6,730 
 1000,0 3,00 74,363 7,031 
 1122,0 3,05 73,052 7,299 
 1258,9 3,10 71,724 7,533 
 1412,5 3,15 70,377 7,734 
 1584,9 3,20 69,009 7,903 
 1778,3 3,25 67,619 8,041 
 1995,3 3,30 66,205 8,151 
 2238,7 3,35 64,765 8,235 
 2511,9 3,40 63,298 8,295 
 2818,4 3,45 61,802 8,332 
 3162,3 3,50 60,275 8,349 
 3548,1 3,55 58,715 8,346 
 3981,1 3,60 57,120 8,324 
 4466,8 3,65 55,487 8,284 
 5011,9 3,70 53,814 8,227 
 5623,4 3,75 52,098 8,152 
 6309,6 3,80 50,338 8,062 
 7079,5 3,85 48,532 7,955 
 7943,3 3,90 46,677 7,834 
 8912,5 3,95 44,773 7,699 
 10000,0 4,00 42,818 7,553 
 11220,2 4,05 40,811 7,397 
 12589,3 4,10 38,749 7,234 
     



 

 
 

39
Flugzeugklasse  P 2.2 - An 
Tabellenblatt 
 

 

 s lg(s) LA E 

 [m]  [dB(A)] [dB(A)] 
     
 31,6 1,50     101,514 0,300 
 35,5 1,55     100,439 0,337 
 39,8 1,60 99,354 0,379 
 44,7 1,65 98,261 0,426 
 50,1 1,70 97,156 0,479 
 56,2 1,75 96,040 0,538 
 63,1 1,80 94,911 0,605 
 70,8 1,85 93,768 0,681 
 79,4 1,90 92,610 0,765 
 89,1 1,95 91,435 0,861 
 100,0 2,00 90,243 0,968 
 112,2 2,05 89,031 1,089 
 125,9 2,10 87,800 1,225 
 141,3 2,15 86,546 1,378 
 158,5 2,20 85,271 1,549 
 177,8 2,25 83,972 1,741 
 199,5 2,30 82,650 1,955 
 223,9 2,35 81,305 2,194 
 251,2 2,40 79,938 2,458 
 281,8 2,45 78,549 2,750 
 316,2 2,50 77,143 3,068 
 354,8 2,55 75,720 3,414 
 398,1 2,60 74,285 3,784 
 446,7 2,65 72,841 4,175 
 501,2 2,70 71,392 4,583 
 562,3 2,75 69,941 4,999 
 631,0 2,80 68,491 5,415 
 707,9 2,85 67,041 5,823 
 794,3 2,90 65,590 6,214 
 891,3 2,95 64,136 6,580 
 1000,0 3,00 62,674 6,918 
 1122,0 3,05 61,200 7,223 
 1258,9 3,10 59,708 7,495 
 1412,5 3,15 58,194 7,736 
 1584,9 3,20 56,653 7,946 
 1778,3 3,25 55,083 8,127 
 1995,3 3,30 53,479 8,283 
 2238,7 3,35 51,839 8,414 
 2511,9 3,40 50,158 8,523 
 2818,4 3,45 48,432 8,611 
 3162,3 3,50 46,658 8,680 
 3548,1 3,55 44,832 8,729 
 3981,1 3,60 42,948 8,760 
 4466,8 3,65 41,003 8,770 
 5011,9 3,70 38,994 8,757 
     



 

 
 

40
Flugzeugklasse S 1.0 - Ab 
Tabellenblatt 
 

 

 s lg(s) LA E 

 [m]  [dB(A)] [dB(A)] 
     
 31,6 1,50 106,386 0,336 
 35,5 1,55 105,339 0,377 
 39,8 1,60 104,286 0,424 
 44,7 1,65 103,227 0,476 
 50,1 1,70 102,163 0,535 
 56,2 1,75 101,091 0,601 
 63,1 1,80 100,012 0,676 
 70,8 1,85 98,925 0,759 
 79,4 1,90 97,829 0,854 
 89,1 1,95 96,724 0,959 
 100,0 2,00 95,609 1,078 
 112,2 2,05 94,483 1,211 
 125,9 2,10 93,347 1,361 
 141,3 2,15 92,199 1,528 
 158,5 2,20 91,039 1,714 
 177,8 2,25 89,867 1,922 
 199,5 2,30 88,683 2,152 
 223,9 2,35 87,486 2,406 
 251,2 2,40 86,277 2,684 
 281,8 2,45 85,055 2,987 
 316,2 2,50 83,821 3,315 
 354,8 2,55 82,575 3,664 
 398,1 2,60 81,318 4,034 
 446,7 2,65 80,048 4,419 
 501,2 2,70 78,765 4,814 
 562,3 2,75 77,470 5,213 
 631,0 2,80 76,161 5,608 
 707,9 2,85 74,836 5,992 
 794,3 2,90 73,495 6,360 
 891,3 2,95 72,135 6,705 
 1000,0 3,00 70,755 7,023 
 1122,0 3,05 69,353 7,312 
 1258,9 3,10 67,927 7,571 
 1412,5 3,15 66,475 7,800 
 1584,9 3,20 64,996 8,000 
 1778,3 3,25 63,488 8,173 
 1995,3 3,30 61,949 8,320 
 2238,7 3,35 60,378 8,444 
 2511,9 3,40 58,772 8,545 
 2818,4 3,45 57,128 8,627 
 3162,3 3,50 55,445 8,689 
 3548,1 3,55 53,720 8,732 
 3981,1 3,60 51,950 8,758 
 4466,8 3,65 50,132 8,766 
 5011,9 3,70 48,263 8,755 
 5623,4 3,75 46,342 8,726 
 6309,6 3,80 44,366 8,677 
 7079,5 3,85 42,333 8,608 
 7943,3 3,90 40,244 8,519 
 8912,5 3,95 38,099 8,410 
     



 

 
 

41
Flugzeugklasse S 1.0 - An 
Tabellenblatt 
 

 

 s lg(s) LA E 

 [m]  [dB(A)] [dB(A)] 
     
 31,6 1,50 100,832 0,315 
 35,5 1,55 99,770 0,354 
 39,8 1,60 98,701 0,398 
 44,7 1,65 97,624 0,447 
 50,1 1,70 96,539 0,503 
 56,2 1,75 95,444 0,565 
 63,1 1,80 94,339 0,635 
 70,8 1,85 93,223 0,714 
 79,4 1,90 92,094 0,803 
 89,1 1,95 90,953 0,903 
 100,0 2,00 89,797 1,015 
 112,2 2,05 88,627 1,141 
 125,9 2,10 87,440 1,283 
 141,3 2,15 86,237 1,441 
 158,5 2,20 85,016 1,619 
 177,8 2,25 83,777 1,818 
 199,5 2,30 82,521 2,038 
 223,9 2,35 81,246 2,283 
 251,2 2,40 79,954 2,554 
 281,8 2,45 78,645 2,850 
 316,2 2,50 77,320 3,171 
 354,8 2,55 75,982 3,518 
 398,1 2,60 74,631 3,886 
 446,7 2,65 73,270 4,273 
 501,2 2,70 71,900 4,672 
 562,3 2,75 70,521 5,076 
 631,0 2,80 69,133 5,479 
 707,9 2,85 67,737 5,872 
 794,3 2,90 66,329 6,247 
 891,3 2,95 64,908 6,599 
 1000,0 3,00 63,469 6,924 
 1122,0 3,05 62,010 7,219 
 1258,9 3,10 60,526 7,483 
 1412,5 3,15 59,014 7,717 
 1584,9 3,20 57,473 7,923 
 1778,3 3,25 55,897 8,102 
 1995,3 3,30 54,287 8,258 
 2238,7 3,35 52,638 8,391 
 2511,9 3,40 50,949 8,504 
 2818,4 3,45 49,216 8,599 
 3162,3 3,50 47,439 8,675 
 3548,1 3,55 45,610 8,735 
 3981,1 3,60 43,732 8,779 
 4466,8 3,65 41,799 8,806 
 5011,9 3,70 39,809 8,815 
     



 

 
 

42
Flugzeugklasse S 5.1 - Ab 
Tabellenblatt 
 
 s lg(s) LA E 

 [m]  [dB(A)] [dB(A)] 
     
 31,6 1,50 102,386 0,336 
 35,5 1,55 101,339 0,377 
 39,8 1,60 100,286 0,424 
 44,7 1,65 99,227 0,476 
 50,1 1,70 98,163 0,535 
 56,2 1,75 97,091 0,601 
 63,1 1,80 96,012 0,676 
 70,8 1,85 94,925 0,759 
 79,4 1,90 93,829 0,854 
 89,1 1,95 92,724 0,959 
 100,0 2,00 91,609 1,078 
 112,2 2,05 90,483 1,211 
 125,9 2,10 89,347 1,361 
 141,3 2,15 88,199 1,528 
 158,5 2,20 87,039 1,714 
 177,8 2,25 85,867 1,922 
 199,5 2,30 84,683 2,152 
 223,9 2,35 83,486 2,406 
 251,2 2,40 82,277 2,684 
 281,8 2,45 81,055 2,987 
 316,2 2,50 79,821 3,315 
 354,8 2,55 78,575 3,664 
 398,1 2,60 77,318 4,034 
 446,7 2,65 76,048 4,419 
 501,2 2,70 74,765 4,814 
 562,3 2,75 73,470 5,213 
 631,0 2,80 72,161 5,608 
 707,9 2,85 70,836 5,992 
 794,3 2,90 69,495 6,360 
 891,3 2,95 68,135 6,705 
 1000,0 3,00 66,755 7,023 
 1122,0 3,05 65,353 7,312 
 1258,9 3,10 63,927 7,571 
 1412,5 3,15 62,475 7,800 
 1584,9 3,20 60,996 8,000 
 1778,3 3,25 59,488 8,173 
 1995,3 3,30 57,949 8,320 
 2238,7 3,35 56,378 8,444 
 2511,9 3,40 54,772 8,545 
 2818,4 3,45 53,128 8,627 
 3162,3 3,50 51,445 8,689 
 3548,1 3,55 49,720 8,732 
 3981,1 3,60 47,950 8,758 
 4466,8 3,65 46,132 8,766 
 5011,9 3,70 44,264 8,755 
 5623,4 3,75 42,342 8,725 
 6309,6 3,80 40,366 8,676 
 7079,5 3,85 38,334 8,607 
     



 

 
 

43
Flugzeugklasse S 5.1 - An 
Tabellenblatt 
 
 
 s lg(s) LA E 

 [m]  [dB(A)] [dB(A)] 
     
 31,6 1,50 97,832 0,315 
 35,5 1,55 96,770 0,354 
 39,8 1,60 95,701 0,398 
 44,7 1,65 94,624 0,447 
 50,1 1,70 93,539 0,503 
 56,2 1,75 92,444 0,565 
 63,1 1,80 91,339 0,635 
 70,8 1,85 90,223 0,714 
 79,4 1,90 89,094 0,803 
 89,1 1,95 87,953 0,903 
 100,0 2,00 86,797 1,015 
 112,2 2,05 85,627 1,141 
 125,9 2,10 84,440 1,283 
 141,3 2,15 83,237 1,441 
 158,5 2,20 82,016 1,619 
 177,8 2,25 80,777 1,818 
 199,5 2,30 79,521 2,038 
 223,9 2,35 78,246 2,283 
 251,2 2,40 76,954 2,554 
 281,8 2,45 75,645 2,850 
 316,2 2,50 74,320 3,171 
 354,8 2,55 72,982 3,518 
 398,1 2,60 71,631 3,886 
 446,7 2,65 70,270 4,273 
 501,2 2,70 68,900 4,672 
 562,3 2,75 67,521 5,076 
 631,0 2,80 66,133 5,479 
 707,9 2,85 64,737 5,872 
 794,3 2,90 63,329 6,247 
 891,3 2,95 61,908 6,599 
 1000,0 3,00 60,469 6,924 
 1122,0 3,05 59,010 7,219 
 1258,9 3,10 57,526 7,483 
 1412,5 3,15 56,014 7,717 
 1584,9 3,20 54,473 7,923 
 1778,3 3,25 52,897 8,102 
 1995,3 3,30 51,287 8,258 
 2238,7 3,35 49,638 8,391 
 2511,9 3,40 47,949 8,504 
 2818,4 3,45 46,216 8,598 
 3162,3 3,50 44,438 8,675 
 3548,1 3,55 42,611 8,735 
 3981,1 3,60 40,732 8,779 
 4466,8 3,65 38,799 8,805 
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Anlage 2 
 

 
          Zusatzpegel für den Horizontalflugteil bei Platzrunden 

 

 Flugzeuggruppe Zusatzpegel Z 
[dB] 

 P 1.1 
P 1.2 
P 1.3 
P 1.4 
P 2.1 
P 2.2 
S 1.0 
S 5.1 

 

4 
2 
2 
2 
5  
5  
5  
3 

 

 
 

 
 

Koeffizienten zur Berechnung der Geräuschdauer nach Nr. 5.4 AzB 
 
 

 Flugzeugklasse a  b [s]  
 P 1.1 - Ab 3 50  
 P 1.1 - An 3 50  
 P 1.2 - Ab 3 50  
 P 1.2 - An 3 50  
 P 1.3 - Ab 3 50  
 P 1.3 - An 3 50  
 P 1.4 - Ab 3 50  
 P 1.4 - An 3 50  
 P 2.1 - Ab 3 50  
 P 2.1 - An 3 50  
 P 2.2 - Ab 3 50  
 P 2.2 - An 3 50  
 S 1.0 - Ab 3 50  
 S 1.0 - An 3 50  
 S 5.1 - Ab 5 12  
 S 5.1 - An 6 12  
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Anlage 3 
 
Mögliche Maßnahmen zur Lärmminderung 
 
Eine Verringerung der Lärmimmissionen in der Umgebung von Landeplätzen kann u. a. 
durch die im folgenden aufgeführten Maßnahmen (anderer Behörden) erzielt werden.  
 
Technische Maßnahmen am Luftfahrzeug   
 
Der Flugbetrieb an den meisten Landeplätzen wird hauptsächlich mit kleineren Propeller-
flugzeugen durchgeführt. Bei diesen Luftfahrzeugen wird das Überfluggeräusch überwie-
gend durch den Propeller verursacht. Der Propellerlärm wird maßgeblich durch die helikale 
Blattspitzen-Machzahl (Geschwindigkeit an der Propellerblattspitze, bezogen auf die Schall-
geschwindigkeit) bestimmt. Eine Verringerung der helikalen Blattspitzen-Machzahl und damit 
des Propellerlärms läßt sich z. B. durch eine deutliche Reduzierung der Propellerdrehzahl, 
verbunden mit einer geringen Vergrößerung des Propellerdurchmessers zur Erreichung des 
gleichen Vortriebs, erzielen. Da hierfür die Verwendung von Getrieben oder der Einbau neu-
er Flugmotoren erforderlich ist, kommt diese Möglichkeit in erster Linie für die Entwicklung 
neuer Propellerflugzeuge in Betracht. Für bestehende (laute) Flugzeuge mit Zweiblatt-
Propeller ist dagegen im allgemeinen, sofern technisch möglich, eine Umrüstung auf einen 
kleineren Mehrblattpropeller (z. B. Vierblatt-Propeller) angebracht.  
   
Neben Propellerflugzeugen werden an Landeplätzen z. T. auch andere Luftfahrzeugarten 
(Hubschrauber, Strahlflugzeuge u. a.) eingesetzt. Auch für diese Luftfahrzeuge läßt sich 
durch technische Maßnahmen eine Fluglärmminderung erzielen. Dies sei am Beispiel der 
Hubschrauber kurz erläutert. Bei diesen Luftfahrzeugen werden die Geräusche hauptsäch-
lich von den Rotoren erzeugt. Die Geräuschemission der Hubschrauberrotoren kann durch 
niedrige Blattspitzengeschwindigkeit, Verringerung der Blattbelastung und aerodynamisch 
günstiger Auslegung der Rotorblätter (Blattgeometrie) gemindert werden. Der bei bestimm-
ten Flugmanövern (insbesondere bei Sinkflügen mit Teilleistung) auftretende BVI (Blade-
Vortex-Interaction)-Impulslärm, das sogenannte "Knattern", kann durch Vermeidung dieser 
Flugmanöver oder bei Neukonstruktionen durch höherharmonische Blattsteuerung (HHC) 
reduziert werden. 
 
 
 
 
Flugbetriebliche Maßnahmen 
 
Eine Minderung des Fluglärms an Landeplätzen lässt sich auch durch flugbetriebliche Maß-
nahmen erreichen. Als Beispiele hierfür seien angeführt: 
 
- Festlegung bzw. Optimierung der Platzrunde unter Berücksichtigung von Lärmkriterien 

(Festlegung der Platzrunde unter Beachtung der Besiedlungsstruktur, ggf. Anhebung 
der Platzrundenhöhe) 

 
- Zeitliche Beschränkungen des Flugbetriebs mit Flugzeugen, die nicht erhöhten Schall-

schutzanforderungen genügen; bei gleichzeitiger Einführung von Benutzervorteilen für 
lärmarme Luftfahrzeuge 

 
- Einführung bzw. Ausweitung des Systems der lärmabhängigen Landegebühren an 

Landeplätzen 
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- Anwendung von lärmmindernden Ab- und Anflugverfahren (z.B. bei Anflügen mit Hub-

schraubern) 
 
- Vermeidung des Überflugs von auszuweisenden lärmsensiblen Gebieten bzw. Festle-

gung von Mindestüberflughöhen für solche Gebiete. 
 
Die vorstehend aufgeführten flugbetrieblichen Maßnahmen sind an verschiedenen Lande-
plätzen teilweise bereits verwirklicht. Je nach den örtlichen Gegebenheiten können sie je-
doch noch optimiert bzw. erweitert werden. Es sollte deshalb in jedem Einzelfall unter Be-
rücksichtigung der flugsicherungsmäßigen Gegebenheiten und der flugbetrieblichen Mög-
lichkeiten geprüft werden, ob durch die Anwendung zusätzlicher flugbetrieblicher Maßnah-
men eine Minderung des Fluglärms am jeweiligen Landeplatz erzielt werden kann. 
 
Weiterhin bestehen verschiedene gesetzliche Bestimmungen, die flugbetriebliche Maß-
nahmen zur Fluglärmminderung beinhalten. Hierzu gehört insbesondere die "Verordnung 
über die zeitliche Einschränkung des Flugbetriebs mit Leichtflugzeugen und Motorseglern an 
Landeplätzen" [1]. Nach dieser Verordnung ist der nichtgewerbliche zivile Flugbetrieb mit 
Leichtflugzeugen und Motorseglern derzeit an 47 Landeplätzen zeitlich eingeschränkt [2]. 
Davon ausgenommen sind Leichtflugzeuge und Motorsegler, die erhöhten Schallschutz-
anforderungen genügen, um auf diese Weise einen Anreiz zum Einsatz lärmgeminderter 
Luftfahrzeuge zu bieten.  
 

Die "Verordnung über die zeitliche Einschränkung des Flugbetriebs mit Leichtflugzeugen und Motor-

seglern an Landeplätzen" [1] wird derzeit überarbeitet. 

 
Ferner ist nach  6 der Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) [3] u. a. eine Mindesthöhe von 600 m 
bei Überlandflügen mit zivilen motorgetriebenen Luftfahrzeugen nach Sichtflugregeln vorge-
schrieben. Hierdurch wird die Lärmbelästigung bei diesen Flügen reduziert.   
 
Baurechtliche Maßnahmen 
 
In Gebieten mit Fluglärmimmissionen, in denen Baurecht besteht, die zugehörigen Orientie-
rungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18 005 Teil 1 aber überschritten werden, kommen 
technische Schallschutzmaßnahmen an den Umfassungsbauteilen schutzbedürftiger Räume 
in Betracht. Rechtsgrundlage für entsprechende Forderungen im Genehmigungsverfahren 
ist  .... Landes-Bauordnung - LBO - ( 18 Abs. 2 Muster-Bauordnung - MBO - [4]). Die Be-
messung der Umfassungsbauteile richtet sich nach DIN 4109 - Schallschutz im Hochbau - 
[5]. Bei Nutzungen außerhalb des Gebäudes (z. B. Garten oder Terrasse von Wohngebäu-
den) setzen sich die Bauherren aufgrund eigener Entscheidung erhöhten Lärmimmissionen 
aus; es wird empfohlen, daß sie hierauf durch einen Hinweis in der Genehmigung aufmerk-
sam gemacht werden. 
 
Nimmt ein Bebauungsplan aufgrund der Abwägungsentscheidung höhere Immissionen als 
nach dem Beiblatt zur DIN 18 005 hin, so muß sich die Begründung damit auseinander-
setzen. Für die Umfassungsbauteile einschließlich der Fenster kommt eine textliche Fest-
setzung nach  9 Abs. 1 Nr. 24 dritte Alternative BauGB (bauliche Vorkehrung) in Betracht; 
diese Festsetzung ist entbehrlich, wenn die DIN 4109 als technische Baubestimmung im 
jeweiligen Bundesland eingeführt ist. 
Die Immissionschutzbehörden sollten bei Überschreitungen der Orientierungswerte darauf 
hinwirken, daß wie folgt verfahren wird: 
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In den Fällen a) und c) des Abschnitts 2 sollten Maßnahmen eingeleitet werden, sofern die 
Orientierungswerte der DIN 18 005 Teil 1 Beiblatt 1 um mindestens 5 dB überschritten wer-
den. Werden diese Werte um weniger als 5 dB überschritten, sollten Maßnahmen erwogen 
werden. Dabei sollte dem besonderen Ruheanspruch an Sonn- und Feiertagen Rechnung 
getragen werden. Bei der Beurteilung von Fluglärmkonturen, die im Fall b) des Abschnitts 2 
berechnet wurden, sind die Schutzansprüche der vorhandenen Gebietsnutzungen und -
planungen zu gewährleisten. 
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Anlage 4 
 
Proberechnungen für ausgewählte Landeplätze 
 
Zur Prüfung des in der Leitlinie angegebenen Berechnungsverfahrens wurden für folgende 
Fälle Proberechnungen durchgeführt: 

 
- Kleiner Landeplatz (Celle-Arloh), 
- mittlerer Landeplatz (Osnabrück-Atterheide), 
- verkehrsreicher Landeplatz (Augsburg). 

 
Hierzu wurde für jeden Landeplatz ein Datenerfassungssystem für Landeplätze (DES-L) er-
stellt, in dem insbesondere die Flugstrecken und die Flugbewegungszahlen detailliert aufge-
führt sind.  
 
Die Flugstrecken wurden im DES-L auf der Grundlage des "Luftfahrthandbuch Deutschland" und 

unter Berücksichtigung der örtlichen flugbetrieblichen Praxis beschrieben. Die Flugbewegungszahlen 

für das Bezugsjahr entstammen den Hauptflugbüchern der einzelnen Landeplätze, die jeweils bezüg-

lich der betrachteten Kennzeichnungszeit ausgewertet wurden. Für das gewählte Prognosejahr 2006 

wurden die Flugbewegungszahlen - mangels genauer An-  gaben - abgeschätzt. Die im DES-L ver-

wendete Kennzeichnungszeit, das benutzte Bezugs- bzw. Prognosejahr und die für den jeweiligen 

Anwendungsfall ermittelten Fluglärmkonturen sind in der nachfolgenden Tabelle zusammengestellt. 

 
 

Landeplatz 
 

Jahr 
 
Kennzeichnungs-
zeit innerhalb der 
sechs verkehrs-
reichsten Monate 

 
Fluglärmkontur

 
Anwendungsfall

gemäß  
Abschnitt 2 

 

 
Celle-Arloh 

 
1996 

 
Sonn- und Feiertage 
 

 
bis 50 dB(A)

 
c 

 
 

 
2006 

 

 
Samstage 

 
55 dB(A)

 
a 

 
Osnabrück-
Atterheide 

 
1996 

 

 
Samstage 

 
 bis 50 dB(A)

 
c 

 
 

 
2006 

 
Werktage (Montag 
bis Freitag) 

 
55 dB(A)

 
a 

 
Augsburg 

 
1996 

 

 
alle Kalendertage 

 
 bis 50 dB(A)

 
c 

 
 

 
2006 

 

 
alle Kalendertage 

 
55 dB(A)

 
a 

  
Auf der Basis der so erstellten DES-L wurden für jeden Landeplatz die Fluglärmkonturen in 

Abständen von 5 dB bis herab zu 50 dB(A) berechnet und in den beigefügten Plotterbildern 

flächenhaft dargestellt. Zusätzlich wurden als Beispiele für die Planungszone Siedlungs-

beschränkung die entsprechenden 55 dB(A)-Lärmkonturen für die Landeplätze Augsburg, 

Osnabrück-Atterheide und Celle-Arloh berechnet und in den beigefügten Plotterbildern eben-

falls dargestellt 
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Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Kirchheim unter Teck,  
Dettingen unter Teck und Notzingen  
Neuaufstellung Flächennutzungsplan 2035 
Beteiligung anlässlich der Offenlage  
gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB)  
in Verbindung mit § 4 Absatz 2 BauGB  
Schreiben vom 09.09.2022, Zeichen: 621.41/221-kü beziehungsweise  
 E-Mail Herr Kümmerle vom 12.09.2022  
Stellungnahme anlässlich der frühzeitigen Beteiligung vom 09.03.2021 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
die Verwaltungsgemeinschaft Kirchheim unter Teck (große Kreisstadt Kirchheim un-
ter Teck, Gemeinden Dettingen unter Teck und Notzingen) beabsichtigt, den Flä-
chennutzungsplan neu aufzustellen, Zieljahr ist 2035.  
 
Das Landratsamt als untere Verwaltungsbehörde wurde gebeten, anlässlich der Be-
teiligung während der Offenlage gemäß § 3 Absatz 2 BauGB in Verbindung mit  
§ 4 Absatz 2 BauGB eine Stellungnahme zum Planentwurf abzugeben.  
 
Die Fachämter äußern sich folgendermaßen:  
 
I. Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz (WBA)  
 
1. Oberflächengewässer 

Frau Dr. Beate Baier, Tel. 0711 3902-42490 
 
Die Stellungnahme vom 09.03.2021 hat weiterhin ihre Gültigkeit. 

  

  Landratsamt 
Esslingen 
 

Landkreis 
Esslingen 
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  ... 

2. Abwasserableitung, Regenwasserbehandlung 
Herr Roland Schunn, Tel. 0711 3902-42485 

 
 Es wird davon ausgegangen, dass erforderliche Maßnahmen zur ordnungsge-

mäßen Abwasserableitung und Regenwasserbehandlung im Rahmen der Be-
bauungsplanverfahren getroffen werden. 

 
 Besonders hingewiesen wird auf § 55 Absatz 2 Wasserhaushaltsgesetz, wo-

nach Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt über eine 
Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden soll, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-recht-
liche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Zudem 
ist die Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr über die dezent-
rale Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999 zu beachten. 

 
 Um eine zeitliche Verzögerung der Bebauungsplanverfahren zu vermeiden, 

sollte möglichst frühzeitig mit der Erstellung einer Entwässerungskonzeption be-
gonnen werden. Eine Beteiligung des WBA schon zu einem möglichst frühen 
Zeitpunkt wird empfohlen. 

 
3. Grundwasser 
 

Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Planung. 
 
Stadt Kirchheim u. T. 
Herr Ulf Stein, Tel. 0711 3902-42481 
 
Die Stellungnahme vom 09.03.2021 hat weiterhin ihre Gültigkeit. 
 
Gemeinde Dettingen u. T. 
Herr Ulf Stein, Tel. 0711 3902-42481 
 
Auf den Schreibfehler unter dem Punkt 6.4.10 wird nochmals hingewiesen. 
 
Aufgrund der geologischen Verhältnisse und der Erfahrung in vergleichbaren 
Gebieten wird davon ausgegangen, dass eine Bebauung möglich ist, ohne dass 
es zu dauerhaften Grundwasserentnahmen oder qualitativen Beeinträchtigun-
gen des Grundwassers kommt.  
 
Aufgrund der hohen zusätzlichen Inanspruchnahme von bisher landwirtschaft-
lich genutzten Flächen für die Bebauung sind allerdings Auswirkungen auf die 
Grundwasserneubildung zu erwarten, die sich nicht vollständig kompensieren 
lassen. Ein wasserrechtlicher Fachbeitrag, der die Auswirkungen auf die Bewirt-
schaftungsziele des Grundwassers und des betroffenen Grundwasserkörpers 
beschreibt, wird daher insbesondere im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung 
für die zusätzlichen Baugebietsflächen D01 und D02 für erforderlich angese-
hen. 
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  ... 

 
Das Vorliegen eines ausreichenden Wasserdargebots für die Wasserversor-
gung der geplanten Baugebiete wurde vom WBA nicht geprüft. Diese Prüfung 
liegt im Verantwortungsbereich der Kommunen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
wird davon ausgegangen, dass die Planungen nicht von einer Erhöhung des 
Entnahmerechts für Grundwasser aus der „Wasserfassung Goldmorgen“ aus-
gehen. 
 
Gemeinde Notzingen 
Frau Sabine Meissner, Tel. 0711 3902-42401 
 
Die Stellungnahme vom 09.03.2021 behält ihre Gültigkeit. 
 
Es wird noch darauf hingewiesen, dass es sich in der Begründung bei Punkt 7 
vermutlich um einen Schreibfehler handelt (Verweis auf Dettingen und Kapitel 
8), der allerdings auch schon im Vorentwurf war. 

 
4. Vorsorgender Bodenschutz 

Frau Paula Mayer-Gruner, Tel. 0711 3902-44327 
 

Die Neuaufstellung des Flächennutzungsplans betrifft ein Gebiet, das von sedi-
mentären Ablagerungen des braunen und schwarzen Juras geprägt ist, die teil-
weise von spätpleistozänen Lösssedimenten oder Auen- und Terrassensedi-
menten des Holozäns überdeckt wurden. 
 
Die Böden dieser Zone zeichnen sich durch eine hohe Bodenfruchtbarkeit aus 
und erfüllen durch ihre hohe Wasserspeicherkapazität und das Puffervermögen 
für Schadstoffe wichtige Ökosystemfunktionen im bereits sehr stark versiegel-
ten Großraum Stuttgart.  
 
Daher stellt die geplante Zunahme des Anteils an überbauten und versiegelten 
Böden, insbesondere die Inanspruchnahme von bislang unversiegelten Flächen 
im Außenbereich im Rahmen der Flächennutzungsplanung einen erheblichen 
Eingriff in das Schutzgut „Boden“ dar, der den irreversiblen Verlust der Res-
source „Boden“ bedeutet.  
 
Dies wird aus Sicht des Bodenschutzes kritisch bewertet. 
 
Die vorhergehende Begründung des Flächenbedarfs wurde überarbeitet, so 
dass nun plausibel und mit belastbareren Indikatoren die zu erwartende Ent-
wicklung des Gewerbes und des Wohnraumbedarfs dargestellt ist. 
 
Durch Verzicht auf einige der im ersten Entwurf berücksichtigten Flächen, ist 
das Bemühen um einen sparsamen und haushälterischen Umgang mit der Res-
source Boden erkennbar. 
 
Aus Sicht des Vorsorgenden Bodenschutzes ist dennoch weiterhin der Verzicht 
auf die als kritisch bewerteten Bauflächen anzuraten.  
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Flächen, die in der Alternativenprüfung hinsichtlich ihrer Gesamteignung in die 
Kategorien I (geeignet) fallen sowie die Reaktivierung von Brachflächen, Schlie-
ßung von Baulücken und weiterer Strategien zur Innenentwicklung als Vermei-
dungsmaßnahme sowie Bodenmanagement als Verringerungsmaßnahme sind 
im Rahmen der Umsetzung der Bauleitplanung von besonderer Bedeutung und 
sollte Vorrang gegeben werden (§ 2 Absatz 1 Nummer 4 Landes-Bodenschutz- 
und Altlastengesetz [LBodSchAG]).  
 
Flächen aus dem aktuell vorliegendem zeichnerischen Planentwurf, die weiter 
nicht erwähnt werden, begegnen nach derzeitiger Einschätzung voraussichtlich 
keinen Bedenken und erfordern derzeit keine sonstigen Bemerkungen. 
 
Flächen, die in der Alternativenprüfung hinsichtlich ihrer Gesamteignung in die 
Kategorien II (mittel) und III (kritisch) fallen und zudem laut Umweltverträglich-
keitsprüfung und eigener Einschätzung für Böden ein hohes Konfliktpotenzial 
bergen, sollten aus Sicht des Vorsorgenden Bodenschutzes für eine Bebauung 
im Flächennutzungsplan ausgeschlossen werden und in der Nutzung als land-
wirtschaftliche Fläche für künftige Generationen bestehen bleiben. Dies betrifft 
folgende Gebiete:  
 
° K-02 „In der Au“ beabsichtigte Nutzung: gewerbliche Fläche 
° K-04b „Schafhof IV“ beabsichtigte Nutzung: Wohnbaufläche  
° K-08 „Galgenberg Nord“ beabsichtigte Nutzung: Wohnbaufläche 
° K-22a „Bohnau Süd westlicher Teil“ beabsichtigte Nutzung: gewerbliche 

Baufläche  
° K-22b „Bohnau Süd östlicher Teil“ beabsichtigte Nutzung: gewerbliche 

Baufläche 
° K-24 „Galgenberg Süd“ beabsichtigte Nutzung: gewerbliche Baufläche laut 

Steckbrief oder Wohnbaufläche laut Planteil?  
° K-29b „Erweiterung Bohnau“ beabsichtigte Nutzung: gewerbliche Bauflä-

che 
° Ö-04 „Berg-Ost“ beabsichtigte Nutzung: Wohnbaufläche 
° N-05 „Erweiterung Gewerbestandort (Brühl)“ beabsichtigte Nutzung: ge-

werbliche Baufläche 
° D-02 Baufläche „Tagbrunnenäcker“ beabsichtigte Nutzung: gewerbliche 

Baufläche 
 
Flächen, die im Umweltbericht vom 01.03.2022 aufgrund einer Altlastsituation in 
das hohe Konfliktpotenzial für Böden fallen (K-23, Ö-02, J-05) bieten aus Sicht 
des Vorsorgenden Bodenschutzes aufgrund der bereits bestehenden Inan-
spruchnahme kein Konfliktpotenzial für das Schutzgut „Boden“ und können 
durch entsprechende Sanierungs- und Gestaltungsmaßnahmen eine bodenkun-
dliche Aufwertung erfahren.  
 
Das Konfliktpotenzial für das Schutzgut „Boden“ ist im Umweltbericht aufgrund 
des bereits bestehenden Nutzungsplans für die Fläche K-01 und K-02 als ge-
ringfügiger dargestellt, als es auf reiner Basis der Bodenfunktionsbewertung 
wäre.  
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In den Gebietssteckbriefen sollte zumindest der Hinweis ergänzt werden, dass 
auch in diesen Fällen durch Inanspruchnahme der Flächen ein erheblicher Ein-
griff in das Schutzgut „Boden“ zu erwarten ist und dementsprechend Schutz- 
und Ausgleichsmaßnahmen zu verrichten sein werden, sobald bislang unversie-
gelte, hochwertige Böden in Anspruch genommen werden.  
 
Die weitere Flächenversiegelung ist auf das absolut notwendige Maß zu be-
grenzen und dort wo eine Inanspruchnahme naturnaher Flächen unvermeidbar 
ist, müssen für anfallenden hochwertigen humosen Oberboden frühzeitig aus-
reichend Verwertungsflächen gesucht werden (§ 2 BauGB, §§ 1, 4, 7 Bundes-
Bodenschutzgesetz [BBodSchG]). Hilfestellung bietet dabei die Bodenkundliche 
Baubegleitung.  
 
Als Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung von Konflikten mit dem 
Schutzgut Boden wird in den Gebietssteckbriefen und im Umweltbericht eine 
qualifizierte Bodenverwertungskonzeption empfohlen. Nach aktueller Rechts-
lage (§ 2 Absatz 3 LBodSchAG) und dem Stand der Technik ist ab einer Fläche 
von 0,5 ha und bei Böden mit hoher Bodenfunktion das Erstellen eines Boden-
schutzkonzepts in Anlehnung an die DIN 19639 (2019-09) sowie ab 1 ha die 
Bestellung einer Bodenkundlichen Baubegleitung mit dem nötigen Sachver-
stand verbindlich. Dies sollte in den Umweltbericht und in die Gebietssteck-
briefe als Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen mit ergänzt werden.  
 
Das Konfliktpotential für das Schutzgut Boden der Flächen K-02, J-01b „Rog-
genäcker“ und D-02 „Tagbrunnenäcker“ liegt nach eigener Überprüfung gemäß 
der Bewertung der Bodenfunktionen und der Bodenzahlen teilweise in einem 
hohen anstatt im mittlerem Bereich.  
 
Im Landschaftsplan (Vorentwurf von 2019) sind die Umweltschutzziele hinsicht-
lich des Schutzgutes „Boden“ auf Seite 128 um folgende Rechtsgrundlagen un-
ter „Quelle“ und „Aussage“ zu ergänzen: §§ 1, 4 Absatz 1, 7 BBodSchG 
 
° § 1: „Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner 

natürlichen Funktionen (…) so weit wie möglich vermieden werden.“ 
° § 4 Absatz 1: „Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, 

dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden.“ 
° § 7: „(…) und derjenige, der Verrichtungen auf einem Grundstück durch-

führt oder durchführen lässt, die zu Veränderungen der Bodenbeschaffen-
heit führen können, ist verpflichtet, Vorsorge gegen das Entstehen schädli-
cher Bodenveränderungen zu treffen (…).“ 

 
Weitere Hinweise:  
Die Angaben im Gebietssteckbrief zur beabsichtigten Nutzung und zur bisheri-
gen Nutzung und/ oder Flächengröße der Flächen K-22a, K-24 und K-54 stim-
men nicht mit dem zeichnerischen Planentwurf überein, dies ist zu korrigieren. 
 
Es wäre wünschenswert, die Gebietssteckbriefe in ihren Dokumenten einheit-
lich zu kennzeichnen, die nach aktuellem Stand in der Fortschreibung des Flä-
chennutzungsplanes 2035 nicht weiter mit aufgenommen werden (beispiels-
weise D-09).   
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Die Situation der Starkregenereignisse hat sich in den letzten 15 Jahren zuge-
spitzt. In diesem Zeitraum gab es im Landkreis Esslingen deutlich mehr Ereig-
nisse, als statistisch alle 50-100 Jahre gemäß des Deutschen Wetterdienstes 
erwartet werden (Koordinierte Starkregenniederschlagsregionalisierungen des 
Deutschen Wetterdienstes — KOSTRA-DWD_2010). Bodenerosion nimmt mit 
zunehmenden Starkregenereignissen zu. Dies bedarf bei der Planung in Nach-
barschaft von landwirtschaftlichen Flächen in Hanglagen besonderer Aufmerk-
samkeit und stellt potenziell eine Anfälligkeit für Überschwemmungen dar. Die 
zunehmende Versiegelung von Böden fördert lokale Starkregenereignisse über 
Hitzeinseln und erhöht die Überschwemmungsgefahr bei solchen Regenereig-
nissen. Bisher wird in der Beurteilung der Gebietssteckbriefe hinsichtlich der 
„kumulativen Auswirkungen mit angrenzenden Plangebieten“ sowie im Umwelt-
bericht hinsichtlich der „Anfälligkeit für schwere Unfälle oder Katastrophen“ nicht 
auf das Starkregenrisiko/ die Starkregengefahrenkarten und das damit verbun-
dene Bodenerosionspotenzial eingegangen. 
 
Die generellen Hinweise des Fachbereichs Bodenschutz vom 09.03.2021 gel-
ten weiterhin:  
 
Die nachfolgenden Punkte werden im weiteren Genehmigungsverfahren eine 
starke Berücksichtigung finden und sollen daher bereits im Rahmen der Neu-
aufstellung des Flächennutzungsplanes erwähnt werden. 
 
° Die Zunahme des Anteils an überbauten und versiegelten Böden stellt ei-

nen erheblichen Eingriff in das Schutzgut Boden dar. Dieser Eingriff ist im 
Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffs-/ Ausgleichsregelung nach 
§ 15 Bundesnaturschutzgesetz und § 1a BauGB zu bewerten und mög-
lichst schutzgutbezogen auszugleichen. 

 
Bereits im Planungsstadium ist früh möglichst eine externe, fachkundige 
bodenkundliche Baubegleitung hinzuzuziehen und dem WBA zu benen-
nen. Diese soll während der Planung und Ausführung der Maßnahmen die 
bodenschutzfachliche Ausführung der Arbeiten nach Vorgaben der DIN 
19639 (und DIN 19731 überwachen und die Vorhabenträgerin diesbezüg-
lich beraten. Die Bodenkundliche Baubegleitung muss nachweislich über 
den nötigen Sachverstand (bodenkundliche Aus- und/ oder Fortbildung) 
verfügen.  

 
° Durch die Bodenkundliche Baubegleitung ist im Vorfeld der Maßnahmen 

ein Bodenschutzkonzept zu erstellen, durch das die bodenschutzfachlich 
korrekte Ausführung der Arbeiten gewährleistet wird. Ziel ist die Minimie-
rung von baubedingten Beeinträchtigungen für das Schutzgut „Boden“, 
eine möglichst hochwertige Verwertung des Bodenmaterials und eine Wie-
derherstellung der Bodenfunktionen einzelner Flächen. Das Bodenschutz-
konzept ist mindestens ein Monat vor dem geplanten Baubeginn dem 
WBA vorzulegen. 
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° Bei den geplanten Bauvorhaben kann nicht ausgeschlossen werden, dass 

Altstandorte (AS) oder Altablagerungen (AA) angetroffen werden. Wenn 
dies der Fall ist, besteht dem WBA gegenüber entsprechend § 3 Absatz 1 
LBodSchAG Mitteilungspflicht. 

 
In diesen Bereichen besteht für Bodenaushub Entsorgungsrelevanz, teil-
weise müssen gemäß der Nutzungsänderung der Fläche noch weitere Un-
tersuchungen durchgeführt werden und fachtechnische Gutachten erstellt 
werden.  
 
Die Altlastenproblematik des Baustellenbereichs muss im späteren Pla-
nungsstadium mit dem WBA im Detail abgestimmt werden. 

 
5. Bodenschutz/ Altlasten 

Frau Tanja Bleyer, Tel. 0711 3902-42489 
 

Auf die Altlastenthematik in den Entwicklungsflächen „Ö-02 Güterbahnhof Ötlin-
gen“, „J-05 Jesingen Ost“ und „L-06 Waggershauser“ wird in den Steckbriefen 
hingewiesen. 

 
Allgemeiner Hinweis: 
Im Dokument „Landschaftsplan_Vorentwurf“ wird unter Punkt 2.3.3 „Altlasten“ 
die Altablagerung „AA Untere Gießnau“ fehlerhaft dargestellt. Die Altablagerung 
ist in A eingestuft. Dies bedeutet, dass die Fläche irrelevant ist (A wie Ausschei-
den) und nicht, wie dargestellt, dass es sich um eine sanierungsbedürftige Flä-
che handelt. 
 

II. Untere Naturschutzbehörde  
Frau Karen Hartmann, Tel. 0711 3902-43055 
 

1. Allgemeines 
 

 Die im vorliegenden Planentwurf vorgenommenen Änderungen werden zum 
großen Teil begrüßt. Natur- und Umweltschutzbelange erhalten einen größeren 
Stellenwert, was zur Herausnahme vereinzelter Flächen aus dem Flächennut-
zungsplan führte.  

 
 Es wird angeregt, bereits im Flächennutzungsplanverfahren dem Erhalt von 

Streuobstbeständen nach § 33a Naturschutzgesetz Baden-Württemberg 
(NatSchG) mehr Bedeutung beizumessen. Einige Flächen können auf dieser 
Planungsebene als zur Bebauung ungeeignet bewertet und zur Herausnahme 
aus dem Flächennutzungsplan empfohlen werden. Diese Vorgehensweise spart 
Kosten auf der nächsten Planungsebene und gibt Ressourcen für andere Pla-
nungen frei. 

 
 Im Rahmen der weiteren Verfahren (Bebauungsplanverfahren) sind zwingend 

artenschutzrechtliche Belange zu berücksichtigen und abzuarbeiten. 
 
 Insgesamt sind sehr große und viele gewerbliche Flächen im Flächennutzungs-

plan enthalten.  
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2. Erhaltung von Streuobstbeständen gemäß § 33a NatSchG 
 
 Das Biodiversitätsstärkungsgesetz vom 31.07.2020 zielt darauf ab, dass Pla-

nungen so zu gestalten sind, dass bestehende Streuobstbestände zu erhalten 
sind. Folglich sind nach § 33a Absatz 1 NatSchG Streuobstbestände im Sinne 
des § 4 Absatz 7 des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes, die eine Min-
destfläche von 1.500 m² umfassen, zu erhalten.  

 
 Mit dem Vollzugserlass zum Schutz von Streuobstbeständen vom 19.04.2022 

werden ermessenskonkretisierende Hinweise zur Anwendung von § 33a Absatz 
2 NatSchG genannt. Entsprechend ist eine Umwandlungsgenehmigung auch 
dann nötig, wenn auch nur eine kleinere (unter 1.500 m²) Teilfläche des ge-
schützten Streuobstbestandes für andere Nutzungen in Anspruch genommen 
werden sollen. 

 
Bei geplanten Baugebieten ist im Einzelfall zu prüfen, ob ein Streuobstbestand 
vorliegt und somit § 33a NatSchG einschlägig wird. Liegt ein Streuobstbestand 
vor, besteht gemäß § 33a Absatz 2 NatSchG eine Genehmigungspflicht durch 
die untere Naturschutzbehörde. Hierfür ist ein Antrag auf Genehmigung zur 
Umwandlung eines bestehenden Streuobstbestandes in eine andere Nutzungs-
art zu stellen.  

 
Der Antrag auf Genehmigung zur Umwandlung eines bestehenden Streuobst-
bestandes hat insbesondere ausreichende Sachinformationen über die Bedeu-
tung des Streuobstbestandes hinsichtlich der Leistungsfähigkeit für den Natur-
haushalt zu enthalten. Die Funktion als Lebensraum für streng und besonders 
geschützte Tier- und Pflanzenarten ist zu erfassen, zu bewerten und die Merk-
male, die ein überwiegendes öffentliches Interesse respektive Nichtinteresse 
zum Erhalt des Streuobstbestandes begründen, zu beschreiben. Es wird darauf 
hingewiesen, dass auch die Eignung als Lebensraum und nicht nur der kon-
krete Nachweis von Arten bereits eine sehr hohe Bedeutung für den Naturhaus-
halt begründet. Der Antrag auf Genehmigung muss auch diesen Aspekt ausrei-
chend enthalten. Der Wert des Streuobstbestandes für den Naturhaushalt ist 
somit in Abwägung zu setzen mit den bestehenden Interessen, die für die Inan-
spruchnahme beziehungsweise Zerstörung des Streuobstbestandes sprechen.   

 
 Ferner ist im Antrag auf Genehmigung unter anderem eine ausführliche Be-

gründung, weshalb die konkrete Fläche unbedingt benötigt wird, auszuführen. 
Dies insbesondere auch unter Berücksichtigung des Vorrangs der Innenent-
wicklung. Es ist darzulegen, weshalb von einer Überplanung anderer Flächen 
oder einer geänderten Ausführungsplanung (Alternativenprüfung) abgesehen 
wird. Infolgedessen sind die Gründe, weshalb eine Flächenentwicklung in die-
sem Bereich innerhalb des bestehenden Streuobstbestandes unbedingt erfor-
derlich erscheint, ausführlich darzulegen und zu erläutern.  

 
 Neben einer ausführlichen Alternativenprüfung und den fachlichen Ausführun-

gen zur Bedeutung des Streuobstbestandes für den Naturhaushalt ist, sofern im 
Rahmen der begründeten Darlegung die Alternativlosigkeit festgestellt wird, die 
Ermittlung des Ausgleichsumfangs wesentlicher Bestandteil des Genehmi-
gungsantrages.   
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 Der Ausgleichsumfang ist anhand der ökologischen Wertigkeit des bestehen-

den Streuobstbestandes (Qualität des aktuellen Bestandes, Anzahl und Qualität 
weiterer Streuobstbestände in der räumlichen Umgebung, Qualität des Grünlan-
des), der Funktion als Lebensraum für das tatsächliche Vorkommen von beson-
ders und streng geschützten Tier- und Pflanzenarten sowie dessen Bedeutung 
für den funktionalen Biotopverbund unter Berücksichtigung der langfristigen 
Entwicklungsdauer, bis ein ökologisch gleichwertiger Zustand eintreten wird 
(time-lag), zu ermitteln. Der notwendige Umfang des Ausgleichs wird im Einzel-
fall von der unteren Naturschutzbehörde festgelegt. Im Regelfall ist ein Aus-
gleich durch Neupflanzung im Verhältnis 1:1 nicht ausreichend.  

 
 Eine dauerhafte fachgerechte Pflege der Ausgleichsfläche sowie deren rechtli-

che Sicherung sind sicherzustellen. 
 
 Der Antrag zur Umwandlung eines bestehenden Streuobstbestands in eine an-

dere Nutzungsart ist der unteren Naturschutzbehörde vorzulegen. Er dient als 
Bewertungsgrundlage im Rahmen der Ermessensausübung bei der Entschei-
dung von Genehmigungsanträgen nach § 33a Absatz 2 NatSchG und entfaltet 
keinerlei Rechtsanspruch auf Genehmigung zur Umwandlung.  

 
 Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 33a Absatz 2 NatSchG eine Geneh-

migung zu versagen ist, wenn die Erhaltung des Streuobstbestandes im über-
wiegenden öffentlichen Interesse liegt, insbesondere wenn der Streuobstbe-
stand für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder für den Erhalt der Ar-
tenvielfalt von wesentlicher Bedeutung ist. 

 
3. Flächenbewertung im Flächennutzungsplan 
 
 Flächen auf Markung Kirchheim unter Teck 

 
 K-01 „Ötlinger Halde“ 
 

  
 
 Gegen die Darstellung der Fläche als Wohnbaufläche bestehen keine grund-

sätzlichen Bedenken. Die Fläche ist bereits im rechtswirksamen Flächennut-
zungsplan enthalten. Die Einzelbewertungen im Gebietssteckbrief decken sich 
weitgehend mit der Einschätzung der unteren Naturschutzbehörde.  
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 Eine kleine Teilfläche (Flurstück Nummer 789, Gemarkung Ötlingen und Flur-

stück Nummer 1437/1, Gemarkung Kirchheim unter Teck) liegt innerhalb von 
Biotopverbundflächen mittlerer Standorte (Kernflächen, vergleiche Fachplan 
Landesweiter Biotopverbund, LUBW 2014). Gemäß § 21 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 2 NatSchG sind alle öf-
fentlichen Planungsträger bei ihren Planungen verpflichtet, die Belange des Bio-
topverbundes zu berücksichtigen.  

 
 Die genannten Flurstücke sind des Weiteren als magere Flachlandmähwiesen 

(dem FFH-Lebensraumtyp magere Flachlandmähwiese 6510 zuzuordnen) kar-
tiert und gemäß § 19 BNatSchG geschützt. Eingriffe in diese Lebensräume sind 
gemäß § 19 BNatSchG in Verbindung mit dem Umweltschadensgesetz 
(USchadG) in gleicher Art und gleichem Umfang auszugleichen. Die Erheblich-
keit des Eingriffs ist dabei im Rahmen einer Umweltschadensprüfung festzustel-
len. 

 
 Beim Obstbaumbestand ist zu prüfen, ob es sich im Sinne des § 33a NatSchG 

um einen Streuobstbestand handelt.  
 
 K-02 „In der Au“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend der Einschätzung der 
unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Im Rahmen der Stellungnahme zum Bebauungsplanverfahren „In der Au -  

5. Änderung“ wurde bereits darauf hingewiesen, dass ein Verlust der Biotope 
auszugleichen ist. Eingriffe in die im Geltungsbereich kartierten gesetzlich ge-
schützten Biotope „Schmale Feldgehölze am Lauterufer“ (173221161529) und 
„Eschen-Ahorn-Baumhecke am nördlichen Ortsrand von Kirchheim“ 
(173221160103) sind in gleicher Art und gleichem Umfang auszugleichen.  
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 Laut Kartierungsanleitung für Offenlandbiotope, wie Feldgehölze und Feldhe-

cken, werden diese nur außerhalb des geschlossenen Siedlungsbereiches kar-
tiert. Unbebaute Flächen im Siedlungsbereich gehören aber dann zu einem 
Kartierungsgebiet, wenn sie über zwei Hektar groß sind, den Bebauungszusam-
menhang deutlich unterbrechen und nicht intensiv gärtnerisch oder als Sportge-
lände genutzt werden. Da die Kriterien für eine Kartierung erfüllt sind, erfolgte 
die Kartierung unabhängig vom festgesetzten Gewerbegebiet. 

 
 Für die Umsetzung des Bebauungsplans muss daher vor Satzungsbeschluss 

eine Ausnahmegenehmigung gemäß § 33 Absatz 3 NatSchG in Aussicht ge-
stellt sein.  

 
K-03 „Arrondierung Hungerberg“ 
 

 Gegen die Umwidmung als Fläche für die Landwirtschaft bestehen keine Be-
denken. 

 
 K-04a „Schafhof IV“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im 

Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren 
Naturschutzbehörde. 
 

 K-04b „Schafhof IV“ 
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 Gegen das Baugebiet müssen grundsätzliche Bedenken hinsichtlich des Arten-

schutzes, des Fachplans landesweiter Biotopverbund sowie des Ausgleichsbe-
darfs erhoben werden. 

 
 Die Fläche liegt ganz überwiegend innerhalb von Biotopverbundflächen mittle-

rer Standorte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopverbund, 
LUBW 2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 2 
NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen verpflichtet, 
die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen.  

 
 Des Weiteren ist die Fläche teilweise als magere Flachlandmähwiesen (dem 

FFH-Lebensraumtyp magere Flachlandmähwiese 6510 zuzuordnen) kartiert 
und gemäß § 19 BNatSchG geschützt. Eingriffe in diese Lebensräume sind ge-
mäß § 19 BNatSchG in Verbindung mit dem USchadG in gleicher Art und glei-
chem Umfang auszugleichen. Die Erheblichkeit des Eingriffs ist dabei im Rah-
men einer Umweltschadensprüfung festzustellen. 

 
 Die Belange des § 33a NatSchG sind zwingend rechtzeitig zu berücksichtigen. 
 
 Aufgrund der ökologisch hochwertigen Biotopausstattung (Streuobstwiesen) be-

stehen Bedenken. Für das Gebiet besteht ein hoher Ausgleichsbedarf. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotential und das Konfliktpotenzial hinsichtlich 

des Biotopverbundes werden als hoch eingeschätzt. 
 
 Betroffen sind die geschützten Biotope „Feldhecke nordöstlich Kirchheim-Schaf-

hof“ (173221160109) und „Hecken an der alten Schlierbacher Straße II“ 
(173221160573). Diese sind in gleicher Art und gleichem Umfang auszuglei-
chen. 

 
 Direkt angrenzend befindet sich das Vogelschutzgebiet „Vorland der mittleren 

Schwäbischen Alb“ (7323-441). Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend 
eine Natura2000-Vorprüfung bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des 
Vogelschutzgebietes zu erstellen. Die innerhalb des Vogelschutzgebietes lie-
genden Flächen sind aus dem Geltungsbereich des Flächennutzungsplanes 
herauszunehmen.  

 
 Gegen die Darstellung des Gesamtgebietes müssen erhebliche Bedenken vor-

gebracht werden. Der Abwägungsvorschlag, das Gebiet zu verwerfen, wird aus-
drücklich befürwortet. 
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 K-05 „Weiler Schafhof“ 
 

   
 
 Gegen das Baugebiet müssen grundsätzliche Bedenken hinsichtlich des Arten-

schutzes sowie des Fachplans landesweiter Biotopverbund erhoben werden. 
 
 Die Fläche liegt teilweise innerhalb von Biotopverbundflächen mittlerer Stand-

orte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopverbund, LUBW 
2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 2 
NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen verpflichtet, 
die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingeschätzt.  
 
 Die Belange des § 33a NatSchG sind zwingend rechtzeitig zu berücksichtigen. 
 
 Direkt angrenzend befindet sich das Vogelschutzgebiet „Vorland der mittleren 

Schwäbischen Alb“ (7323-441). Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend 
eine Natura2000-Vorprüfung bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des 
Vogelschutzgebietes zu erstellen. Im Regionalplan ist das Gebiet als Vorbe-
haltsgebiet für Naturschutz und Landschaftspflege angegeben. 

 
 Gegen die Darstellung des Gesamtgebietes müssen erhebliche Bedenken vor-

gebracht werden. Der Abwägungsvorschlag, das Gebiet zu verwerfen, wird aus-
drücklich befürwortet. 
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 K-06 „Holzhandel Goll“ 
 

  
  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im 

Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren 
Naturschutzbehörde. 

 
 K-07 „Hochhäuser Saarstraße“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im 

Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren 
Naturschutzbehörde. 

 
 Im nördlichen Bereich sind das angrenzende flächenhafte Naturdenkmal „Lau-

ter- und Mühlkanal im Gewann Doschler“ (20/33) sowie das geschützte Biotop 
„Feldgehölz und Hecke an Lauter und Mühlkanal ‚Doschler‘“ (173221161532) 
zu berücksichtigen. 
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 K-08 „Galgenberg Nord“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Das östlich an das Gebiet angrenzende geschützte Biotop „Feldgehölz an der 

Lauter“ (173221161638) ist zu beachten. Aufgrund heranrückender Bebauung 
könnte der Schutzstatus verloren gehen, sodass ein Ausgleich geschaffen wer-
den müsste. Laut Kartierungsanleitung für Offenlandbiotope, wie Feldgehölze 
und Feldhecken, werden diese nur außerhalb des geschlossenen Siedlungsbe-
reiches kartiert. Unbebaute Flächen im Siedlungsbereich gehören aber dann zu 
einem Kartierungsgebiet, wenn sie über zwei Hektar groß sind, den Bebau-
ungszusammenhang deutlich unterbrechen und nicht intensiv gärtnerisch oder 
als Sportgelände genutzt werden. 

 
 Ein kleiner Teil des Gebietes im östlichen Bereich liegt innerhalb von Biotopver-

bundflächen mittlerer Standorte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landeswei-
ter Biotopverbund, LUBW 2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 
22 Absatz 1 Satz 2 NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Pla-
nungen verpflichtet, die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingestuft. 
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K-09 „Sportbereich Anschluss Jesingen“ 

 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingestuft. 
 
 Das südlich an das Gebiet angrenzende geschützte Biotop „Hecken an verbau-

ter Lindach zwischen Jesingen und Kirchheim“ (173221161585) ist zu beach-
ten. Aufgrund heranrückender Bebauung könnte der Schutzstatus verloren ge-
hen, sodass ein Ausgleich geschaffen werden müsste. Laut Kartierungsanlei-
tung für Offenlandbiotope, wie Feldgehölze und Feldhecken, werden diese nur 
außerhalb des geschlossenen Siedlungsbereiches kartiert. Unbebaute Flächen 
im Siedlungsbereich gehören aber dann zu einem Kartierungsgebiet, wenn sie 
über zwei Hektar groß sind, den Bebauungszusammenhang deutlich unterbre-
chen und nicht intensiv gärtnerisch oder als Sportgelände genutzt werden. 

 
 K-10 „Schlierbacher Dreieck West“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken.  
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 K-11 „Östlich Laubersberg“ 
 
 Gegen die Herausnahme aus der Darstellung im Flächennutzungsplan beste-

hen keine Bedenken.  
 

K-12 „Kröning Ohr“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 K-13 „Brücke Hahnweidstraße“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im 

Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren 
Naturschutzbehörde. 
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 K-14 „Ziegelwasen“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im 

Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren 
Naturschutzbehörde. 

 
 K-15 „Schempp Hirth + AMK“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im 

Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren 
Naturschutzbehörde. 
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 K-16 „Würstlesberg“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im 

Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren 
Naturschutzbehörde. 

 
 K-17 „Kitteneshalde“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im 

Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren 
Naturschutzbehörde. 
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 K-18 „Frischluftschneise Würstlesberg“ 
 

  
 
 Gegen das Gebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im Ge-

bietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren Natur-
schutzbehörde. 

 
 K-19 „Freifläche Finanzamt“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken. 
  

K-20 „Klosterwiese“ 
 

  
 
 Gegen das Gebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im Ge-

bietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren Natur-
schutzbehörde. 

  



 - 21 - 

  ... 

 
 K-21 „Hägele“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen Bedenken hinsichtlich des Flächenverbrauchs, 

artenschutzrechtlicher Belange sowie des Biotopverbunds. Die Einzelbewertun-
gen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der un-
teren Naturschutzbehörde. 

 
 Die Fläche liegt teilweise innerhalb von Biotopverbundflächen mittlerer Stand-

orte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopverbund, LUBW 
2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 2 
NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen verpflichtet, 
die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Zu beachten ist das östlich an das Gebiet angrenzende geschützte Biotop „He-

cke auf Straßenböschung westlich des Gewerbegebietes“ (173221161527). 
Aufgrund heranrückender Bebauung könnte der Schutzstatus verloren gehen, 
sodass ein Ausgleich geschaffen werden müsste. Laut Kartierungsanleitung für 
Offenlandbiotope, wie Feldgehölze und Feldhecken, werden diese nur außer-
halb des geschlossenen Siedlungsbereiches kartiert. Unbebaute Flächen im 
Siedlungsbereich gehören aber dann zu einem Kartierungsgebiet, wenn sie 
über zwei Hektar groß sind, den Bebauungszusammenhang deutlich unterbre-
chen und nicht intensiv gärtnerisch oder als Sportgelände genutzt werden. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingestuft. 
 
 Ergänzend zum Abwägungsvorschlag wird angeregt, die Fläche zu streichen. 
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 K-22a „Bohnau Süd - westlicher Teil“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken hinsichtlich des Flächenverbrauchs, 

artenschutzrechtlicher Belange sowie des Biotopschutzes vorgebracht werden. 
Die Einzelbewertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der 
Einschätzung der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Zu beachten sind die geschützten Biotope „Schlehenhecke am Hungerberg bei 

Kirchheim“ (173221161654) und „Hecken an ehemaligem Fahrweg nördlich der 
A 8, Kirchheim“ (173221161653). Aufgrund heranrückender Bebauung könnte 
der Schutzstatus verloren gehen, sodass ein Ausgleich geschaffen werden 
müsste. Laut Kartierungsanleitung für Offenlandbiotope, wie Feldgehölze und 
Feldhecken, werden diese nur außerhalb des geschlossenen Siedlungsberei-
ches kartiert. Unbebaute Flächen im Siedlungsbereich gehören aber dann zu 
einem Kartierungsgebiet, wenn sie über zwei Hektar groß sind, den Bebau-
ungszusammenhang deutlich unterbrechen und nicht intensiv gärtnerisch oder 
als Sportgelände genutzt werden. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingestuft. 
 
 Die Einschätzung im Abwägungsvorschlag wird geteilt. 
 
 K-22b „Bohnau Süd - östlicher Teil“ 
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 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken hinsichtlich des Flächenverbrauchs 

sowie artenschutzrechtlicher Belange vorgebracht werden. Die Einzelbewertun-
gen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der un-
teren Naturschutzbehörde. 

 
 Zu beachten ist das Naturdenkmal „3 Linden im Gewann Hungerberg“ (20/22). 

Das Naturdenkmal darf durch die heranrückende Bebauung nicht beeinträchtigt 
werden. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingestuft. 
 
 Durch das Baugebiet entsteht aufgrund des großen Flächenverbrauchs ein gro-

ßer Ausgleichsbedarf. Das Konfliktpotenzial wird als mittel bis hoch einge-
schätzt. 

 
 Die Einschätzung im Abwägungsvorschlag wird geteilt. 
 
 K-23 „Nördliche Stuttgarter Straße“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als gering bis mittel eingestuft. 
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 K-24 „Galgenberg Süd“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken hinsichtlich des Flächenverbrauchs, 

artenschutzrechtlicher Belange, des Biotopverbunds sowie des Biotopsschutzes 
vorgebracht werden. Die Einzelbewertungen im Gebietssteckbrief decken sich 
weitgehend mit der Einschätzung der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Die Fläche liegt teilweise innerhalb von Biotopverbundflächen mittlerer Stand-

orte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopverbund, LUBW 
2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 2 
NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen verpflichtet, 
die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Zu beachten ist das geschützte Biotop „Hecke an Obstwiese im Bereich Gal-

genberg“ (173221161632). Aufgrund heranrückender Bebauung könnte der 
Schutzstatus verloren gehen, sodass ein Ausgleich geschaffen werden müsste. 
Laut Kartierungsanleitung für Offenlandbiotope, wie Feldgehölze und Feldhe-
cken, werden diese nur außerhalb des geschlossenen Siedlungsbereiches kar-
tiert. Unbebaute Flächen im Siedlungsbereich gehören aber dann zu einem 
Kartierungsgebiet, wenn sie über zwei Hektar groß sind, den Bebauungszusam-
menhang deutlich unterbrechen und nicht intensiv gärtnerisch oder als Sportge-
lände genutzt werden. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingestuft. 
 
 Die Einschätzung im Abwägungsvorschlag wird geteilt. 
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 K-25 „Bohnau“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im 

Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren 
Naturschutzbehörde. 

 
 K-26 „Parkplatz toom-Baumarkt“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im 

Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren 
Naturschutzbehörde. 

 
 K-27 „Östlich der Bohnau“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken. 
 
 K-28 „Feess“ 
 
 Das einstweilige Zurückstellen der Fläche wird ausdrücklich begrüßt. 
 
 K-29a „Erweiterung Bohnau“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken. 
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 K-29b „Erweiterung Bohnau“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Die Fläche liegt teilweise innerhalb von Biotopverbundflächen mittlerer Stand-

orte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopverbund, LUBW 
2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 2 
NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen verpflichtet, 
die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Direkt angrenzend befindet sich das Vogelschutzgebiet „Vorland der mittleren 

Schwäbischen Alb“ (7323-441). Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend 
eine Natura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des 
Vogelschutzgebietes, zu erstellen. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingestuft. 
 
 K-30 „Südliche B 297 / Kirchheim-Teck/West“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken. 
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 K-31 „Westlich Hegelesberg“ 
 

  
 
 Gegen das Gebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im Ge-

bietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren Natur-
schutzbehörde. 

 
 K-32 „Parkplätze Schafhofäcker“ 
 

  
 
 Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbewertungen im Ge-

bietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren Natur-
schutzbehörde. 
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 K-33 „Vorplatz Parkfläche Krankenhaus“ 
 

  
 
 Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbewertungen im Ge-

bietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren Natur-
schutzbehörde. 

 
 K-34 „Bereich zwischen Charlottenstraße und Saarstraße“ 
 

  
 
 Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbewertungen im Ge-

bietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren Natur-
schutzbehörde. 

 
 Zu beachten ist das geschützte Biotop „Eschen-Ahorn-Baumhecke am nördli-

chen Ortsrand von Kirchheim“ (173221160103). Aufgrund heranrückender Be-
bauung könnte der Schutzstatus verloren gehen, sodass ein Ausgleich geschaf-
fen werden müsste. Laut Kartierungsanleitung für Offenlandbiotope, wie Feld-
gehölze und Feldhecken, werden diese nur außerhalb des geschlossenen Sied-
lungsbereiches kartiert. Unbebaute Flächen im Siedlungsbereich gehören aber 
dann zu einem Kartierungsgebiet, wenn sie über zwei Hektar groß sind, den 
Bebauungszusammenhang deutlich unterbrechen und nicht intensiv gärtnerisch 
oder als Sportgelände genutzt werden. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als gering bis mittel einge-

schätzt. 
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 K-35 „GE-Fläche westlich Rewe“  
 

  
 
 Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbewertungen im Ge-

bietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren Natur-
schutzbehörde. 

 
 K-36 „Haarlet“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken.  
 
 K-37 „BlessOff“ 
 K-38 „Alte Plochinger Steige 23-31“ 
 K-39 „Lauterterrassen“ 
 K-40 „Herrschaftsgärten“ 
 K-41 „Hungerbrünnele“ 
 K-42 „Klosterwiese“ 
 K-43 „Teckkeller“ 
 K-44 „Weileräcker südliche Bebauungsreihe“ 
 K-45 „Ärztezentrum Kirchheim“ 
 
 Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken, da es sich um innerörtliche 

Nachverdichtungen handelt. Die Berichtigung des Flächennutzungsplanes wird 
zur Kenntnis genommen (§ 13a Absatz 2 Nummer 2 BauGB).  

 
 K-46 „Östlich Schafhofweg“ 
 K-47 „Zwischen Schafhof und Aufstiegstraße“ 
 K-48 „Nördlich der Alten Schlierbacher Straße“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken. 
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 K-49 „Trösterbrünnele“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als gering eingeschätzt. 
 
 K-50 „Zementstraße“ 
 K-51 „Am Jauchernbach“ 
 
 Gegen die Berichtigung bestehen keine Bedenken. 
 
 K-52 „Am Hohenreisach“ 
 K-53 „Nördlich Altenheim“ 
 K-54 „Zusammenfluss Windbach und Gießnau“ 
 
 Gegen die Flächenanpassung bestehen keine Bedenken. 
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 Flächen auf Markung Ötlingen 
 
 Ö-01 „Müschenborn“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken.  
 

Ö-02 „Güterbahnhof Ötlingen 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingeschätzt. 
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 Ö-03 „Westlich Fabrikstraße“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Ö-04 „Berg-Ost“ 
 

 
 
 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken hinsichtlich des Flächenverbrauchs 

und artenschutzrechtlicher Belange vorgebracht werden. Die Einzelbewertun-
gen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der un-
teren Naturschutzbehörde. 

 
 Im Zuge des hohen Flächenverbrauchs ist mit einem großen Bedarf an entspre-

chenden Ausgleichsflächen zu rechnen. Eine Bebauung würde die Zerschnei-
dung des Freiraums zwischen Ötlingen und Lindorf fördern und könnte möglich-
erweise weitere Flächenbedarfe nach sich ziehen. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingeschätzt. 
 
 Ergänzend zum Abwägungsvorschlag wird empfohlen, die Fläche nicht weiter 

im Flächennutzungsplan darzustellen. 
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 Ö-05 „Asang“ 
 
 Gegen die Darstellung der Fläche als landwirtschaftliche Fläche bestehen keine 

Bedenken.  
 
 Ö-06 „Bachäcker“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingeschätzt. 
 
 Ö-07a „Nördlich Ginsterweg“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 
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 Direkt angrenzend befindet sich das Vogelschutzgebiet „Vorland der mittleren 

Schwäbischen Alb“ (7323-441). Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend 
eine Natura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des 
Vogelschutzgebietes, zu erstellen. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingeschätzt. 
 
 Ö-07b „Tobel“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Direkt angrenzend befindet sich das Vogelschutzgebiet „Vorland der mittleren 

Schwäbischen Alb“ (7323-441). Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend 
eine Natura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des 
Vogelschutzgebietes, zu erstellen. 

 
 Zu beachten sind das geschützte Biotop „Hecken an der Schönblickstraße, Öt-

lingen“ (173221161500) und das flächenhafte Naturdenkmal „Gehölzstreifen im 
Gewann Käferwald“ (20/29). 

 
 Die Darstellung des Flächennutzungsplans überschneidet sich in Teilen gering-

fügig mit dem Geltungsbereich des Vogelschutzgebietes, weshalb die Darstel-
lung im Flächennutzungsplan dementsprechend zu ändern ist. 

 
 Ö-08 „Wurmäcker“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken. 
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 Ö-09 „In der Warth“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Ö-10 „Mühlwiesen“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken.  
 
 Ö-11 „Östlich der Wielandstraße“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 
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 Ö-12 „Berg-West“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken bezüglich des Biotopschutzes vorge-

bracht werden. Die Einzelbewertungen im Gebietssteckbrief decken sich weit-
gehend mit der Einschätzung der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Zu beachten sind die geschützten Biotope „Feldgehölz gegenüber des Ötlinger 

Bahnhofs“ (173221161524) und „Bachabschnitte südwestlich von Ötlingen“ 
(173221161523). Aufgrund heranrückender Bebauung könnte der Schutzstatus 
verloren gehen, sodass ein Ausgleich geschaffen werden müsste. Laut Kartie-
rungsanleitung für Offenlandbiotope, wie Feldgehölze und Feldhecken, werden 
diese nur außerhalb des geschlossenen Siedlungsbereiches kartiert. Unbe-
baute Flächen im Siedlungsbereich gehören aber dann zu einem Kartierungs-
gebiet, wenn sie über zwei Hektar groß sind, den Bebauungszusammenhang 
deutlich unterbrechen und nicht intensiv gärtnerisch oder als Sportgelände ge-
nutzt werden. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingestuft. 
 
 Ergänzend zum Abwägungsvorschlag wird empfohlen, die Fläche nicht weiter 

im Flächennutzungsplan darzustellen. 
 
 Ö-13 „Berg-Ost Süd“ 
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 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken hinsichtlich des Flächenverbrauchs 

und artenschutzrechtlicher Belange vorgebracht werden. Die Einzelbewertun-
gen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der un-
teren Naturschutzbehörde. 

 
 Im Zuge des hohen Flächenverbrauchs ist mit einem großen Bedarf an entspre-

chenden Ausgleichsflächen zu rechnen. Eine Bebauung würde die Zerschnei-
dung des Freiraums zwischen Ötlingen und Lindorf fördern und könnte möglich-
erweise weitere Flächenbedarfe nach sich ziehen. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingeschätzt. 
 
 Ergänzend zum Abwägungsvorschlag wird empfohlen, die Fläche nicht weiter 

im Flächennutzungsplan darzustellen. 
 
 Ö-14 „Im Egert“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken. 
 
 Ö-15 „Alter Festplatz Uracher Straße“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als gering bis mittel einge-

schätzt. 
 
 Ö-16 „Haldenschule“ 
 
 Gegen die Berichtigung bestehen keine Bedenken. 
 
 Ö-17 „Steinmäuren“ 
 
 Gegen die Flächenanpassung bestehen keine Bedenken. 
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 Flächen auf Markung Jesingen 
 
 J-01a „Leiblensbett“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Im Zuge des hohen Flächenverbrauchs ist mit einem großen Bedarf an entspre-

chenden Ausgleichsflächen zu rechnen. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als gering bis mittel einge-

schätzt. 
 
 J-01b „Roggenäcker“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Im Zuge des hohen Flächenverbrauchs ist mit einem großen Bedarf an entspre-

chenden Ausgleichsflächen zu rechnen. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als gering bis mittel einge-

schätzt. 
 



 - 39 - 

  ... 

 J-02 „Untere Auäcker“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Direkt angrenzend befindet sich das Vogelschutzgebiet „Vorland der mittleren 

Schwäbischen Alb“ (7323-441). Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend 
eine Natura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des 
Vogelschutzgebietes, zu erstellen. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingeschätzt. 
 
 J-03a „Östlich der Brunnenstraße“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken hinsichtlich des Biotopverbunds, des 

Flächenverbrauchs und des Vogelschutzgebietes vorgebracht werden. Die Ein-
zelbewertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschät-
zung der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Im Zuge des hohen Flächenverbrauchs ist mit einem großen Bedarf an entspre-

chenden Ausgleichsflächen zu rechnen. 
  



 - 40 - 

  ... 

 
 Ein Teil der Fläche überlagert sich mit dem Vogelschutzgebiet „Vorland der 

mittleren Schwäbischen Alb“ (7323-441). Sollte die Fläche weiter betrachtet 
werden, wäre die Abgrenzung des Gebietes um die Fläche des Vogelschutzge-
bietes zu ändern. Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend eine Na-
tura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des Vogel-
schutzgebietes, zu erstellen. 

 
 Zudem liegt ein Teil der Fläche innerhalb von Biotopverbundflächen mittlerer 

Standorte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopverbund, 
LUBW 2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 2 
NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen verpflichtet, 
die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingeschätzt. 
 
 Ergänzend zum Abwägungsvorschlag wird empfohlen, die Fläche nicht weiter 

im Flächennutzungsplan darzustellen. 
 
 J-03b „Östlich der Brunnenstraße“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken hinsichtlich des Biotopverbunds, des 

Flächenverbrauchs und des Vogelschutzgebietes vorgebracht werden. Die Ein-
zelbewertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschät-
zung der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Im Zuge des hohen Flächenverbrauchs ist mit einem großen Bedarf an entspre-

chenden Ausgleichsflächen zu rechnen. 
 
 Ein Teil der Fläche überlagert sich mit dem Vogelschutzgebiet „Vorland der 

mittleren Schwäbischen Alb“ (7323-441). Sollte die Fläche weiter betrachtet 
werden, wäre die Abgrenzung des Gebietes um die Fläche des Vogelschutzge-
bietes zu ändern. Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend eine Na-
tura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des Vogel-
schutzgebietes, zu erstellen. 
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 Weiterhin liegt ein Teil der Fläche innerhalb von Biotopverbundflächen mittlerer 

Standorte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopverbund, 
LUBW 2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 2 
NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen verpflichtet, 
die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingeschätzt. 
 
 Ergänzend zum Abwägungsvorschlag wird empfohlen, die Fläche nicht weiter 

im Flächennutzungsplan darzustellen. 
 
 J-04 „Östlicher Ortsrand Jesingen“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken. 
 
 J-05 „Jesingen Ost“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Zu beachten ist das geschützte Biotop „Hecken am Kanal zwischen Jesingen 

und Holzmaden“ (173221161668). Aufgrund heranrückender Bebauung könnte 
der Schutzstatus verloren gehen, sodass ein Ausgleich geschaffen werden 
müsste. Laut Kartierungsanleitung für Offenlandbiotope, wie Feldgehölze und 
Feldhecken, werden diese nur außerhalb des geschlossenen Siedlungsberei-
ches kartiert. Unbebaute Flächen im Siedlungsbereich gehören aber dann zu 
einem Kartierungsgebiet, wenn sie über zwei Hektar groß sind, den Bebau-
ungszusammenhang deutlich unterbrechen und nicht intensiv gärtnerisch oder 
als Sportgelände genutzt werden. 

 
 Das artenschutzrechtloche Konfliktpotenzial wird als mittel eingestuft. 
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 J-06 „Östlich Firma Keller“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken.  
 
 J-07 „Nördlich der Kornbergstraße“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als gering eingestuft. 
 
 J-08 „Festplatz Jesingen“ 
 
 Gegen die Berichtigung bestehen keine Bedenken. 
 
 J-09 „Böckeler“ 
 J-10 „Südlich Keller“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken.  
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 Flächen auf Markung Nabern 
 
 Na-01 „Ried“ 
 

  
 
 Gegen die Ausweisung des Gebietes als Grünfläche/ Dauerkleingärten beste-

hen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbewertungen im Gebietssteck-
brief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren Naturschutzbe-
hörde. 

 
Na-02a „Hinter der Wette“ 

 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Ein Teil der Fläche liegt innerhalb von Biotopverbundflächen mittlerer Standorte 

(Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopverbund, LUBW 2014). 
Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 2 NatSchG sind 
alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen verpflichtet, die Belange 
des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 
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 Im Zuge des hohen Flächenverbrauchs ist mit einem großen Bedarf an entspre-

chenden Ausgleichsflächen zu rechnen. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als gering bis mittel eingestuft. 
 
 Na-02b „Hinter der Wette“ 
 Na-02c „Hinter der Wette“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken.  
 
 Na-03a „Braike Ost“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. Die erste Seite des Gebietssteckbriefs ist ver-
mutlich fehlerhaft; als beabsichtigte Nutzungsart ist „Fläche für die Landwirt-
schaft“ aufgeführt. 

 
 Ein Teil der Fläche (Flurstück 1821) überlagert sich mit dem Vogelschutzgebiet 

„Vorland der mittleren Schwäbischen Alb“ (7323-441). Sollte die Fläche weiter 
betrachtet werden, wäre die Abgrenzung des Gebietes um die Fläche des Vo-
gelschutzgebietes zu ändern. Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend 
eine Natura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des 
Vogelschutzgebietes, zu erstellen. 

 
 Na-03b „Braike Ost“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken.  
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 Na-04 „Greutle“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet müssen grundsätzliche Bedenken hinsichtlich der Lage 

im Vogelschutzgebiet, des Biotopverbunds sowie des Artenschutzes erhoben 
werden. Die Einzelbewertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend 
mit der Einschätzung der unteren Naturschutzbehörde.  

 
 Ein Teil der Fläche überlagert sich mit dem Vogelschutzgebiet „Vorland der 

mittleren Schwäbischen Alb“ (7323-441). Sollte die Fläche weiter betrachtet 
werden, wäre die Abgrenzung des Gebietes um die Fläche des Vogelschutzge-
bietes zu ändern. Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend eine Na-
tura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des Vogel-
schutzgebietes, zu erstellen. 

 
 Zudem liegt ein überwiegender Teil der Fläche innerhalb von Biotopverbundflä-

chen mittlerer Standorte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Bio-
topverbund, LUBW 2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Ab-
satz 1 Satz 2 NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planun-
gen verpflichtet, die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Die Belange des § 33a NatSchG sind zwingend rechtzeitig zu berücksichtigen. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel bis hoch einschätzt. 
 
 Ergänzend zum Abwägungsvorschlag wird empfohlen, die Fläche nicht weiter 

im Flächennutzungsplan darzustellen oder erheblich zu verkleinern. 
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 Na-05 „Ochsenrain“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im 

Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren 
Naturschutzbehörde. 

 
 Na-06 „Flugplatz Nabern“ 
 
 Gegen die Umwidmung als reine Fläche für den Luftverkehr bestehen keine Be-

denken.  
 
 Na-07 „Nördlich Friedhof“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken.  
 
 Na-08 „Klärwerk“ 
 

  
 
 Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbewertungen im Ge-

bietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren Natur-
schutzbehörde. 
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 Zu beachten ist das geschützte Biotop „Feldgehölz am Jauchertbach östlich 

Guggenrain“ (173221166053). 
 
 Die Fläche ist künftig als Regenüberlaufbecken vorgesehen. Bei einer naturna-

hen Ausgestaltung bestehen diesbezüglich keine Bedenken. 
 
 Na-09 „IKGE Nabern-Bissingen“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken. 
 
 Flächen auf Markung Lindorf 
 
 L-01 „Kreuzmorgen“ 
 

  
 
 Die Verkleinerung des Gebietes wird ausdrücklich begrüßt. Es müssen jedoch 

weiterhin aufgrund des Biotopverbunds, der Kartierung als FFH-Mähwiese und 
des Artenschutzes Bedenken gegen das Baugebiet erhoben werden.  

 
 Ein überwiegender Teil der Fläche liegt innerhalb von Biotopverbundflächen 

mittlerer Standorte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopver-
bund, LUBW 2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 
Satz 2 NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen ver-
pflichtet, die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen. Zudem ist die 
Fläche als magere Flachlandmähwiese (dem FFH-Lebensraumtyp magere 
Flachlandmähwiese 6510 zuzuordnen) kartiert und gemäß § 19 BNatSchG ge-
schützt. Eingriffe in diese Lebensräume sind gemäß § 19 BNatSchG in Verbin-
dung mit dem USchadG mindestens in gleicher Art und gleichem Umfang aus-
zugleichen. Die Erheblichkeit des Eingriffs ist dabei im Rahmen einer Umwelt-
schadensprüfung festzustellen. 

 
 Für die Fläche entsteht voraussichtlich ein hoher Ausgleichsbedarf. 
  



 - 48 - 

  ... 

 
 Die Belange des § 33a NatSchG sind zwingend rechtzeitig zu berücksichtigen. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel bis hoch einschätzt. 
 
 Entgegen des Abwägungsvorschlags wird nach wie vor empfohlen, das Gebiet 

aus der Darstellung im Flächennutzungsplan herauszunehmen. 
 
 L-02 „Münzing“ 
 

  
 
 Aufgrund des Biotopverbunds, der teilweisen Lage im Vogelschutzgebiet und 

des Artenschutzes müssen erhebliche und grundsätzlichen Bedenken gegen 
die Baufläche vorgebracht werden.  

 
 Ein überwiegender Teil der Fläche liegt innerhalb von Biotopverbundflächen 

mittlerer Standorte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopver-
bund, LUBW 2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 
Satz 2 NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen ver-
pflichtet, die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Zudem überlagert sich ein Teil der Fläche mit dem Vogelschutzgebiet „Vorland 

der mittleren Schwäbischen Alb“ (7323-441). Sollte die Fläche weiter betrachtet 
werden, wäre die Abgrenzung des Gebietes um die Fläche des Vogelschutzge-
bietes zu ändern. Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend eine Na-
tura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des Vogel-
schutzgebietes, zu erstellen. 

 
 Für die Fläche entsteht voraussichtlich ein hoher Ausgleichsbedarf. 
 
 Die Belange des § 33a NatSchG sind zwingend rechtzeitig zu berücksichtigen. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als hoch einschätzt. 
 
 Ergänzend zum Abwägungsvorschlag wird empfohlen, die Fläche nicht weiter 

im Flächennutzungsplan darzustellen. 
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 L-03 „Untere Halde“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken.  
 
 L-04 „Östlich der Ötlinger Straße“ 
 

 
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingestuft. 
 
 L-05 „Flachsäcker“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 
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 L-06 „Waggershauser“ 
 

  
 
 Gegen die Fortführung der Fläche im Flächennutzungsplan als Sondergebiet 

bestehen keine Bedenken. Die Einzelbewertungen im Gebietssteckbrief decken 
sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren Naturschutzbehörde. 

 
 L-07 „Nördlich der Zähringer Straße“ 
 

 
 
 Gegen die Baufläche müssen hinsichtlich des Flächenverbrauchs und des Bio-

topverbunds Bedenken erhoben werden. Die Einzelbewertungen im Gebiets-
steckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung der unteren Natur-
schutzbehörde. 

 
 Ein überwiegender Teil der Fläche liegt innerhalb von Biotopverbundflächen 

mittlerer Standorte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopver-
bund, LUBW 2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 
Satz 2 NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei Ihren Planungen ver-
pflichtet, die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Die Belange des § 33a NatSchG sind zwingend rechtzeitig zu berücksichtigen. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel bis hoch einschätzt. 
 
 Ergänzend zum Abwägungsvorschlag wird empfohlen, die Fläche nicht weiter 

im Flächennutzungsplan darzustellen. 
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 Flächen auf Markung Dettingen unter Teck 
 
 D-01 „Untere Wiesen“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken hinsichtlich des Flächenverbrauchs 

und des Artenschutzes vorgebracht werden.  
 
 Östlich grenzt an das Gebiet eine kartierte FFH-Mähwiese an. Bei angrenzen-

der Bebauung könnte die Beschattung zu groß sein, sodass die Fläche sich im 
Erhaltungszustand verschlechtern würde. Dies ist in jedem Fall zu vermeiden. 

 
 Im Zuge der Entwicklung des Gebietes entsteht ein hoher Ausgleichsbedarf. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird im Zusammenspiel mit den 

weiteren Flächen im Flächennutzungsplan als hoch eingestuft. 
 
 Ergänzend zum Abwägungsvorschlag wird weiterhin empfohlen, das Gebiet aus 

der Darstellung im Flächennutzungsplan herauszunehmen. 
 
 D-02 „Tagbrunnenäcker“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken hinsichtlich des Flächenverbrauchs, 

des Landschaftsbildes und des Artenschutzes erhoben werden.  
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 Im Zuge der Entwicklung des Gebietes entsteht ein hoher Ausgleichsbedarf. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird im Zusammenspiel mit den 

weiteren Flächen im Flächennutzungsplan als hoch eingestuft. 
 
 Das Landschaftsbild würde hier in erheblichem Maße beeinträchtigt und sich in 

keiner Weise in die typische Hügellandschaft im Übergang zum Albtrauf mit der 
Burg Teck im Hintergrund einfügen. 

 
 Entgegen des Abwägungsvorschlags wird empfohlen, das Gebiet aus der Dar-

stellung im Flächennutzungsplan herauszunehmen. 
 
 D-03 „Guckenrain Ost“ 
 

  

  
 
 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken hinsichtlich des Flächenverbrauchs 

und der Lage innerhalb der Grünzäsur erhoben werden.  
 
 Es wird empfohlen, sich auf die Ausformung des nördlichen Siedlungsrandes zu 

konzentrieren und die Abgrenzung dahingehend zu ändern. Die Flächengröße 
von 2,65 ha widerspricht einer sinnvollen Abrundung des Ortsrandes.  

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als gering bis mittel eingestuft. 
 
 D-04 „Hinterlohrn Süd“ 
 
 Gegen die Herausnahme der Fläche bestehen keine Bedenken.  
 
 D-05 „Lebensmittelmarkt“ 
 D-06 „Schul- und Sportgebiet“ – 4. Änderung Nachnutzung Diez Areal 
 D-07 „Nördlich der Mühlstraße“ 
 D-08 „Stelle West“ 
 
 Gegen die Berichtigung bestehen keine Bedenken.  
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 D-09 „Regionaler Vorhaltestandort Hungerberg“ 
 
 Die Herausnahme des Gebietes wird ausdrücklich begrüßt. 
 
 D-10 „Guckenrain Süd“ 
 
 Gegen die Berichtigung bestehen keine Bedenken.  
 
 Flächen auf Markung Notzingen 
 
 N-01 „Burggärten“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken bezüglich des Biotopverbunds und 

des ökologisch hochwertigen Streuobstbestandes geäußert werden.  
 
 Ein Teil der Fläche liegt innerhalb von Biotopverbundflächen mittlerer Standorte 

(Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopverbund, LUBW 2014). 
Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 2 NatSchG sind 
alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen verpflichtet, die Belange 
des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Durch eine Umsetzung der Fläche entstünde voraussichtlich ein hoher Aus-

gleisbedarf. 
 
 Die Belange des § 33a NatSchG sind zwingend rechtzeitig zu berücksichtigen. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel bis hoch eingestuft. 
 
 Zudem befindet sich angrenzend das Vogelschutzgebiet „Vorland der mittleren 

Schwäbischen Alb“ (7323-441). Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend 
eine Natura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des 
Vogelschutzgebietes, zu erstellen. 

 
 Ergänzend zum Abwägungsvorschlag wird empfohlen, die Fläche nicht weiter 

im Flächennutzungsplan darzustellen. 
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 N-02 „Zwischen den Dörfern“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken bezüglich des Biotopverbunds, des 

Flächenverbrauchs und des Biotopschutzes vorgebracht werden.  
 
 Ein Teil der Fläche liegt innerhalb von Biotopverbundflächen mittlerer Standorte 

(Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopverbund, LUBW 2014). 
Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 2 NatSchG sind 
alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen verpflichtet, die Belange 
des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Durch eine Umsetzung der Fläche entstünde voraussichtlich ein hoher Aus-

gleisbedarf. 
 
 Die Belange des § 33a NatSchG sind zwingend rechtzeitig zu berücksichtigen. 
 
 Zu beachten sind die geschützten Biotope „Haselhecke südlich Notzingen“ 

(173221165814) und „Galeriewald südlich Notzingen“ (173221165815). Auf-
grund heranrückender Bebauung könnte der Schutzstatus verloren gehen, so-
dass ein Ausgleich geschaffen werden müsste. Laut Kartierungsanleitung für 
Offenlandbiotope, wie Feldgehölze und Feldhecken, werden diese nur außer-
halb des geschlossenen Siedlungsbereiches kartiert. Unbebaute Flächen im 
Siedlungsbereich gehören aber dann zu einem Kartierungsgebiet, wenn sie 
über zwei Hektar groß sind, den Bebauungszusammenhang deutlich unterbre-
chen und nicht intensiv gärtnerisch oder als Sportgelände genutzt werden. 

 
 Zudem befindet sich direkt angrenzend das Vogelschutzgebiet „Vorland der 

mittleren Schwäbischen Alb“ (7323-441). Im Rahmen weiterer Verfahren wäre 
zwingend eine Natura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhal-
tungsziele des Vogelschutzgebietes, zu erstellen. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingeschätzt. 
 
 Ergänzend zum Abwägungsvorschlag wird empfohlen, die Fläche nicht weiter 

im Flächennutzungsplan darzustellen. 
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 N-03 „Hülben“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet müssen Bedenken bezüglich des Biotopverbunds, der 

teilweisen Lage im Vogelschutzgebiet und des Biotopschutzes vorgebracht wer-
den. Im Sinne einer sinnvollen Arrondierung und bei geeigneter Ausgleichspla-
nung könnten Bedenken zurückgestellt werden. 

 
 Die Fläche liegt fast vollständig innerhalb von Biotopverbundflächen mittlerer 

Standorte (Kernflächen, vergleiche Fachplan Landesweiter Biotopverbund, 
LUBW 2014). Gemäß § 21 BNatSchG in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 2 
NatSchG sind alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen verpflichtet, 
die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen. 

 
 Des Weiteren ist ein Großteil der Fläche als magere Flachlandmähwiesen (dem 

FFH-Lebensraumtyp magere Flachlandmähwiese 6510 zuzuordnen) kartiert 
und gemäß § 19 BNatSchG geschützt. Eingriffe in diese Lebensräume sind ge-
mäß § 19 BNatSchG in Verbindung mit dem USchadG in gleicher Art und glei-
chem Umfang auszugleichen. Die Erheblichkeit des Eingriffs ist dabei im Rah-
men einer Umweltschadensprüfung festzustellen. Die Ausgleichsplanungen wä-
ren zwingend auf die Umsetzung des Fachplans landesweiter Biotopverbund zu 
konzentrieren. 

 
 Zudem befindet sich ein kleiner Teil der Fläche innerhalb des Vogelschutzge-

bietes „Vorland der mittleren Schwäbischen Alb“ (7323-441). Eine Natura2000-
Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des Vogelschutzge-
bietes, liegt bereits vor. Diese ist soweit nicht zu beanstanden. 

 
 Die Erschließung kleinflächig durch das Vogelschutzgebiet könnte möglicher-

weise toleriert werden. 
 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingeschätzt. 
  



 - 56 - 

  ... 

 
 N-04 „Frühe Morgen“ 
 

  
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
 Direkt angrenzend befindet sich das Vogelschutzgebiet „Vorland der mittleren 

Schwäbischen Alb“ (7323-441). Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend 
eine Natura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des 
Vogelschutzgebietes, zu erstellen. 

 
 Die Belange des § 33a NatSchG sind rechtzeitig zu berücksichtigen. 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als mittel eingestuft. 
 
 N-05 „Erweiterung Gewerbestandort (Brühl)“ 
 

  
 
 
 Gegen das Baugebiet bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die Einzelbe-

wertungen im Gebietssteckbrief decken sich weitgehend mit der Einschätzung 
der unteren Naturschutzbehörde. 
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 Direkt angrenzend befindet sich das Vogelschutzgebiet „Vorland der mittleren 

Schwäbischen Alb“ (7323-441). Im Rahmen weiterer Verfahren wäre zwingend 
eine Natura2000-Vorprüfung, bezogen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des 
Vogelschutzgebietes, zu erstellen. 

 
 Das artenschutzrechtliche Konfliktpotenzial wird als gering eingestuft. 
 

Der Abwägungsvorschlag wird ausdrücklich begrüßt. 
 

III. Gewerbeaufsicht  
Herr Tobias Bareiß, Tel. 0711 3902-41407 

 
Zum Verfahren wurde anlässlich der frühzeitigen Beteiligung am 09.03.2021 
Stellung genommen.  
 
Grundsätzlich ist nach den Erfahrungen des Gewerbeaufsichtsamtes zwischen 
Wohnflächen und uneingeschränkten Gewerbeflächen zur Immissionsminde-
rung ein Abstand von ca. 150 Metern einzuhalten. Dieser Abstand kann im Rah-
men konkreter Vorhaben ausnahmsweise auf 100 Meter reduziert werden, 
wenn von den Firmen im Gewerbegebiet nur Lärm und/ oder Erschütterungs-
emissionen ausgehen. Dagegen können luftfremde Stoffe und Geruchsemissio-
nen durch eine besondere Planung, zum Beispiel durch nachträgliche Maßnah-
men nicht besonders berücksichtigt werden. Im Fall einer Unterschreitung der 
oben genannten Abstände sollten daher bei der Planung neuer Gewerbege-
biete zum Schutz vorhandener Wohnbebauungen Einschränkungen vorgenom-
men werden. Hierzu wird beispielhaft auf die geplanten Gewerbegebiete Kirch-
heim unter Teck: K-21, K-22a, K-22b, K-24, J-02 und J-03a hingewiesen. Im 
konkreten Bebauungsplanverfahren ist auf die Schnittstellenproblematik zwi-
schen der Wohnnutzung und der geplanten gewerblichen Nutzung einzugehen. 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens werden entsprechende Forderun-
gen in Form einer partiellen Einschränkung des Gewerbegebiets (zum Beispiel 
nach § 6 Baunutzungsverordnung) vorgebracht. 
 
Ein Heranrücken von Wohnbebauung an bestehende, nicht eingeschränkte Ge-
werbegebiete ist dagegen aus Gründen des Immissionsschutzes bedenklich. 
Exemplarisch hierfür stehen die geplanten Gebiete K-41, J-04 und K-23. Diese 
Problematik trifft auch hinsichtlich unbeplanter Bereiche, aber entsprechend ge-
werblich/ landwirtschaftlich genutzter Bereiche zu, wie zum Beispiel die allge-
meinen Wohngebiete Ö-12, beziehungsweise Na-07 und der benachbarten 
landwirtschaftlichen Betriebe. 
 
Die Plangebiete K-09, J-01b rücken jeweils an eine bestehende Sportanlage 
heran. Sofern die Sportanlagen außerschulisch genutzt werden, ist im konkre-
ten Bebauungsplanverfahren anhand einer schalltechnischen Untersuchung un-
ter Vorgabe eventueller Schallschutzmaßnahmen nachzuweisen, dass die 
Richtwerte der Achtzehnten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (Sportanlagenlärmschutzverordnung — 18.BImSchV) an 
die heranrückende Wohnbebauung eingehalten werden. 
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In der vorliegenden Planung wurde in der Regel zwischen gewerblicher und 
Wohnnutzung ein Mischgebiet geplant. In Mischgebieten sind gleichrangig ge-
werbliche und Wohnnutzungen zulässig. In der Regel kann durch den Pla-
nungsträger nicht verhindert werden, dass sich dann direkt angrenzend, an 
nicht eingeschränkte Gewerbegebiete, verdichtete Wohnnutzungen ansiedeln. 
Gegen Planungen, die nicht zwingend eine Mischnutzung (qualitativ und quanti-
tativ) sicherstellen, werden deshalb Bedenken aus Gründen des Immissions-
schutzes vorgebracht.  
 
Bei der Festsetzung von Bauflächen im Einwirkungsbereich von Verkehrswe-
gen (Straßen und/ oder Schienen) ist die Vorbelastung mit Verkehrslärmimmis-
sionen im konkreten Bebauungsplanverfahren in Form eines Schallschutzgut-
achtens zu erheben. Exemplarisch für Flächen, die vermehrt mit Straßenver-
kehrslärm beaufschlagt werden, sind die geplanten Bauflächen D-06, L-04, L-07 
und D-09 zu nennen. 
 
Laut der Umgebungslärmkartierung der Landesanstalt für Umwelt Baden-Würt-
temberg 2017 der nördliche Planbereich L-04 und L-07 mit Lärmpegeln LDEN 
und LNIGHT bis zu 70 dB(A) beziehungsweise bis zu 60 dB(A) beaufschlagt. 
Die im Beiblatt der DIN 18005-1:2002-07 „Schallschutz im Städtebau“ aufge-
führten Orientierungswerte für ein „allgemeines Wohngebiet“ werden somit vo-
raussichtlich flächendeckend überschritten. Es ist ferner nicht auszuschließen, 
dass in den Randbereichen des Plangebiets gesundheitsgefährdende Pegel 
von größer 70 dB(A) tags beziehungsweise 60 dB(A) nachts erreicht werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Überschreitung der Orientierungswerte 
der DIN 18005-1:2002-07 um mehr als 10 dB(A) lediglich dann in Randberei-
chen eines Plangebiets vertretbar sein kann, wenn entsprechend gewichtige 
städtebauliche Gründe für die Planung sprechen. In solchen Ausnahmefällen 
sind eine auf die schalltechnischen Anforderungen zugeschnittene Planung und 
die Festsetzung von Schallschutzmaßnahmen angezeigt (Lärmminderung bei-
spielsweise durch Stellung der Gebäude, Einbau von Schallschutzfenstern, Ver-
wendung von schalldämmenden Baustoffen, möglichst verträgliche Anordnung 
von Wohn- und Schlafräumen, aktive Schallschutzmaßnahmen). 
 
Ferner sind bei der Ausweisung von Wohnbauflächen im Einwirkungsbereich 
von Hochspannungsleitungen neben den elektromagnetischen Feldern auch die 
insbesondere bei Niederschlag und feuchter Witterung auftretenden Leitungs-
geräusche (Koronageräusche: „Summen“, „Prasseln“, „Knistern“) zu berück-
sichtigen. Zum Schutz vor niederfrequenten elektrischen und magnetischen Fel-
dern sind Abstände zwischen 10 m (bei 110 kV/ 50 Hz) und 40 m (bei 380 kV/ 
50 Hz) Freileitungen einzuhalten. Der Schutzabstand bemisst sich bei Hoch-
spannungsfreileitungen senkrecht zur Trassenachse bis zur Begrenzungslinie 
der zu schützenden Gebiete. Hinsichtlich der Lärmimmissionen können sich Ab-
stände bis zu 80m (bei 380 kV/ 50 Hz und Festsetzung eines reinen Wohnge-
bietes) ergeben. 

  



 - 59 - 

  ... 

 
IV. Landwirtschaftsamt  

Frau Anna Gürth, Tel. 0711 3902-43281 
 

Gegenüber dem Vorentwurf werden im jetzigen Planentwurf weniger landwirt-
schaftliche Flächen überplant. Dies ist größtenteils der Herausnahme des Ge-
werbegebietes „Hungerberg“ geschuldet. Es werden immer noch knapp 121 ha 
landwirtschaftlich genutzter Flächen mit anderen Nutzungen überplant. Der 
größte Teil davon ist allerdings bisher schon überplant, so dass durch die Neu-
planung ein zusätzlicher Verlust von ca. 30,5 ha landwirtschaftlicher Flächen 
entsteht. Bei diesen Flächen handelt es sich zu einem großen Teil um wertvolle 
Ackerflächen, die als Vorrangflächen der Stufe I und II eingestuft sind.  
 
Die Neudarstellung landwirtschaftlicher Fläche im Gebiet K 52 „Am Hohen-
reisach“ kann dabei aus landwirtschaftlicher Sicht nicht als Zugewinn landwirt-
schaftlicher Fläche angerechnet werden, da es sich um Untergrenzflächen han-
delt, die für die landwirtschaftliche Nutzung ungeeignet sind. 
 
Im Gebiet K 54 „Zusammenfluß Windbach und Gießnau“ sollen landwirtschaftli-
che Flächen als Grünflächen ausgewiesen werden mit der Begründung, dass 
es sich um Ausgleichsflächen und besondere Biotope handelt. Aus landwirt-
schaftlicher Sicht ist dies nicht nachvollziehbar, da der Erhalt von Wiesenbioto-
pen eine pflegende Bewirtschaftung voraussetzt. Aus Sicht des Landwirt-
schaftsamtes ist es zielführender über die Landschaftspflegrichtlinie eine Exten-
sivierung herbeizuführen.  
 
Im Übrigen wird auf die Stellungnahme vom 09.03.2021 verwiesen. 
 
Insgesamt müssen weiterhin erhebliche agrarstrukturelle Bedenken gegen den 
vorliegenden Entwurf des Flächennutzungsplans geäußert werden.  

 
V. Forstamt  

Herr Jürgen Winter, Tel. 0711 3902-41442 
 
Aus Sicht des Forstamtes hat sich gegenüber der Stellungnahme vom 
09.03.2021 keine Änderung der Verhältnisse bezüglich des tangierten Waldes 
ergeben. Auf die damaligen Ausführungen wird verwiesen.  

 
VI. Gesundheitsamt  

Frau Annette Epple, Tel. 0711 3902-41685 
 
Auf die Ausführungen in der Stellungnahme vom 09.03.2021 wird verwiesen. 
Weitere Anregungen werden nicht vorgebracht.  
 

VII. Amt für Geoinformation und Vermessung  
Herr Markus Rieth, Tel. 0711 3902-41299 
 
Ein detaillierter Vergleich des Planentwurfs auf Übereinstimmung mit dem Lie-
genschaftskataster ist aufgrund des zu Grunde liegenden Maßstabs 1: 12500 
nicht möglich. 
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VIII. Straßenbauamt  

Frau Ariane Humpf, Tel. 0711 3902-41151 
 

Vom Straßenbauamt werden gegen die Flächennutzungsplanung keine grund-
sätzlichen Einwendungen oder Bedenken erhoben. 
 
Auf die Ausführungen in der Stellungnahme vom 09.03.2021 wird verwiesen.  
 

IX. Straßenverkehrsamt  
Herr Moritz Pfeifer, Tel. 0711 3902-43667 
 
Die im Entwurf dargestellten, möglicherweise zur Ausführung kommenden Pla-
nungen neuer Verkehrswege sind allesamt noch sehr vage. 
 
Insofern ist es aktuell nicht möglich, eine fundierte verkehrsrechtliche Stellung-
nahme zum Flächennutzungsplan abzugeben. 
 
In der jeweiligen konkreten Planung wird um erneute Beteiligung gebeten. 
 

X. Nahverkehr/ Infrastrukturplanung  
Herr Bastian Bröcker, Tel. 0711 3902-42810  
 
Es werden keine Anregungen vorgebracht.  

 
XI. Katastrophenschutz/ Feuerlöschwesen 

Herr Guido Kenner, Tel. 0711 3902-42124 
 
Zu diesem Planungsstand kann aus brandschutztechnischer Sicht noch keine 
Stellungnahme abgegeben werden, dazu ist er zu allgemein. 
 
Um Beteiligung in der verbindlichen Bauleitplanung wird gebeten.  

 
XII. Abfallwirtschaftsbetrieb  

Herr Michael Seidl, Tel. 0711 3902-44292 
 
Der Flächennutzungsplan Kirchheim unter Teck betrifft folgende aufgelistete 
Standorte des Abfallwirtschafts Betriebs Esslingen: 
 
Ö-15 - „Alter Festplatz Uracher Straße“ 
Am Parkplatz „Uracher Straße“ befindet sich ein Altglascontainer Standort, die-
ser müsste bei Bebauung verlegt werden. 
 
K-14 - „Ziegelwasen“ 
Am „Ziegelwasen“ befindet sich ein Altglascontainer Standort, dieser müsste bei 
Bebauung verlegt werden. 
 
K-17 - „Kitteneshalde“ 
In der „Kitteneshalde“, Ende Parkplatz, befindet sich ein Altglascontainer Stand-
ort, dieser müsste bei Bebauung verlegt werden. 
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K-32 - „Schafhofäcker Süd“ 
Am „Schafhofäcker Süd“, befindet sich ein Altglascontainer Standort, dieser 
müsste bei Bebauung verlegt werden. 
 
J-07 - „Nördlich Kornbergstraße“ 
In der „Faußlerstraße“, befindet sich ein Altglascontainer Standort, dieser 
müsste bei Bebauung verlegt werden. 
 
D- 05 - Lebensmittelmarkt 
Östlich des bestehenden REWE- Marktes befindet sich ein Altglascontainer 
Standort, dieser müsste bei Bebauung eventuell verlegt werden. 

 
XIII. Untere Abfallrechtsbehörde  

Herr Jochen Göltl, Tel. 0711 3902-46145 
 

In den vorgelegten Unterlagen findet sich kein Hinweis oder eine Nennung des 
§ 3 Absatz 3 Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) zum Thema Erdmas-
senausgleich.  
 
Bei der Flächennutzungsplanung ist der Erdmassenausgleich noch nicht vorge-
schrieben beziehungsweise benötigt.  
 
Bei der auf den Flächennutzungsplan folgenden Maßnahmen, Ausweisungen 
von Baugebieten und Durchführung von Bauvorhaben im Sinne von § 3 Absatz 
3 LKreiWiG sollen die Abfallrechtsbehörden darauf hinwirken, dass ein Erdmas-
senausgleich durchgeführt wird.  
 
Auf die Arbeitshilfe der Landestelle für Umweltschutz Baden-Württemberg – 
„Kommunales Flächenmanagement“ wird hingewiesen, wonach es sinnvoll sein 
kann, bereits beim Flächennutzungsplan einen Erdmassenausgleich zu berück-
sichtigen.  
 
Spätestens auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung wird der Erdmas-
senausgleich notwendig beziehungsweise gefordert. 

 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
gez. 
Dr. Marion Leuze-Mohr  
Erste Landesbeamtin  
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